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A. Die Zielsetzung der Denkschrift 

1. Durch Beschluß vom 13. Dezember 1956 hat der Deutsche Bundes- 
tag die Bundesregierung ersucht, ihm einen umfassenden Bericht 
über die Möglichkeiten des Umbaues des heutigen kumulativen 
Umsatzsteuersystems in ein nicht kumulatives Umsatzsteuer- 
system unter Beifügung der für eine Entscheidung notwendigen 
Materialien vorzulegen. Als anzustrebendes Ziel nannte der 
Bundestag in dem erwähnten Beschluß, daß ein neues Umsatz- 
steuersystem 

a) einen einwandfreien Ausgleich der umsatzsteuerlichen Be- 
lastung bei der Ein- und Ausfuhr ermögliche; 

b) die Möglichkeit offenhalte, bestimmte Waren und Leistungen 
auf bestimmten Stufen ihrer Erzeugung oder Verteilung aus 
Wirtschafts- oder sozialpolitischen Gründen mit einem er- 
mäßigten Steuersatz zu belasten oder steuerfrei zu lassen; 

c) die kumulative Wirkimg auch für Investitionsgüter beseitige, 
um insbesondere eine zusätzliche Belastung von Rationalisie- 
rungsmaßnahmen auszuschließen. 

2. über diesen vom 2. Bundestag gefaßten Beschluß hinausgehend 
will diese Denkschrift des Bundesministers der Finanzen 
einen Beitrag zur Klärung der Fragen liefern, die in weiten 
Kreisen eine „Unruhe" um die Umsatzsteuer ausgelöst und den 
Wunsch wachgerufen haben, die bestehende Umsatzsteuer zu 
verbessern oder überhaupt zu einer zweckmäßigeren Form der 
Umsatzsteuer überzugehen. 

3. Wichtig für die Urteilsbildung ist die Klarstellung, daß die Um- 
satzsteuer zur Gruppe der Kostensteuem gehört. Die durch die 
Umsatzsteuer verursachte Belastung soll nicht vom Unternehmer 

— zu Lasten seines Gewinns — getragen werden. Der Unter- 
nehmer soll vielmehr nach der Absicht des Gesetzgebers die 
Umsatzsteuer wie jeden anderen Kostenbestandteil bei der Preis- 
kalkulation in Ansatz bringen und ihn auf den Verbraucher über- 
wälzen. Darüber, ob ihm das gelingt, entscheidet der Markt. In 
dieser Hinsicht stehen die Kostensteuern im Gegensatz zu 
solchen Personalsteuern, die an die persönliche Leistungsfähig- 
keit des Steuerpflichtigen anknüpfen und wegen ihrer indi- 
viduellen Wirkung von vornherein nur in bestimmten Grenzen 
überwälzbar sein können. 

4. Gegen die in der Bundesrepublik Deutschland bestehende All- 
phasen-Bruttoumsatzsteuer wird vor allem eingewendet, daß sie 
nicht wettbewerbsneutral wirke, und insbesondere, daß sie die 
Zusammenfassung mehrerer Wirtschaftsstufen in einem Unter- 
nehmen begünstige. Dieser Hinweis ist insofern berechtigt, als 
bei einer Allphasen-Bruttoumsatzsteuer, wie sie in der Bundes- 
republik Deutschland besteht, die Einsparung jeder Umsatzphase 

— wenn man zunächst einmal von den sonstigen Kostenverände- 
rungen absieht, die eine solche organisatorische Umstellung ver- 
ursacht — eine Ersparnis in Höhe der in den eingesparten Um- 
satzphasen zu zahlenden Umsatzsteuer mit sich bringt. 

5. Im Vordergrund der Denkschrift stehen daher Überlegungen, die 
zeigen, in welchem Umfange die Ziele der Wettbewerbsneutrali- 
tät und der Vermeidung einer konzentrationsfördernden Wir- 
kung, vor allem auch im Hinblick auf die mittelständischen Be- 
triebe, durch die Allphasen-Bruttoumsatzsteuer und durch andere 
denkbare Formen der Umsatzbesteuerung sich verwirklichen 
lassen. Daneben sind auch alle übrigen Fragen behandelt, die in 
der Diskussion um die Umsatzbesteuerung eine Rolle spielen, 
insbesondere jene, die in dem Beschluß des Bundestages vom 
13. Dezember 1956 an gesprochen sind, und die wichtige Frage 
der verwaltungsmäßigen Verwiirklichung. 
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6. Die Denkschrift hat sich das Ziel gesetzt, dem Leser ein Urteil 
über die Vor- und Nachteile der verschiedenen Umsatzsteuer- 
formen zu erleiditem und die Diskussion darüber, audi im Hin- 
blick auf die Erfordernisse des Gemeinsamen Marktes, anzu- 
regen. Sie will damit den Weg zu einer Verbesserung der Um- 
satzbesteuerung in der Bundesrepublik Deutschland vorbereiten, 
ohne aber in diesem Augenblick schon selbst endgültige Vor- 
schläge für eine Neuregeloing zu machen. 


B. Volkswirtschaftliche Grundlegung 


1. Das Wesen der Umsatzsteuer und ihre 
Bedeutung in wichtigen Ländern 

7. Die deutsche Umsatzsteuer ist gesetzestechnisch 
als Verkehrsteuer gestaltet, da sie an Akte des 
wirtschaftlichen Verkehrs, an entgeltliche Liefe- 
rungen und sonstige Leistungen, anknüpft. Or- 
ganisatorisch ist sie der Verwaltung der Be- 
sitz- und Verkehrsteuern zugewiesen. Sie ge- 
hört zu den allgemeinen Umsatzsteuern. Diese 
belasten grundsätzlich alle Warenlieferungen, 
oft auch alle oder bestimmte sonstige Leistun- 
gen, und zwar entweder in allen Phasen (Stu- 
fen) der Produktions- und Verteilungskette 
(Allphasensteuer), in mehreren Phasen (Mehr- 
phasensteuer) oder nur in einer Phase (Einzel- 
handelssteuer, Einzelhandelsvorumsatzsteuer, 
Produktionssteuer). Da die Umsatzsteuer in der 
Bundesrepublik Deutschland grundsätzlich alle 
gewerblichen und beruflichen Leistungen er- 
faßt, z. B. auch die der freien Berufe, ist sie der 
Sache nach eine allgemeine Leistungssteuer, 
Nach dem Willen des Gesetzes soll die Umsatz- 
steuer vom Steuerschuldner im Preis für die 
Waren oder Leistungen auf den Verbraucher 
überwälzt werden, der beim Gelingen der Über- 
wälzung zum Steuerträger wird (vgl. Nr. 3). Die 
allgemeine Umsatzsteuer hat insoweit, volkswirt- 
schaftlich betrachtet, die Wirkung einer allge- 
meinen Verbrauchsteuer im Gegensatz zu den 
besonderen Verbrauchsteuern (den Spezialakzi- 
sen) z. B. auf Tabak, Bier, Kaffee, Tee und im 
Gegensatz zu den Sonderumsatzsteuern auf 
Luxusgüter oder Güter des gehobenen Bedarfs, 
wie sie in einer Reihe von ausländischen Staa- 
ten erhoben werden; insbesondere besteuert 
Großbritannien nur ausgewählte Warengrup- 
pen mit differenzierten Steuersätzen auf Luxus- 
güter und Güter des gehobenen Bedarfs. • — 
Die Überwälzungsvorgänge, die dazu führen, 
daß die Verbraucher zum Steuerträger werden, 
lösen vielfach den Wunsch nach einer sozialen 
Differenzierung der Umsatzsteuersätze aus. Ge- 
genüber solchen Bestrebungen darf aber nicht 
vergessen werden, daß die wichtigste an eine 
allgemeine Umsatzsteuer als Kostensteuer zu 
stellende Forderung die nach möglichst vollkom- 
mener Wettbewerbsneutralität ist (vgl. Nr. 10). 

8. Im ersten Weltkriege und kurz danach haben 
viele Staaten auf der Suche nach einer zusätz- 


lichen Steuerquelle die Umsatzsteuer einge- 
’führt. In der Mehrzahl dieser Staaten ist die 
Umsatzsteuer mittlerweile eine der ertragreich- 
sten Einnahmequellen geworden, die nicht 
mehr entbehrt werden kann. Ihr Anteil am ge- 
samten Steueraufkommen des Staates und der 
staatlichen Unterverbände (einschließlich der 
Gemeinden und Gemeindeverbände) betrug im 
Haushaltsjahr 1956 (soweit durch * gekenn- 
zeichnet, Haushaltsjahr 19’55) zum Beispiel: ^) 

in der Bundesrepublik Deutschland 26,3 v. H. 


in Frankreich 38,5 v. H. 

in Österreich * 29,6 v. H. 

in Belgien 27,5 v. H. 

in Norwegen * 22,3 v. H. 

in Italien 21,2 v.H. 

in den Niederlanden 16,8 v. H. 

in der Schweiz 12,8 v.H. 

in Luxemburg 16,1 v, H. 

in Großbritannien 8,4 v. H. 


9. Volkswirtschaftlich gesehen führt die Umsatz- 
steuer — wie jede andere Steuer — zur Ablei- 
tung oder Umleitung eines mehr oder minder 
beträchtlichen Kaufkraftstromes aus den pri- 
vaten Haushalten und Unternehmen in die 
Haushalte der öffentlichen Hand und — je nach 
Verwendung des Aufkommens — über die 
öffentlichen Haushalte wieder zurück in die 
Privatwirtschaft. Die Bedeutung des durch die 
Umsatzsteuer umgeleiteten Kaufkraftstromes 
iln Wirtschaftsprozeß kann man am besten aus 
der Relation zwischen Umsatzsteueraufkommen 
und Bruttosozialprodukt ablesen. In v. H. des 
Bruttosozialproduktes beträgt die Umsatzsteuer 
1956 (soweit durch * gekennzeichnet, Haushalts- 
jahr 1955) beispielsweise: ^) 
in der Bundesrepublik Deutschland 6,4 v. H. 


in Frankreich 8,4 v. H. 

in Österreich * 6,0 v. H. 

in Norwegen * 5,0 v. H. 

in Belgien 4,8 v. H. 

in den Niederlanden 4,2 v. H. 

in Italien 4,8 v. H. 

in Luxemburg 3,7 v. H. 

in Großbritannien 2,2 v. H. 

in der Schweiz 1,9 v.H. 


^) berechnet vom Bundesministerium der Finanzen 
auf Grund amtlicher Veröffentlichungen der auf- 
geführten Staaten 
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II. Die Stellung der allgemeinen 
Umsatzsteuer im Gesamtsteuer- 
system. Differenzierung der 
Steuersätze? 

10. Während die Umsatzsteuer in den staatskapita- 
listisdien Ländern, imsbesondere in der UdSSR, 
nidit nur ein Mittel der Einnahmebesdiaffung, 
sondern als eingeplanter Bestandteil des Waren- 
preises zugleich auch ein Mittel zur Lenkung 
der Warenverteilung und der Produktion dar- 
stellt, beschränkt sich ihre Aufgabe in einer 
marktwirtschaftlidi ausgerichteten Volkswirt- 
schaft grundsätzlich auf die Beschaffung aus- 
reichender Mittel zur Befriedigung des Staats- 
bedarfs. Die Personen, die die Umsatzisteuer 
tragen, sind im Gegensatz zu denen, die sie 
zahlen, infolge der Unbestimmbarkeit des Über- 
wälzungsvorganges — wie übrigens bei allen 
überwälzbaren Steuern — nicht einwandfrei 
festzustellen. Eine allgemeine Umsatzsteuer 
eignet sich daher nur wenig für die Durch- 
setzung wirtschaftspolitischer oder sozialer 
Zielsetzungen. Wirtschaftspolitische oder so- 
ziale Lenkungsziele wird man gegebenenfalls 
mit speziellen Aufwandsteuern, insbesondere 
mit den für gewisse Waren, z. B. Tabak, all- 
gemein üblichen Verbrauchsteuern anstreben 
müssen. Natürlich gilt aber auch für diese der 
Grundsatz der Wettbewerbsneutralität, also der 
gleichmäßigen Behandlung konkurrierender 
Unternehmen. 

Unterschiede in den Umsatzsteuersätzen füh- 
ren im übrigen — indem sie den Grundsatz der 
Wettbewerbsneutralltät verletzen — zu Ver- 
stößen gegen den Grundsatz der Wirtschaft- 
lichkeit (vgl. auch Nr. 17). Die natürlichen wirt- 
schaftlichen Marktbedingungen werden zugun- 
sten konkurrierender Waren mit geringerer 
Umsatzsteuerbelastung verfälscht. Damit ge- 
winnen die Unternehmen, die diese Güter Um- 
setzen, die Möglichkeit, ihren Marktanteil zu 
vergrößern und ihre Gewinne zu erhöhen. 

Allgemein sollten die fiskalischen Instru- 
mente der allgemeinen Umsatzsteuer und an- 
derer Kostensteuern mit möglichst wenig Diffe- 
renzierungen oder Befreiungen ausgestattet 
werden. Eine Differenzierung nach Unter- 
nehmungsgrößen oder nach Warenarten im ein- 
zelnen widerspricht dem Wesen einer allgemei- 
nen Umsatzsteuer. Sie sollte insbesondere nicht 
eingeführt werden, um die Ertragslage be- 
stimmter Gruppen von Unternehmen zu ver- 
bessern. Die allgemeine Umsatzsteuer sollte 
vielmehr grundsätzlich den Charakter einer auf 
die Ware bezogenen kalkulierbaren Belastung 
haben, deren Vorzug in der gleichmäßigen Wir- 
kung liegt und die darüber hinaus für Verwal- 
tung und Wirtschaft leicht zu handhaben sein 
sollte. 

Eine Differenzierung der Umsatzsteuersätze 
kann um so leichter entbehrt werden, als eine 
Ergänzung der allgemeinen Umsatzsteuer durch 
spezielle Verbrau chsteuem, denen, insbeson- 
dere im Zusammenhang mit der Ausgaben- 
gestaltung,' sozial- oder wirtschaftspolitische 


Zielsetzungen zugrunde liegen, als leicht prakti- 
zierbares Verfahren in Betracht kcymmt. Im 
übrigen bedarf die oben entwickelte wirt- 
schafts- und finanzpolitische Zielsetzung dei 
allgemeinen Umsatzsteuer, vom Standpunkt der 
Steuersystematik aus, der Ergänzung durch 
Steuern, die bewußt an die individuellen Unter- 
schiede in der Leistungsfähigkeit anknüpfen. 
Diesen nach der Leis tim gsfähigkeit gestuften 
Steuern sollte man die Aufgabe des sozialen 
Ausgleichs im Rahmen des Steuersystems. über- 
lassen. Im übrigen wird sich der soziale Aus- 
gleich vorzugsweise durch die Gestaltung der 
Ausgaben vollziehen müssen. 

Die technische Möglichkeit einer Abstufung 
der Umsatzsteuerbelastung nach Warenarten 
ist bei allen Umsatzsteuertypen gegeben. Ihrer 
Verwirklichung stehen aber neben den zusätz- 
lichen Belastungen des Steuerpflichtigen durch 
erweiterte Buchführunigs Verpflichtungen und 
neben sonstigen Verwaltungserschwernisisen 
insbesondere die dargelegten grundsätzlichen 
Bedenken entgegen. . 

Bei der jetzigen Gesamthöhe der Steuerlast 
Jst die Aufbringung eines großen Teils des 
Steueraufkommens durch grundsätzlich wett- 
bewerbsneutrale Steuern unerläßlich, wenn die 
marktwirtschaftliche Ordnung intakt und die 
Arbeitsfreudigkeit und die Initiative erhalten 
bleiben sollen. Steuerbegünstigungen bei der 
allgemeinen Umsatzsteuer hätten auch eine Ge- 
fährdung des systemgerechten Aufbaues dieser 
Steuer zur Folge. Die Unversehrtheit der 
Steuersystematik ist aber das Fundament der 
Steuergerechtigkeit. Jede Durchbrechung der 
Grundsätze, nach denen eine Steuer aufgebaut 
ist, verstößt gegen die „Gerechtigkeit an sich"; 
sie schafft Vorteile für eine bestimmte Per- 
sonengruppe und damit zugleich — zumindest 
relativ — Nachteile für alle übrigen Personen- 
gruppen. 

III. Die kumulierende und 
konzentrationsfördernde Wirkung 
der Allphasen-Bruttoumsatzsteuer 

1 1. Eine Bruttoumsatzsteuer, die im Grundsatz jeden 
Umsatzvorgang mit einer Steuer belastet, führt 
naturgemäß dazu, daß die Gesamtbelastung 
durch Umsatzsteuer um so höher ausfällt, je 
mehr Umsatzphasen von einer Ware auf ihrem 
Wege vom Urprodukt bis zum fertigen Ver- 
brauchsgut durchlaufen werden. Auf diesem 
Wege ergibt sich ein Wachstum der Steuer- 
belastung mit der Anzahl der durchlaufenen 
Phasen und als Teilvorgang gleichzeitig ein 
Anstieg der Steuerbelastung durch die Berech- 
nung der Steuer von der Steuer. Die Wirkung 
der Kumulation von Umsatzphasen ist von 
größerer Bedeutung als die Berechnung der 
Steuer von der Steuer. Die Kumulativ Wirkung 
im engeren Sinne (Steuer von der Steuer) kann 
nach schematischen Modellberechnungen bei 
der Allphasen-Bruttoumsatzsteuer der Bundes- 
republik Deutschland kaum mehr als 0,5 v. H. 
des Verbraucherpreises einer Ware ausmachen; 
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unterstellt ist dabei, daß der Produktions- und 
Verteilungsprozeß insgesamt sechs Phasen um- 
faßt. 

Die Kumulation kann bei konkurrierenden 
Waren zu einer Verletzung der Wettbewerbs- 
neutralität führen und die Konzentration för- 
dern (vgl. Nr. 12). 

12. Die Einsparung einer Umsatzphase bringt — im 
Vergleich zum Konkurrenzuntemehmen, das auf 
die entsprechende Umsatzphase nicht verzich- 
ten kann — einen Steuervorteil von normaler- 
weise 4 V. H. des Umsatzwertes der Phase. Der 
Vorteil spielt mithin in der Kostenkalkulation 
durchaus eine Rolle. Allerdings muß man mit 
diesem Steuerkostenvorteil die Produktions- 
und (oder) Verteilungskosten in Vergleich 
setzen, die bei Einsparung einer zusätzlichen 
Umsatzphase entstehen (oder auch eingespart 
werden). Jedenfalls kann nicht übersehen wer- 
den, daß neben den betriebswirtschaftlichen 
und technischen Elementen auch die Möglich- 
keit, Umsatzsteuer einzusparen, in die organi- 
satorischen und kalkulatorischen Überlegungen 
der Unternehmer einibezogen wird. Von daher 
ergibt sich in den Planungen der Unternehmer 
aus tder Allphasen-Bruttoumsatzs teuer ein An- 
reiz in konzentrationsfördemder Richtung. 

Dieser Anreiz ist abhängig von der Höhe des 
Umsatzsteueranteilis an den Gesamtkosten (ab- 
züglich Wareneinkauf), die in der Phase an- 
fallen, deren Eingliederung in ein anderes 
Unternehmen erwogen wird. Je größer die 
Wertschöpfung einer Umsatzphase ist, um so 
weniger fällt (neben den anderen Kosten- 
faktoren) die Umsatzsteuerbelastung ins Ge- 
wicht. Je geringer die Wortschöpfung einer 
Umsatzphase ist, um so bedeutungsvoller ist 

— bei dem geringen Anteil der übrigen Kosten- 
faktoren ohne Wareneinkauf — die Belastung 
durch eine Allphasen-Bruttoumsatzsteuer. Diese 
Überlegung bestätigt die besondere Bedeutung 
einer zweckmäßigen Regelung der Umsatz- 
steuer ifür die Handelsstufen. 

Im übrigen steigt die Neigung, in ein beste- 
hendes Unternehmen einen Wirtschaftsvorgang 
einzugliedem, der bisher von einem dritten 
Unternehmen selbständig und daher umsatz- 
steuerpflichtig durchgeführt wurde, im Rahmen 
einer Allphasen-Bruttoumsatzsteuer ganz all- 
gemein parallel zur Häufigkeit des Kapital- 
umschlags bei dem zur Diskussion stehenden 
Wirtschaftsvorgang, Dieser erhöhte Anreiz er- 
gibt sich, weil zugleich mit der Umschlags- 
häufigkeit des Kapitals die Umsatzsteuer- 
belastung gegenüber anderen Kostenfaktoren 

— insbesondere gegenüber den Kapitalkosten 

— an Gewicht gewinnt. 

13. Die kostenmäßigen und kalkulatorischen Hemm- 
nisse, die sich dem Einbau einer Umsatzphase 
in ein bestehendes Unternehmen in den Weg 
stellen, können durch Schaffung eines Organ- 
schaftsverhältnisses weitgehend umgangen wer- 
den.. Als Organschaft wird es bezeichnet, wenn 
eine juristische Person auf Grund der tatsäch- 


lich gegebenen Verhältnisse als unselbstän- 
diger Teil des sie beherrschenden Untemehmers 
behandelt wird. Die umsatzsteuerliche Folge 
davon ist, daß steuerbare Umsätze zwischen 
dem beherrschenden Unternehmer und der von 
ihm beherrschten juristischen Person aus- 
geschlossen sind. Die Organschaft kann dem- 
gemäß als Mittel benutzt werden, um die um- 
satzsteuerlichen Einsparungsmöglichkeiten bei 
der Allphasen-Bruttoumsatzsteuer auszuschöp- 
fen, ohne die damit verbundenen betriebswirt- 
schaftlichen Risiken voll zu übernehmen und 
ohne eigentumsrechtlich die Konsequenz aus 
der faktisch vollzogenen Betriebskonzentration 
zu ziehen. 

In steuerrechtlicher und steuertechnischer Hin- 
sicht sind der Organschaft auf der anderen Seite 
im Rahmen der geltenden Umsatzsteuerform V or- 
züge zuzuerkennen — insbesondere auch wegen 
der Ungleichmäßigkeiten, die sich bei Nicht- 
anerkennung der Organscbaft aus der Hand- 
habung von Verrechnungspreisen ergeben kön- 
nen. Dadurch, daß bei Umsätzen zwischen be- 
herrschendem Unternehmer und Organgesell- 
schaft nicht Marktpreise zur Anwendung kom- 
men, sondern nur kalkulatorisch ermittelte 
Werte als Verrechnungsgrundlage dienen, bie- 
tet sich bis zu einem gewissen Grade die Mög- 
lichkeit, Kosten und Gewinne bei dem einen 
c>der anderen Organschaftsteil in Erscheinung 
treten zu lassen. — Im übrigen kommen auch 
Fälle vor, in denen das Organschaftsverhältnis 
zu einer Erhöhung der Umsatzsteuerbelastung 
führt, z. B, bei der Verbindung einer Pro- 
duktionsstufe mit einer Handelsstufe. Bei der 
vertikalen Konzentration mehrerer Produktions- 
stufen ergibt sich jedoch regelmäßig aus der 
Anerkennung der Organschaft eine Ersparung 
von Umsatzsteuer. Der Bundesfinanzhof hat im 
übrigen ausgeführt, daß die Organschaft in vie- 
len Fällen geeignet sei, die stärkste Form der 
Konzentration, die Fusion, zu vermeiden. (Eine 
statistische Beobachtung der nach Wiederein- 
führung der Organschaft ab 1. April 1958 sich 
abzeichnenden Entwicklungstendenzen ist ein- 
geleitet; vgl. Nr. 59.) 

14. Wenn man den Anreiz zur Einsparung einer 
oder mehrerer Umsatzphasen beseitigen will, 
der von vielen Beurteilen! als Konstruktions- 
fehler der Allphasen-Bruttoumsatzsteuer emp- 
funden wird, SO bleibt — betrachtet man den 
Sachverhalt zunächst einmal nur unter logisch- 
methodischen Gesichtspunkten — die Wahl 
zwischen 

a) der Steuer auf den „reinen" Mehrwert, die 
gewissermaßen den Wertschöpfungsprozeß 
vom Urprodukt bis zur Lieferung des ver- 
brauchsfertigen Gutes an den Verbraucher 
als einphasigen Prozeß konstruiert, und 

b) der einphasigen Umsatzsteuer, welche den 
Vorgang der Umsatzsteuererhebung auf 
eine bestimmte Phase konzentriert. 

Diese beiden Umsatzsteuerformen — und nur 
diese beiden — schließen, wenn man nur die 
Umsatzsteuer als solche betrachtet, grundsätz- 
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lieh die Kiumulationswirkung und damit Ver- 
letzungen der Wettbewerbsneutralität bei kon- 
kurrierenden Waren sowie Wirkungen, welche 
die Unternehmenskonzentration fördern könn- 
ten, aus. Allerdings taucht dabei das Problem 
der kalkulatorischen Nebenwirkungen auf, das 
im folgenden behandelt wird. 

IV. Umsatzsteuer und 
Preiskalkulation, 

„Schatten Wirkungen" der 
Umsatzsteuer 

15. Jede Steuerlast löst beim Steuerzahler das Be- 
mühen aus, die Steuerbelastung im Preise zu 
überwälzen. Das gilt grundsätzlich für alle 
Steuerarten. Bei der Umsatzsteuer (und über- 
haupt bei den Kostensteuern) entspricht die- 
ser Überwälzungsvorgang auch den Absichten 
des Gesetzgebers. Unabhängig von dem Bestre- 
ben nach Überwälzung der Steuer wird aber 
jeder Unternehmer auch bemüht sein, die 
Kosten seines Unternehmens zu senken und 
dadurch seinen Gewinn zu erhöhen. Die als 
Folge von Rationalisierungsmaßnahmen er- 
reichbare und erreichte Kosteneinsparung bie- 
tet unter Umständen die Möglichkeit, die Um- 
satzsteuerbelastung ohne kalkulatorische Preis- j 
erhöhungen in den Preis einzubauen (Steuer- , 
einholung). 

16. Neben diesen Überwälzungsvorgängen (und 
Rückwälzungsvorgängen), welche an die Um- 
satzsteuer als solche anknüpfen, darf man — 
um zu einem voll gültigen Urteil über die 
Zweckmäßigkeit der verschiedenen Umsatz- 
steuerarten zu kommen — auch die kalkulato- 
rischen Nebenwirkungen nicht außer acht las- 
sen, welche die einzelnen Umsatzsteuerarten 
auslösen. Diese Nebenwirkungen ergeben sich 
aus dem Kostencharakter der Umsatzsteuer, die 
in Produktionsbetrieben mit ausgebauter Kosten- 
rechnung in der Regel im Anschluß an die Kal- 
kulation der Erzeugungskosten besonders be- 
rechnet wird. Bei Produktionsbetrieben mit 
nicht ausgebauter Kostenrechnung, also vor 
allem in Klein- und Mittelbetrieben, ist die Um- 
satzsteuer Bestandteil des Rohgewinnaufschla- 
ges. Bei Handelsbetrieben ist sie im Handels- 
aufschlag enthalten. Sämtliche Aufschläge, 
seien es die Gemeinkostenzuschläge auf das 
Material bei Fertigungsbetrieben mit ausgebau- 
ter Kostenrechnung, seien es die Rohgewinn- 
zuschläge oder die Handelsaufschläge, werden 
auf den Anschaffungspreis (einschließlich Um- 
satzsteuer) der Fertigungsstoffe oder der Fer- 
tigwaren vorgenommen. Eine wesentliche Rolle 
spielen die Abschreibungen; die angeschafften 
Investitionsgüter dienen mit ihrem Anschaf- 
fungspreis (einschließlich Umsatzsteuer) als 
Abschreibungsbasis. Im Rahmen der Preiskal- 
kulation unterliegt mithin die Umsatzsteuer 
den gleichen Kalkulationsbedingungen wie je- 
des andere Kostenelement. Erhöht sich ein 
Kostenelement, dann erhöhen sich die Ge- 
samtkosten und umgekehrt. Werden Kostener- 


höhungen im Preis weitergewälzt, so geht ein 
erhöhtes Kostenvolumen in die folgenden 
Wirtschaftsstufen ein und verbreitert deren 
Kalkulationsbasis. Soweit starre, auf prozen- 
tualer Basis errechnete Zuschläge Anwendung 
finden — das ist insbesondere in den Handels- 
stufen und im Handwerk weitgehend der Fall, 
in der Industrie dagegen im allgemeinen nicht 
— , bewirken erhöhte Einstandspreise über das 
Ausmaß der ursächlichen Kostenerhöhung hin- 
aüsgehende Erhöhungen der Verkaufspreise. 
Aus den gleichen Gründen müssen umgekehrt 
Kostensenkungen, im Preise weitergegeben, 
zu einer Ermäßigung des Verkaufspreises füh- 
ren (und zwar ebenfalls in stärkerem Umfang, 
als es der Preisermäßigung des Kostenbestand- 
teiles entspricht). 

Für die kalkulatorischen Nebenwirkungen bei 
der Umsatzsteuer ist es deshalb vor allem von 
Bedeutung, in welchem ^ Stadium des Produk- 
tions- und Verteilungsprozesses die Umsatz- 
steuer zu zahlen ist. 


Die Umsatzsteuerbelastung verteilt sich auf 
die einzelnen Wirtschaftsstufen — nach modell- 
mäßigen Berechnungen — wie folgt: 


Wirtschaftsstufe 

Umsatzsteu 

nach der all- 
phasigen Netto- 
umsatzsteuer 
mit Vorumsatz- 
abzug ^) ^) 
in V. H. 

srbelastung 

nach der all- 
phasigen Brutto- 
umsatzsteuer 

in V. H. 

Rohstoffstufe . . 



1. Erzeugung . . 

7,9 

4,6 

2. Großhandel . . 

9,4 

~ 4,6 

Verarbeitungsstufe 



3. Halbware . , . 

13,2 

12,3 

4. Fertigware . . 

31,6 44,8 

28,1 40,4 

Verteilungsstufe , 



5. Großhandel . . 

13,4 

8,3 

6, Einzelhandel 

32,4 45,8 

46,7 55,0 

insgesamt . . 

100 

100 


^) Alle umsatzbesteuerten Vorumsätze einschließlich 
Aufwendungen für Investitionen sind im Netto- 
umsatz nicht enthalten. 


2) Bei Durchführung der Berechnungen für eine 
Nettoumsatzsteuer mit Vorsteuerabzug ergeben 
sich annähernd gleiche Relationen. 

Bei einer Einphasensteuer kann der Gesetz- 
geber die Umsatzphase bestimmen, die er be- 
lasten will. 

Je früher im Produktions- und Verteilungs- 
prozeß die Umsatzsteuer anfällt, um so zahl- 
reichere Umsatzphasen folgen nach, in denen 
das Wertschöpfungsvolumen der voraufgehen- 
den Umsatzphase zuzüglich des Wertschöp- 
fungsvolumens der betroffenen Umsatzphase 
als Grundlage für die Berechnung der Gemein- 
kosten und Gewinnzuschläge dient. Auf diese 
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Weise ergibt sich eine Erhöhung des kalkula- 
torischen und, soweit der Markt es zuläßt, auch 
des effektiven Preises. 

Zumindest der Tendenz nach vermehren sich 
also die kalkulatorischen Nebenwirkungen 
(Schattenwirkungen) der Umsatzsteuer mit der 
Anzahl der noch zu durchlaufenden nachfolgen- 
den Stufen. Daß diese Annahme richtig ist, wird 
auch durch die Wahrnehmung bestätigt, nach 
welcher Gemeinkosten und Gewinn kalkulato- 
risch nur dort angesetzt werden können, wo das 
Volumen der Kosten (Materialkosten, Ferti- 
gungslöhne) entsprechende Ansatzpunkte bietet. 

überprüft man den Gedankengang am Mo- 
dell des „Grenzbetriebes" im Sinne der öko- 
nomischen Theorie, so zeigt sich ebenfalls, daß 
die Kosten (einschließlich Umsatzsteuerkosten 
und Gemeinkostenzuschläge) des für die Befrie- 
digung der Nachfrage noch unentbehrlichen 
Grenzbetriebes in den jeweils vergleichbaren 
Umsatzphasen um so höher liegen, je früher im 
Wirtschaftsablauf die Umsatzsteuer gezahlt 
wird. Auch von dieser Sicht aus bestätigt sich 
mithin die Möglichkeit kalkulatorischer Neben- 
wirkungen der Umsatzsteuer; denn auch der 
Grenzbetrieb muß zumindest seine Selbstkosten 
decken; dazu gehört auch der kalkulatorische 
Unternehmerlohn. 

Was überwälzt werden kann, bestimmt — 
allerdings in Abhängigkeit von den Kosten des 
unentbehrlichen Grenzbetriebes — der Markt, 
Wenn man ein gleichbleibendes Kaufkraftvolu- 
men unterstellt, müssen — in der Theorie — 
Preiserhöhungen, die sich insbesondere beim 
Übergang von einer Umsatzsteuerform auf 
eine andere als Folge kalkulatorischer Neben- 
wirkungen der Umsatzsteuer bei einzelnen 
Waren ergeben, bei anderen Waren Preissen- 
kungen erzwingen. 

So ist dafür gesorgt, daß die Bäume nicht in 
den Himmel wachsen können,* aber es darf 
nicht übersehen werden, daß bis zu einem ge- 
wissen Grade 

steigende kalkulatorische Kosten tendenziell 
steigende Preise und steigende Preise ten- 
denziell (z. B. über vermehrte Inanspruch- 
nahme von Krediten) eine Ausweitung des 
Geldvolumens 

nach sich ziehen. 

Je mehr die Marktsituation dem Zustand 
eines Verkäufermarktes angenähert ist oder 
die Marktstellung einzelner Unternehmen den 
Charakter eines Oligopols trägt, um so we- 
niger wird man sich auf ein gleichbleibendes 
Kaufkraft- und Geldvolumen — und auf einen 
Ausgleich kalkulatorischer Kosten- und Preis- 
erhöhungstendenzen von dieser Seite her — 
verlassen können. 

Beim Übergang von einem Umsatzsteuertyp 
zu einem anderen wird überdies diese preis- 


ausgleichende Wirkung der stabilen Geld- 
menge nicht etwa mit Hilfe der Markttranspa- 
renz im vorhinein gesichert, sondern sie muß 
unter vielen Reibungen in den Absatz- und 
Preiskämpfen am Markt durchgesetzt werden. 
Ob dabei im einzelnen die kalkulatorischen 
Nebenwirkungen der neuen Umsatzsteuer kor- 
rigiert oder ob Preissenkungen anderer Art 
erzwungen werden, ist eine Frage der jewei- 
ligen Marktposition der verschiedenen Unter- 
nehmungen, Wirtschaftszweige und Waren- 
gruppen. 

Die Bedeutung dieser Gesichtspunkte wird 
auch durch praktische Erfahrungen des Auslan- 
des bestätigt: 

a) Bei der Umsatzsteuerreform 1954 sind in 
den Niederlanden die Lieferungen des Ein- 
zelhandels von der Umsatzsteuer befreit 
worden. Um einen Ausgleich für den da- 
durch eintretenden Steuerausfall zu erhalten, 
wurde gleichzeitig der Umsatzsteuersatz für 
die Lieferungen vom Erzeuger an den Händ* 
1er von bisher 4 v. H. auf 5 v. H. erhöht. 
Diese Neuregelung hätte an sich die End- 
preise für die Verbraucher nicht zu verän- 
dern brauchen. Der Einzelhandel zog jedoch 
zum großen Teil nicht die Folgerung, im 
Hinblick auf seine Befreiung von der Um- 
satzsteuer seine Spannen zu ermäßigen. Die 
niederländische Regierung sah sich daher 
veranlaßt, durch die Verordnung Nr. 5919 
vom 3, März 1955 die Anpassung der Span- 
nen an die neue Umsatzsteuerregelung 
zwingend vorzuschreiben. 

b) Die Regierung der Französischen Republik 
hatte sich mit dem Problem bei der Steuer- 
reform des Jahres 1955 (Begründung zu De- 
kret Nr. 55 — 465 vom 30. April 1955) zu 
befassen. Sie hat den Vorschlag, den Ver- 
teilungssektor von jeder indirekten Be- 
steuerung zu entlasten, mit folgender Be- 
gründung abgelehnt (Journal Officiel Nr. 
105 vom 1., 2. und 3. Mai 1955 S. 4371): 

„Wenn die auf dem Verteilungssektor la- 
stenden indirekten Steuern in den Pro- 
duktionsbereich verlegt worden wären, 
hätte der Mehrwertsteuersatz 25 v. H. be- 
tragen müssen. Eine derartige Erhöhung 
des Steuersatzes wäre eine ernste Be- 
drohung der Preisstabilität gewesen. Die 
Auswirkungen dieser Bedrohung wären 
noch dadurch vergrößert worden, daß bei 
zahlreichen Erzeugnissen die Handels- 
spannen nach Hundertsätzen berechnet 
werden. Da die Regierung bestrebt war, 
auf diesem Gebiet die Härten der Preis- 
kontrolle nicht zu steigern, konnte sie die 
Lösung nur ablehnen." 

Man wird also die kalkulatorischen Neben- 
wirkungen der einzelnen Umsatzsteuerarten 
zwar nicht Übergewichten dürfen, aber man 
wird sie auch nicht vernachlässigen können. 
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V. Die Umsatzsteuer und der 
Grundsatz der Wirtschaftlichkeit 

17. Steuerrechtliche Maßnahmen, die in die Wirt- 
schaft eingreifen — und das gilt in besonders 
hohem Maße von der Umsatzsteuer — sollten so 
aufgebaut sein, daß sie die Verwirklichung 
eines Höchstmaßes an Wirtschaftlichkeit nicht 
erschweren, sondern — soweit möglich — in 
ihrem Rahmen fördern. 

Auf der anderen Seite müssen auch die 
Steuern selbst in ihrem Aufbau dem Grundsatz 
der Wirtschaftlichkeit Rechnung tragen, so daß 
sie mit einem Mindestmaß an Aufwand für 
Wirtschaft und Verwaltung ein Optimum an 
Ertrag erbringen. 

Daß differenzierte Steuersätze bei konkurrie- 
renden Waren die Wettbewerbsneutralität und 
den Grundsatz der Wirtschaftlichkeit verletzen 
können, ist bereits zu Nr. 10 ausgeführt. 

Aber auch die Konstruktion der Steuer als 
solche kann auf die Wirtschaftlichkeit ungünstig 
einwirken. Ob es nach dem jeweiligen Stande 
der Technik, der Organisationsbedingungen, 
der Verbrauchsgewohnheiten, der Wettbewerbs- 
lage usf, für ein bestimmtes Unternehmen zu 
einem gegebenen Zeitpunkt ratsam ist, 

Wirtschaftsvorgänge, die sich bislang in zwei 
oder mehreren Unternehmungen vollzogen 
haben, in einem Unternehmen zusammenzu- 
fassen, ' 

oder umgekehrt, Wirtschaftsvorgänge, die 
bisher in einem Unternehmen abgewickelt 
wurden, auf mehrere Unternehmen und dem- 
entsprechend auf mehrere Umsatzphasen zu | 
verteilen, 

läßt sich nicht allgemein für alle Unternehmen | 
und nicht im vorhinein für einen längeren i 
Zeitraum entscheiden. Diese Feststellung spricht ; 
dafür, die Umsatzsteuer so zu konstruieren, daß ^ 
sie derartige Organisationsentscheidungen nicht i 
beeinflußt. Die Anknüpfung der Umsatzsteuer | 
an den steuerrechtlichen Begriff des (Außen-) | 
Umsatzes statt an den betriebswirtschaftlichen | 
Begriff der Produktions- oder Verteilungslei- 
stung (unabhängig von der Unterscheidung 
zwischen innerbetrieblichen Umsätzen und Um- 
sätzen, die mehrere Unternehmungen berühren) 
kann zu unökonomischen Unternehmungskon- 
struktionen Anlaß geben. 

Sie führt dazu, daß zwei Unternehmen, die 
das gleiche Erzeugnis herstellen, im Preise als 
Kostenbestandteil unterschiedliche Umsatz- 
steuerbelastungen unterzubringen haben, je 
nachdem, ob sie beispielsweise die Zulieferteile 
in geringerem oder größerem Umfange im 
eigenen Unternehmen herstellen oder von drit- 
ten Unternehmen beziehen. Zu berücksichtigen 
ist allerdings, daß der Marktpreis sich bildet im 
Zusammenspiel von Angebot und Nachfrage 
unter beherrschendem Einfluß der Anbieter mit 
den niedrigsten Preisen und den rationellsten [ 


Fertigungsbedingungen, die ihr Angebot zu- 
nehmend vermehren können. Dabei dürften nur 
selten gerade die Unternehmungen, deren 
Organisation in dem Bestreben, Unsatzsteuer 
einzusparen, nicht das denkbare Optimum an 
Wirtschaftlichkeit erreicht hat, als Grenzbetriebe 
den Ausschlag für die Preisbildung geben. — 
Trotzdem muß es natürlich als Ziel angesehen 
werden, möglichst alle Hindernisse zu beseiti- 
gen, die durch gewillkürte Maßnahmen — wie 
Steuern — der vollkommenen Verwirklichung 
des wirtschaftlichen Prinzips in den Weg gelegt 
werden. 

Auf der anderen Seite darf man nicht über- 
sehen, daß die theoretischen Vorteile einer 
methodisch und ökonomisch einwandfrei durch- 
konstruierten Steuer in der Praxis möglicher- 
weise nicht zum Tragen kommen oder sogar 
durch schädliche Wirkungen überkompensiert 
werden, wenn die Handhabung der Steuer für 
Wirtschaft und Verwaltung große Schwierig- 
keiten verursacht und Ansatzpunkte für Irr- 
tümer und Umgehungen bietet. 

Eine Steuer, die an den Bruttoumsatz an- 
knüpft, der für jedermann — und insbesondere 
auch für den „kleinen" Handwerker und Einzel- 
händler — leicht feststellbar ist, genießt in die- 
ser Hinsicht natürlich einen großen Vorteil vor 
Steuerformen, welche die Ermittlung des Mehr- 
wertes oder von Teilen des Mehrwertes, den 
Nachweis der in den Vorstufen geleisteten Um- 
satzsteuer oder dergleichen notwendig machen. 
Die Schwierigkeiten erhöhen sich wesentlich, 
wenn zwei Umsatzsteuerarten nebeneinander 
bestehen oder wenn zur Ermittlung der Be- 
steuerungsgrundlage und zur Durchführung der 
Preiskalkulation komplizierte Abschreibungs- 
vorschriften anzuwenden sind. Man muß sich 
immer vor Augen halten, daß von den rd. 2,2 
Millionen Umsatzsteuerzahlern (ohne Landwirt- 
schaft) in der Bundesrepublik Deutschland 1956 
auf die Umsatzgrößenklassen entfielen: 


Obis 10 000 
10 000 bis 20 000 
20 000 bis 50 000 
50 000 bis 100 000 
100 000 bis 250 000 
mehr als 250 000 


0,69 Millionen = 32,0 v. H. 
0,29 Millionen = 13,2 v. H. 
0,44 Millionen = 20,4 v. H, 
0,31 Millionen = 14,5 v. H. 
0,25 Millionen = 11,5 v. H. 
0,19 Millionen == 8,4 v. H. 


Es muß auch bedacht werden, daß bei der Um- 
satzsteuer — ebenso wie bei allen anderen 
Steuern — jede Verfeinerung des Steuerver- 
fahrens eine Erweiterung des Verwaltungsap- 
parates zur Folge hat (vgl. hierzu Teil G), und 
daß mit der Verfeinerung der Rechtsbegriffe 
und der Verfahrensarten die Irrtums- und Um- 
gehungsmöglichkeiten steigen. Infolgedessen 
begünstigen derartige Verfeinerungen aufs 
Ganze gesehen Großunternehmungen, die über 


Das Kalenderjahr 1956 wurde als Ausgangspunkt 
gewählt, weil es letztmalig einen Überblick über 
die Gesamtzahl der Umsatzsteuerzahler vermittelt 
— einschließlich der inzwischen auf Grund des 
§ 7a UStG von der Steuerzahlung freigestellten 
Umsatzsteuerpflichtigen. 
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Spezialsachbearbeiter verfügen, und benachtei- j 
ligen umgekehrt die mittelständischen Unter- ; 
nehmer, da diese neben der Betriebsleitung ' 
auch die Buchhaltung meist selbst erledigen i 
müssen. i 

Diese Gesichtspunkte bedürfen ebenfalls der ’ 
Prüfung, damit der Verfeinerung des Steuer- 
rechts und des Steuerverfahrens eine wirkliche 
Verbesserung der Steuergerechtigkeit und der 
wirtschaftlichen Auswirkungen der Steuer ent- 
spricht. 


VI. Die Bedeutung des Umsatzsteuer- 
ausgleichs bei der Einfuhr und 
Ausfuhr für die Beseitigung 
steuerlich bedingter 
Wettbewerbsverzerrungen 

18. In einer marktwirtschaftlich ausgerichteten 
Volkswirtschaft ist es nicht möglich, genau fest- 
zustellen, in welchem Umfang die Umsatzsteuer 
überwälzt werden kann. Schon deshalb ist ein 
Ausgleich der Umsatzsteuerbelastung beim 
grenzüberschreitenden Verkehr schwierig. Aber 
auch wenn man die Umsatzsteuerbelastung 
wirklichkeitstreu erfassen würde, blieben die 
Veränderungen der Marktbedingungen (Nach- 
frage) und der Kalkulationsbedingungen be- 
stehen, die in ihren Wirkungen schwer über- 
prüfbar sind und daher auch nur schwer ausge- 
glichen werden können. Der scheinbare Aus- 
gleich der nominalen Umsatzsteuerbelastung 
verbessert die Wettbewerbsneutralität der 
Umsatzsteuer u. U. nicht, sondern vergrößert 
möglicherweise noch etwaige Wettbewerbsver- 
zerrungen. Im internationalen Wettbewerb 
kommt hinzu, daß die Gleichheit der Wettbe- 
werbsbedingungen nicht nur durch die Umsatz- 
steuerbelastungen gestört wird, sondern daß 
die Belastung durch andere Kostensteuern die 
gleiche Rolle spielt und daß schließlich die ge- 
samte Steuerbelastung einschließlich der Bela- 
stung durch Personalsteuern, soweit deren 
Überwälzung gelingt, den Ausschlag gibt. Ein 
Ausgleich der Wettbewerbsverzerrungen kann 
also nur dann erreicht werden, wenn man die 
Steuerbelastungsunterschiede insgesamt aus- 
gleicht. Solange man die Ausgleichsmaßnahmen 
allein auf die Umsatzsteuer beschränkt, verbes- 
sert man die internationalen Wettbewerbsbe- 
dingungen nicht, sondern verschlechtert sie noch 
zusätzlich, indem man den Ländern einen ein- 
deutigen Vorteil verschafft, in denen die Um- 
satzsteuer eine besonders große Rolle spielt. 
Wenn man sich diese Wirkungen vergegen- 
wärtigt, kommt man zu dem Ergebnis, daß der 
Umsatzsteuerausgleich bei fixierten Wechsel- 
kursen — bei beweglichen Wechselkursen fin- 
den die Unterschiede in der durchschnittlichen 
auf das Preisniveau einwirkenden Steuerbe- 
lastung im Wechselkurs ihren Ausgleich — der 
Außenhandelssteuerung, nicht aber der För- 


derung der Wettbewerbsneutralität dient. Im 
Gegensatz zu diesen Überlegungen steht das 
internationale Vertragsrecht, das für den grenz- 
überschreitenden Warenverkehr grundsätzlich 
den Steuerausgleich auf die Spezialakzisen und 
die Umsatzsteuer beschränkt. Dieser Rechtslage 
muß entsprochen werden. Das im Aufträge der 
Hohen Behörde der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl im April 1953 erstattete 
Gutachten des Tinbergen-Ausschusses läßt die 
Schwierigkeiten erkennen, die einer konse- 
quenten Anwendung des Prinzips der Besteu- 
erung durch das Bestimmungsland (Steueraus- 
gleich beim grenzüberschreitenden Warenver- 
kehr) und des Prinzips der Besteuerung durch 
das Herkunftsland (kein Steuerausgleich beim 
grenzüberschreitenden Verkehr) entgegen- 
stehen. Das Gutachten erkennt die Übung, den 
Steuerausgleich auf die (Spezialakzisen und) 
Umsatzsteuern zu beschränken, als gangbaren 
Weg an. 


VII. Die wirtschaftlichen Wirkungen 
einer Ausschaltung der Umsatz- 
steuerbelastung der Investitionsgüter 

19. Werden Investitionsgüter (d, h. insbesondere 
Maschinen und Anlagen) bei einer einphasigen 
Umsatzsteuer nicht von der Besteuerung aus- 
genommen und bei einer Mehrwertsteuer nicht 
zum Vorsteuerabzug (oder zum Vorumsatzab- 
zug) zugelassen, so entsteht im Umfange der 
Umsatzsteuer, die auf die im Warenpreis be- 
rücksichtigten Abschreibungen entfällt, eine 
Kumulativwirkung bei der Lieferung von sol- 
chen Waren, die mit Hilfe der genannten In- 
vestitionsgüter hergestellt worden sind. 

Ist das Aufkommenssoll festgelegt, so muß 
die Nichtbesteuerung der Investitionen oder 
die Abzugsfähigkeit der Vorumsatzsteuer auf 
Investitionen (des entsprechenden Vorumsat- 
zes) eine Erhöhung des Steuersatzes zur Folge 
haben und die Überwälzung erschweren. 

Es darf ferner nicht übersehen werden, daß 
bei der Mehrwertsteuer dann ein Vorteil für 
gewisse Gewerbezweige und Unternehmungen 
entsteht, wenn der volle Abzug der Investi- 
tionen im Jahre des Vollzugs zugelassen wird. 
Ganz allgemein erleiden auf diesem Wege die 
handarbeitenden und wenig Investitionen voll- 
ziehenden Unternehmungen gegenüber den 
kapitalintensiven Unternehmungen einen Nach- 
teil. Gleiches gilt für alte oder in Liquidation 
gehende Unternehmungen im Vergleich zu Un- 
ternehmungen, die sich im Aufbau befinden. 

Wollte man diesen Nachteil ausschalten, so 
müßte man den Abzug auch im Rahmen der 
Umsatzsteuer, ebenso wie bei den Steuern vom 
Einkommen, nur pro rata temporis zulassen 
und eingehende Abschreibungsrichtlinien ent- 
wickeln, die mit denen bei den Steuern vom 
Einkommen nicht immer übereinstimmen könn- 
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ten. Nur auf diesem für Wirtschaft und Ver- j 
waitung sehr mühevollen Wege kann man die 
unerwünschte Kumulativwirkung beseitigen, 
ohne die mit einer sofortigen Vollabzugsfahig- 
keit der Investitionsaufwendungen verbunde- 
nen volkswirtschaftlichen Gefahren auszulösen. 

Als Folge einer Berücksichtigung der Vor- 
umsatzsteuer auf Investitionen (des entspre- 
chenden Vorumsatzes), bei Vollabzug im Jahre 
der Anschaffung, würde sich überdies ergeben, 
daß in einer Periode des wirtschaftlichen Auf- 
schwungs und in Zeiten der Investitionskon- 
junktur die Steuerleistungen vermindert und 
dementsprechend die Unternehmerintiative wei- 
ter angefacht würde, während in einer Phase 
der Depression die Umsatzsteuer voll gezahlt 
werden müßte (ohne die Möglichkeit, Vor- 
umsatzsteuern auf Investitionen oder die ent- 
sprechenden Vorumsätze abziehen zu können), 
so daß die Liquidität der Unternehmungen und 
die Unternehmerinitiative eine weitere Minde- 
rung erfahren würden. Diese Wirkung des Vor* 
Steuerabzugs auf Investitionen (des entspre- 
chenden Vorumsatzabzuges) steht im Wider- 
spruch zu den Forderungen, die an eine kon- 
junkturgerecht wirkende Steuer gestellt wer- 
den müssen, überdies darf die Gefahr volks- 
wirtschaftlich unerwünschter Investitionen, die 
sich aus einer derartigen Handhabung ergeben 
könnte, nicht übersehen werden. 

Auch verwaltungsmäßig bereitet bei den Ein- 
und Zweiphasensteuern die unterschiedliche 
Behandlung der Investitionen Schwierigkeiten, 
da die Grenze zwischen Konsumgütern und In- 
vestitionsgütern fließend ist. 

In diesem Zusammenhang bedarf es der 
Klarstellung, daß nach weit verbreiteter Auf- 
fassung und vorherrschender Übung die Ver- 
wendung eines Gutes zu Investitionszwecken 
als „letzte Verwendung" angesehen werden 
und daher der Umsatzsteuerpflicht unterworfen 
werden muß. Geht man von dieser Grundauf- 
fassung ab, so sind systematische Bedenken ge- 
gen eine Freistellung der Investitionsaufwen- 
dungen von der Umsatzsteuer zwar nicht zu er- 
heben, es ergibt sich dann aber notwendiger- 
weise gegenüber dem heutigen Zustand eine 
Umsatzsteuerentlastung der kapitalintensiven 
Unternehmungen und eine zusätzliche Umsatz- 
steuerbelastung der Unternehmen, die Investi- 
tionsaufwendungen nur in geringem Umfange 
vornehmen, sowie in Auswirkung des Umsatz- 
steuervorteils der kapitalintensiven Unterneh- 
mungen eine Förderung des technisch beding- 
ten Konzentrationsprozesses. 

Schließlich ist die Frage der Einbeziehung der 
Investitionsgüter in die Umsatzbesteuerung 
auch deshalb von grundsätzlicher Bedeutung, 
weil ihre Ausschaltung das Volumen des 
steuerbaren Umsatzes erheblich mindert und 
mithin eine Erhöhung des Steuersatzes not- 
wendig macht, wenn das gleiche Umsatzsteuer- 
aufkommen erzielt werden soll. Mit der Höhe 
der Steuersätze steigen aber auch der Steuer- 


widerstand, die Bereitschaft zu Umgehungs- 
handlungen und das Streben nach Steuerbegün- 
stigungen für Einzelpersonen oder Personen- 
gruppen; Steuerbegünstigungen haben aber 
stets eine Gefährdung des systemgerechten 
Aufbaus der Steuer zur Folge (vgl. Nr. 10). 


VIII. Die fiskalischen Wirkungen der 
Umsatzsteuer 

20. Die Umsatzsteuer hat — wie jede andere 
Steuerart auch — zunächst einmal die Aufgabe, 
Mittel zur Deckung des öffentlichen Finanz- 
bedarfs bereitzustellen. Unbeschadet dieser 
primären Aufgaben ergeben sich für die Hand- 
habung der Umsatzsteuer ergänzende Forde- 
rungen nicht nur aus der finanzwirtschaftlichen 
Lage, sondern auch aus der wirtschaftspoliti- 
schen und konjunkturpolitischen Situation. In 
fiskalischer Sicht rechnet man zu den Vortei- 
len einer Umsatzsteuer im allgemeinen nicht 
zuletzt auch die relative Stetigkeit ihres Auf- 
kommens. Diese Feststellung einer besonders 
ausgeprägten Stetigkeit ihres Aufkommens gilt 
zunächst für die Umsatzsteuer im Vergleich zur 
Einkommensteuer. Eine Gegenüberstellung der 
Entwicklung des Umsatzsteueraufkommens und 
des Einkommensteueraufkommens in Deutsch- 
land in den Jahren 1926 bis 1941 verdeutlicht 
diese Zusammenhänge. 


Rechnungs- 

jahr 

Veranlagte Ein- 
kommen- und 
Körper- 
schaftsteuer 
(Millionen RM) 

Umsatzsteuer 
in v. H. der ver- 
anlagten Ein- 
kommen- und 
Körperschaft- 
steuer 

1 

2 

3 

1926 

1 446 

60,6 - 

1927 

1 780 

49,3 

1928 

2 133 

46,9 

1929 

2 000 

50,7 

1930 

1 735 

57,4 

1931 

1 347 

73,8 

1932 

649 

208,7*) 

1933 

730 

207,7 

1934 

1 094 

171,1 

1935 

1 667 

121,1 

1936 

2 630 

90,8 

1937 

3 772 

73,0 

1938 

5 583 

60,1 

1939 

7 578 

49,3 

1940 

8612 

45,6 

1941 

13 847 

30,0 


*) Ab 1. Januar 1932 Erhöhung des Umsalzsteuer- 
satzes von 0,85 auf 2 v. H. 


Die Übersicht zeigt, daß 

a) in den Jahren der aufsteigenden Konjunk- 
tur 1926 bis 1928 die Umsatzsteuer lang- 
samer stieg als die Einkommen- und Kör- 


13 



Drucksache 730 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


perschaftsteuer, und daß infolgedessen ihr , 
Prozentverhältnis zur Einkommen- und Kör- 
perschaftsteuer fiel; j 

b) in den Jahren 1929 bis 1931 die Umsatz- j 
Steuer ihr Prozentverhältnis zur Einkom- 
men- und Körperschaftsteuer verbesserte, 
weil der starke Konjunkturrückgang sie we- 
niger berührte; 

c) in den Krisenjahren 1932 und 1933, aber 
auch noch 1934 und 1935, sich die Umsatz- 
steuer infolge ihrer größeren Konjunktur- 
unabhängigkeit der Einkommen- und Kör- 
perschaftsteuer an Ergiebigkeit weit über- 
legen zeigte; 

d) mit der wiederaufsteigenden Konjunktur 
und dem Rüstungsboom vor dem Kriege 
und im zweiten Weltkriege die Umsatz- 
steuer im Vergleich zur Einkommen- und 
Körperschaftsteuer ständig an Bedeutung 
verlor. 

Die relative Stetigkeit des Umsatzsteueraufkom- 
mens in der Bundesrepublik Deutschland hat 
ihren Grund zu einem wesentlichen Teil in der 
Tatsache, daß hier eine Allphasen-Bruttoum- 
satzsteuer erhoben wird. In den verschiedenen 
Umsatzphasen zeigt nämlich die Entwicklung 
des Umsatzsteueraufkommens einen stark un- 
terschiedlichen Verlauf. Das Umsatzsteuerauf- 
kommen der Produktionsphasen ist durch 
ausgeprägte Konjunkturschwankungen gekenn- 
zeichnet. Im Investitionsgüterbereich treten 
diese noch stärker zutage als bei der Ver- 
brauchsgüterproduktion. Für die Verteilungs- 
phase ergibt sich eine Minderung dieser kon- 
junkturellen Schwankungen, weil die abflau- 
ende Konjunktur im Zusammenhang mit dem 
Abbau der Läger in der Handelsstufe in ver- 
stärktem Umfange an die Vorstufen weiterge- 
geben wird, und weil umgekehrt das Wieder- 
anläufen der Konjunktur eine Wiederauffül- 
lung der Läger des Handels auslöst und auf 
diese Weise zu einer verstärkten Beschäftigung 
der Vorstufen führt. Diese vom Wirtschafts- 
ablauf ausgelösten Schwankungen des Umsatz- 
steueraufkommens wirken sich in den einzel- 
nen Wirtschaftsbereichen unterschiedlich aus 
und werden durch den breiten Sockel an Um- 
sätzen des unverzichtbaren lebensnotwendigen 
Bedarfs in ihrer Rückwirkung auf das Umsatz- 
steueraufkommen insgesamt gedämpft. 

Je gleichmäßiger die Umsatzsteuer sich auf 
die verschiedenen Wirtschaftsphasen verteilt, 
um so stärker können ausgleichende Einflüsse 
zur Wirkung kommen und um so konstanter 
bleibt infolgedessen das Umsatzsteueraufkom- 
men. 

Nach diesen Überlegungen muß insbeson- 
dere von Allphasensteuern ein relativ stetiges 
Aufkommen erwartet werden. Das gilt grund- 
sätzlich sowohl für Allphasen-Bruttoumsatz- 
steuern wie für Allphasen-Nettoumsatzsteuern, 
sofern bei diesen die Aufwendungen für Inve- 
stitionen nur pro rata temporis berücksichtigt 


werden. Es trifft aber für Allphasen-Brutto- 
umsatzsteuern deshalb in besonderem Maße zu, 
weil bei keiner anderen Umsatzsteuerform 
(auch nicht bei der Allphasen-Nettoumsatz- 
steuer) ein ähnlich hoher Anteil der Umsatz- 
steuergesamtbelastung einer Ware auf die 
letzte Umsatzphase entfällt. Die Verteilung 
der Umsatzsteuerbelastung auf die verschiede- 
nen Umsatzphasen verdeutlicht die Übersicht 
unter Nr. 16, 

Je weiter die Umsatzsteuerbelastung in die 
Produktionsphasen vorverlegt wird, um so 
stärker müssen sich — wenigstens der Tendenz 
nach — konjunkturelle Ausschläge im Umsatz- 
steueraufkommen zeigen. — Bei einer Einpha- 
sensteuer werden sie sich demgemäß mehr 
oder weniger stark auswirken je nach der Um- 
satzphase, in welcher die Einphasensteuer zur 
Erhebung gelangt. 


IX. Die konjunkturpolitischen 
Wirkungen der Umsatzsteuer 

21. Die relative Stetigkeit des Aufkommens, die 
in fiskalischer Sicht als ein Vorteil der Umsatz- 
steuer im allgemeinen und der Allphasen- 
Bruttoumsatzsteuer im besonderen zu betrach- 
ten ist, bedeutet in konjunkturpolitischer Sicht 
einen Nachteil. Nach den Forderungen der Kon- 
junkturpolitik soll eine Steuer nach Möglich- 
keit antizyklisch wirken, zumindest aber sich 
konjunkturell neutral verhalten. Antizyklisch 
wirken Steuern, deren Aufkommen in Zeiten 
des konjunkturellen Aufschwungs nicht nur 
parallel zur Entwicklung des Bruttosozialpro- 
dukts steigt, sondern — infolge progressiver 
Steuersätze — sogar überproportional zunimmt. 
Eine solche Wirkung weist in der Bundesrepu- 
blik Deutschland insbesondere die Lohnsteuer 
auf. Bei einer Umsatzsteuer läßt sich eine 
antizyklische Wirkung kaum erreichen. Sie 
würde eine Heraufsetzung der Steuersätze bei 
ansteigender Konjunktur und eine Ermäßigung 
der Steuersätze bei rückläufiger Konjunktur 
erforderlich machen; eine solche Handhabung 
ist schwer vollziehbar. Man wird sich daher 
darauf beschränken müssen, eine konjunktur- 
politisch neutrale Wirkungsweise der Umsatz- 
steuer anzustreben. Im Sinne dieser Forderung 
zeigt sich bei allen Allphasen-Umsatzsteuern 
ein weitgehend konjunkturneutrales Verhalten 
— unter gleichzeitiger Dämpfung der konjunk- 
turell bedingten Aufkommensschwankungen 
durch breitgestreute Einbeziehung aller Glie- 
der der Umsatzkette in die Umsatzbesteuerung. 
Ein Unterschied — im Zusammenspiel zwischen 
konjunkturellen und fiskalischen Wirkungen — 
besteht bei Allphasen-Bruttoumsatzsteuer und 
Allphasen-Nettoumsatzsteuer insoweit, als bei 
der Allphasen-Bruttoumsatzsteuer ein höherer 
Anteil der gesamten Umsatzsteuerbelastung 
einer Ware (als bei der Allphasen-Netto- 
umsatzsteuer) in die letzte Umsatzphase ver- 
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lagert wird (vgl. Nr. 16). Die letzte Umsatz- 
phase ist aber im allgemeinen weniger kon- 
junkturempfindlich als die Vorphasen. 

Soweit im Rahmen einer Allphasen-Netto- 
umsatzsteuer die Aufwendungen für Investitio- 
nen zum Abzüge zugelassen werden, ergibt sich 
allerdings aus der Umsatzbesteuerung eine 
Wirkung, die den Erfordernissen einer antizy- 
klischen Steuerpolitik widerspricht. Es vermin- 
dert sich dann nämlich die Umsatzsteuerbela- 
stung in Zeiten lebhafter Investitionstätigkeit, 
so daß von dieser Seite ein neuer Anreiz zu 
weiteren Investitionen ausgelöst wird, während 
in Zeiten ohnehin geringer Investitionslust die 
Umsatzsteuerbelastung steigt. Diese Entwick- 
lung hat auch zur Folge, daß es sehr schwierig 
wird, die in den Jahren nachlassender Konjunk- 
tur u. U, sogar steigenden Steuerverpflichtun- 
gen beizutreiben; es muß daher mit einer Zu- 
nahme der Stundungsanträge und der Erlaßge- 
suche gerechnet werden. — Durch eine Vertei- 
lung der Abzugsfähigkeit der Aufwendungen 
für Investitionen über einen längeren Zeitraum 
— analog der Handhabung der Abschreibungen 
bei der Einkommensteuer — können diese in 
fiskalischer und konjunkturpolitischer Sicht 
gleich unerwünschten Wirkungen zwar erheb- 
lich gemindert, aber nicht beseitigt werden. 


X. Die Umsatzsteuer in soziologischer 
Sicht 

22. Die Umsatzsteuer ist als Kostensteuer von 
ihrem Wesen her „gewissermaßen verpflichtet", 
jeden Verstoß gegen den Grundsatz der Wirt- 
schaftlichkeit und der Wettbewerbsneutralität | 
zu vermeiden. Sie ist mithin nicht dazu geeig- l 
net, wirtschaftliche oder soziale Nachteile aus- | 
zugleichen, die sich aus der kompromißlosen j 
Verwirklichung des „ökonomischen Prinzips" 
ergeben. Die Erzielung des größten Nutzens mit j 
dem geringsten Kostenaufwand dient im Grund- 1 
Satz am besten den Interessen der Allgemein- | 
heit. Allerdings gibt es gesellschaftspolitische | 
Anliegen, die auch gegenüber der Forderung | 
nach höchster Wirtschaftlichkeit einen Vorrang i 
besitzen müssen. Zu diesen Anliegen gehört 
auch die Schaffung und Erhaltung einer befrie- 
digenden Sozial- und Einkommenstruktur. Die- 
sen Gesichtspunkten zu ihrem Rechte zu verhel- | 
fen, kann aber im Rahmen des Steuersystems i 
nicht Aufgabe der Umsatzsteuer und der 
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Kostensteuern sein, sondern muß als die Auf- 
gabe der Personalsteuern angesehen werden — 
insbesondere als die Aufgabe der Einkommen- 
steuer. Von den Kostensteuern ist grundsätzlich 
zu verlangen, daß sie in ihrer Gesamtwirkung 
die Forderung nach Wettbewerbsneutralität 
verwirklichen. Von daher ergibt sich die For- 
derung nach möglichst weitgehender Ausschal- 
tung konzentrationsfördernder Wirkungen aus 
der Umsatzsteuer. Die Erörterung dieses Pro- 
blems ist das Hauptthema dieser Denkschrift. 
In Konzentrationsvorgängen steckt die Gefahr, 
daß sie sich für die (mittel ständischen) Klein- 
und Mittelbetriebe nachteilig auswirken. Die 
Möglichkeit, durch Einsparung einer Umsatz- 
phase merkliche Steuervorteile zu erzielen, muß 
daher auf ein Ausmaß beschränkt werden, das 
den Wirtschaftsprozeß und den sozialen Aufbau 
nicht stören kann. 

Auf der anderen Seite ergeben sich gerade 
aus dieser Sicht auch Grenzen für die Verfeine- 
rung des Steuerrechts und der Buchhaltungsver- 
pflichtungen sowie für eine Sonderbehandlung 
des Aufwandes für Investitionen. Schwierige 
Rechts- und Buchführungsvorschriften können 
von einem Großunternehmen, das über Spezial- 
kräfte verfügt, leicht gehandhabt werden, nicht 
aber von einem Klein- oder Mittelbetrieb, in 
dem der Unternehmer neben der Leitung des 
technischen Betriebes auch alle kaufmännischen 
Arbeiten selbst erledigen muß. Es besteht hier 
also die Gefahr, daß die Klein- und Mittelbe- 
triebe nicht in den vollen Genuß möglicher 
Steuervorteile gelangen, während das Groß- 
unternehmen sie restlos ausschöpft. 

Eine Freistellung der Aufwendungen für In- 
vestitionen von der Umsatzsteuer (vgl. Nr. 19) 
bedeutet praktisch insoweit einen zeitweiligen 
Verzicht auf die Umsatzsteuerleistung, bis die 
Investitionsaufwendungen in den Warenpreisen 
wieder aufgebracht sind (in denen sie als kal- 
kulatorische Abschreibungsbeträge enthalten 
sind). Durch eine solche Handhabung werden in 
der Sache (wegen der Höhe der Aufwendungen 
für Investitionen) und im Verfahren (Erschwe- 
rung der Buchführungsverpflichtungen und Kal- 
kulationsbedingungen) die kapitalintensiven 
(Groß-) Unternehmungen begünstigt. 

Soweit eine Umsatzsteuer mit einfachen 
Rechtssätzen und einfachen Buchführungsvor- 
schriften auskommt, vermeidet sie alle Ansatz- 
punkte, die zu einer Benachteiligung der (mit- 
telständischen) Mittel- und Kleinbetriebe durch 
den Vollzug der Steuer führen könnten. 
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C. Die Wesensmerkmale der verschiedenen Umsatzsteuerformen 


I. Die Allphasensteuer als Brutto- 
umsatzsteuer 

j 

23. Die Allphasensteuer erfaßt die Warenumsätze 
auf jeder Wirtschaftsstufe oder Phase (Urpro- 
duktion, Fabrikation und Handwerk, Groß- 
handel, Einzelhandel). Sie schließt auch die In- 
vestitionsgüter nicht von der Besteuerung aus. 
Man spricht von einer Allphasen-Bruttoumsatz- 
steuer, wenn in jeder Wirtschaftsstufe das ver- 
einnahmte oder vereinbarte Bruttoentgelt die 
Besteuerungsgrundlage bildet. Wird die Steuer 
in einer bestimmten Wirtschaftsstufe, z. B. in 
der Einzelhandels- oder in der Großhandels- 
stufe, nicht erhoben, so ist die Bezeichnung 
„Mehrphasensteuer" gebräuchlich. Neben den 
Warenumsätzen werden auch sonstige Leistun- 
gen versteuert und zwar entweder alle oder 
nur einige aus der großen Fülle der gewerb- 
lichen und beruflichen Leistungen. Die Umsatz- 
steuer wird, wenn die Marktsituation es ge- 
stattet, überall da, wo ein Wirtschaftsgut von 
der Herstellung bis zum Verbrauch mehrere 
Wirtschaftsstufen durchläuft, mit dem Preis 
von Stufe zu Stufe weitergetragen. Die Bela- 
stung der Ware wächst auf ihrem Wege vom 
Rohstoff zum Fertigerzeugnis ständig an, sie 
„kumuliert" sich. Die Bruttoumsatzsteuer wird 
daher auch als „kumulative Allphasensteuer" 
bezeichnet. Gemessen am Endverkaufspreis 
kann die kumulierte Umsatzsteuerbelastung bis 
zum Dreifachen des nominellen Steuersatzes 
betragen. 

24. Allgemein positiv beurteilt werden folgende 
Eigenschaften dieser Besteuerungsform: Die 
Feststellung der Bemessungsgrundlage und der 
Steuerschuld — besonders bei einheitlichem 
Steuersatz — ist einfach. Der Aufwand für den 
Steuerpflichtigen und die Finanzverwaltung ist 
gering. Die Erhebung ist daher billig. Trotz 
verhältnismäßig niedriger nomineller Steuer- 
sätze ist die Allphasen-Bruttoumsatzsteuer 
außerordentlich ergiebig. Das ist auf ihre große 
Breitenwirkung und die Schwierigkeit, ihr aus- 
zuweichen, zurückzuführen; sie wird auf jeder 
Wirtschaftsstufe erhoben und erfaßt grundsätz- 
lich alle Arten der Bedarfsdeckung. Infolge der 
niedrigen Steuersätze und der verdeckten Über- 
wälzung wirkt sie unmerklich und ruft nur 
wenig Steuerwiderstände hervor. Die Auftei- 
lung der Gesamtbelastung in viele kleine 
Beträge erleichtert die Überwälzung der Steuer 
und ihre Einholung durch innerbetriebliche 
Rationalisierungsmaßnahmen. In ihren Reak- 
tionen auf die konjunkturellen Entwicklungen 
läßt die Allphasen-Bruttoumsatzsteuer die er- 

vgl. Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung, Unter- 
suchungen zur Großen Steuerreform, Teil I Vor- 
untersuchungen München 1953, S. 106 ff. sowie 
Belastungsvergleich für Brutto- und Nettoumsatz- 
steuer nach Wirtschaftsbereichen oder -produkten, 
München 1955 


wünschte konjunkturell neutrale Wirkung er- 
kennen. Ihr Aufkommen steigt und fällt mit 
der Umsatz- und Wirtschaftsintensität. Die Be- 
lastungswirkung ist also in Zeiten der Hoch- 
konjunktur aufs Ganze gesehen hoch, so 
daß von der Steuer eine konjunkturdämp- 
fende Wirkung ausgeht. Mit dem Sinken der 
Konjunktur vermindert sich die Umsatzsteuer- 
belastung der Wirtschaft, so daß die Entfaltung 
neuer Auftriebstendenzen nicht gestört wird. 
Dem Staat sichert die Allphasen-Bruttoumsatz- 
steuer ein vergleichsweise stetiges Aufkommen, 
da die lebensnotwendigen Umsätze in jeder 
Konjunkturphase stattfinden müssen. 

25. Die Nachteile, die der Allphasen-Bruttoum- 
satzsteuer zur Last gelegt werden, gehen auf 
ihre Kumulativwirkung zurück. Es sind die 
wettbewerbsstörende, insbesondere auch kon- 
zentrationsfördernde Wirkung einerseits und 
andererseits die Unmöglichkeit, Ausfuhrwaren 
vollständig von der Umsatzsteuer zu entlasten 
und die Einfuhrwaren der gleichen Umsatz- 
steuerbelastung wie entsprechende Inlands- 
waren zu unterwerfen. Diese Zusammenhänge 
sind oben (vgl. Nr. 11 und 18) bereits einge- 
hend behandelt worden. 


II. Die pauschalierte Allphasen- 
Bruttomumsatzsteuer 

26. Die Phasenpauschalierung ist aus der Allpha- 
sen-Bruttoumsatzsteuer entwickelt worden. An- 
ders als diese besteuert sie die Warenumsätze 
jedoch nicht in jeder Phase des Wirtschafts- 
ablaufs, sondern nur auf einer der Produktions- 
oder Verteilungsstufen. Die Erhebungsstufe 
wird nach Gesichtspunkten der Zweckmäßigkeit 
bestimmt. Die Höhe des Steuersatzes richtet 
sich nach der (angenommenen) Durchschnitts- 
zahl der Wirtschaftsstufen, die eine Ware von 
der Rohstoffgewinnung bis zur Abgabe an den 
Verbraucher durchläuft. Da die Zahl der Wirt- 
schaftsstufen bei den einzelnen Waren ver- 
schieden ist, ergeben sich für die einzelnen 
Waren verschiedene Steuersätze. In Öster- 
reich, wo bis 1938 nach dieser Besteuerungs- 
form verfahren worden ist, hat ein 400 Positio- 
nen umfassender Steuertarif gegolten. 

27. Positiv ist zu werten: Der Kreis der Steuer- 
pflichtigen ist kleiner als bei der Allphasen- 
Bruttoumsatzsteuer. Waren gleicher Art sind 
unabhängig von der Anzahl der durchlaufenen 
Umsatzphasen gleich hoch belastet. Eine kon- 
zentrationsfördernde Wirkung tritt nicht ein. 
Der Belastungsausgleich bei der Einfuhr und 
bei der Ausfuhr kann leicht und befriedigend 
gestaltet werden. 

28. Demgegenüber sind als Nachteile hervorzu- 
heben: Die Ermittlung der zur Steuererhebung 
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geeigneten Stufen und die Findung der Steuer- 
sätze ist mit großen Schwierigkeiten verbun- 
den. Es gilt auch heute noch das Urteil von 
Popitz (Popitz-Kloss-Grabower, Kommentar 
zum UStG 3. Auflage 1928, Einleitung S. 50): 

„Kein Zweifel, daß diese Phasenpauschalie- 
rung das Gegenteil einer einfachen Besteue- 
rungsform darstellt. Unmöglich, daß die Lö- 
sung in jeder Beziehung gerecht sedn kann, 
sie ist das Ergebnis von wirtschaftlichen 
Macht- und Interessenkämpfen größten Aus- 
maßes." 

Hinzu kommt noch, daß in den Staaten, die, wie 
die Bundesrepublik, einen großen Teil ihres 
Steueraufkommens aus der Umsatzsteuer dek- 
ken. müssen, die Steuersätze bei der Phasen- 
pauschalierung sehr hoch sein müßten. Im Zu- 
sammenhang damit erhöht sich die konjunktu- 
relle Anfälligkeit der Unternehmen in der be- 
steuerten Wirtschaftsstufe. 

Verzerrungen in der Organisation der Wirt- 
schaft und im Preisgefüge, die sich als Folge 
der pauschalierten Allphasen-Bruttoumsatz- 
steuer — insbesondere auch aus der Abstufung 
der Umsatzsiteuersätze zwischen verschiedenen 
kunkurrierenden Warenarten — ergeben, wer- 
den zementiert. 

Im Rahmen einer Allphasen-Bruttoumsatz- 
steuer könnte die Phasenpauschalierung für 
solche Waren in Betracht gezogen werden, die, 
wie z. B. Kaffee, einen kurzen Weg von der 
Gewinnung oder Einfuhr bis zum Verbraucher 
durchlaufen und nicht oder nur in geringem 
Umfang als Rohstoffe für die Herstellung ande- 
rer Waren dienen. 


III. Die Allphasensteuer als Mehr- 
wertsteuer oder Nettoumsatzsteuer 

1. Allgemeines 

29. Alle Mehrwert- und Nettoumsatzsteuern erfas- 
sen auf jeder Wirtschaftsstufe nur den einer 
Ware durch Veredelung oder nähere Heranfüh- 
rung an den Verbraucher hinzugefügten Wert 
(Wertschöpfung oder Mehrwert, valeur ajoutee, 
value added). Dadurch soll erreicht werden, daß 
jede Ware zwar auf jeder Stufe, insgesamt 
jedoch immer nur in Höhe des nominellen 
Steuersatzes belastet wird. Der Mehrwert kann 
ermittelt werden entweder direkt durch Sum- 
mierung seiner einzelnen Elemente (Löhne. 
Gehälter, Sozialleistungen, Zinsen, Mieten, Ge- 
winn) oder indirekt durch Abzug der Entgelte 
für Waren oder Dienste, die bereits der Um- 
satzsteuer unterlegen haben, vom Bruttoum- 
satz. Die Besteuerung auf der Grundlage der 
direkten Mehrwertermittlung soll hier wegen 
der großen Schwierigkeiten, die sie für Wirt- 
schaft und Verwaltung verursacht, nicht weiter- 
verfolgt werden. Der indirekt ermittelte Mehr- 


wert kann entweder selbst die Steuerbemes- 
sungsgrundlage bilden (Nettoumsatzsteuer mit 
Vorumsatzabzug); oder seine Besteuerung kann 
in der Weise erreicht werden, daß die Steuer 
vom Bruttoumsatz berechnet, aber um die Um- 
satzsteuer, die auf die gekauften Waren und 
empfangenen Dienste in der Vorstufe geleistet 
ist, vermindert wird (Nettoumsatzsteuer mit 
Vorsteuerabzug). Die Beschränkung der Be- 
steuerungsgrundlage auf den Mehrwert erfor- 
dert nominell hohe Steuersätze. Es ist möglich, 
die Einzelhandelsstufe, die Produktionsstufen 
oder die Dienstleistungen von der Mehrwert- 
besteuerung auszunehmen. Dadurch entstehen 
jedoch erhebliche verwaltungsmäßige Schwie- 
rigkeiten. 


2. Die Nettoumsatzsteuer 
mit Vorumsatzabzug 

30. Der von der Steuer zu erfassende Mehrwert 
wird dadurch ermittelt, daß in jedem Besteue- 
rungszeitraum von der Summe der vereinnahm- 
ten oder vereinbarten Entgelte die Summe der 
beim Einkauf verausgabten oder geschuldeten 
Entgelte für Waren, oder Dienste, die bereits 
der Umsatzsteuer unterlegen haben, abgesetzt 
wird. Von dem verbleibenden „Nettoumsatz" 
wird dann die Steuer nach dem gesetzlich fest- 
gelegten Steuersatz berechnet. 

31. Positiv ist bei dieser Besteuerungsform zu wer- 
ten, daß Waren gleicher Art ohne Rücksicht dar- 
auf, ob sie aus einem mehrstufigen Unterneh- 
men herstammen oder ob mehrere einstufige 
Unternehmen an ihrer Herstellung und ihrem 
Absatz beteiligt gewesen sind, die gleiche End- 
belastung tragen. Dabei verlagert sich die Um- 
satzsteuerbelastung bei dieser Besteuerungs- 
form in stärkerem Maße in die Produktions- 
stufen mit hoher Wertschöpfung. Infolgedessen 
muß der Tendenz nach mit kalkulatorischen 
Nebenwirkungen der unter Nr. 16 erläuterten 
Art gerechnet werden. 

32. Ein weiterer Vorteil der Nettoumsatzsteuer 
wird darin erblickt, daß die Endbelastung der 
Waren bekannt sei. Sie entspreche genau der 
aus dem gesetzlich normierten Steuersatz er- 
sichtlichen Höhe (Schmölders, Die Umsatz- 
steuern, Handbuch der Finanzwissenschaft, 
2. Auflage, Tübingen 1955, S. 595; ähnlich 
Haller, Finanzpolitik, Tübingen 1957, S. 233). 
Entspricht die Belastung der Waren tatsächlich 
dem nominellen Steuersatz, so erleichtert das 
zweifellos die Ausgleichsmaßnahmen beim 
grenzüberschreitenden Verkehr. Die eingeführ- 
ten Waren können in genau gleicher Höhe wie 
die Inlandswaren belastet werden. Die auszu- 
führenden Waren können dadurch vollständig 
von der Umsatzsteuer entlastet werden, daß die 
Ausfuhrlieferung von der Steuer befreit und der 
Abzug der Einkaufspreise der auszuführenden 
Waren vom Bruttoumsatz eines Besteuerungs- 
zeitraumes zugelassen wird. Bei der Netto- 
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Umsatzsteuer mit Vorumsatzabzug entspricht 
die Endbelastung der Waren jedoch nur dann 
dem nominellen Steuersatz, wenn ein Steuer- 
satz für alle Waren auf allen Stufen gilt, wie | 
es auch W. v. Siemens vorgeschlagen hatte, j 
Wird dagegen ein bestimmter Rohstoff einem 
niedrigeren Steuersatz unterworfen als Haib- 
und Fertigerzeugnisse, so muß die Endbelastung 
eines Fertigerzeugnisses, das unter Verwen- | 
düng dieses Rohstoffs hergestellt worden ist, j 
unter dem nominellen Steuersatz, der für Fertig- | 
erzeugnisse gilt, Zurückbleiben. Ebenso wie bei 
der Allphasen-Bruttoumsatzsteuer ist die End- 
belastung in diesem Fall nicht mehr bekannt, 
und es ergeben sich die gleichen Schwierigkei- 
ten wie bei der Allphasen-Bruttoumsatzsteuer 
für die Ausgleichsmaßnahmen beim grenzüber- 
schreitenden Verkehr. 

33. Eine Differenzierung der Steuersätze verbietet 
sich bei der Nettoumsatzsteuer mit Vorumsatz- | 
abzug grundsätzlich auch noch aus folgenden 
Gründen; Wenn ein Unternehmer Gegenstände 
herstellt, die verschiedenen Steuersätzen unter- 
liegen, so ist es praktisch nicht möglich, alle 
absetzbaren Vorumsätze auf die hergestellten 
und verschieden hoch zu versteuernden Gegen- 
stände aufzuteilen (siehe Entwurf eines UStG ; 
mit Durchführungsbestimmungen und Begrün- 
dung, gestaltet nach dem Mehrwertsteuersystem 
mit Vorumsatzabzug, herausgegeben vom Bun- 
desverband der Deutschen Industrie, S. 71). 

34. Ob und wie die Aufwendungen für Inve- 

stitionsgüter, die bei den Steuern vom Ein- 1 
kommen und Ertrag aktiviert und auf die | 
Nutzungsdauer verteilt werden, beim Vorum- 
satzabzug zu berücksichtigen sind, ist eine 
wichtige Frage. Werden die Investitionen vom 
Vorumsatzabzug ausgeschlossen, so bleibt inso- 
weit die Kumulativwirkung bestehen (vgl. hier- 
zu Nr. 19). Der Ausschluß der Investitionen 
vom Vorumsatzabzug kann sich zwar empfeh- j 
len, um den Steuersatz nicht übermäßig hoch j 
ansetzen zu müssen, er hätte aber infolge der 
sich dann ergebenden Unkenntnis der End- 
belastung eine Erschwerung des Ausgleichs an 
der Grenze zur Folge. Die volle Abzugsfähig- 
keit der Aufwendungen für Investitionen im 
Jahr der Anschaffung würde eine starke Be- 
günstigung der Unternehmen mit hohen Inve- 
stitionen bewirken, während eine Verteilung ! 
der Abzugsfähigkeit auf die Nutzungsdauer ^ 
umständliche Abschreibungsvorschriften ent- 
sprechend der Handhabung bei den Steuern 
vom Einkommen und Ertrag und komplizierte i 
Kalkulationsmethoden notwendig machen 1 
würde. j 

35. Vergleicht man die Nettoumsatzsteuer mit Vor- 
umsatzabzug mit den noch zu besprechenden 
einphasigen Steuern, so stellt sich die Vertei- 
lung der Endbelastung der Waren auf alle 
Stufen der Produktions- und Handelskette (wie 
bei der Allphasen-Bruttoumsatzsteuer) als ein 
wesentlicher Vorzug der Nettoumsatzsteuer dar. 


Diese „Teilzahlungen“ erleichtern dem Steuer- 
schuldner die Überwälzung und vermindern 
ganz bedeutend das Risiko, das der Steuer- 
gläubiger bei jeder einphasigen Steuer ein- 
gehen muß. 

36. Der bei dieser Besteucrungsform für notwendig 
erachtete einheitliche Steuersatz für alle Waren- 
lieferungen und Leistungen ist nur zu verwirk- 
lichen, wenn er verhältnismäßig niedrig gehal- 
ten werden kann. Muß die Steuer ein so hohes 
Aufkommen wie z. B. in Frankreich oder in de * 
Bundesrepublik erbringen, dann dürfte es frag- 
lich sein, ob man ohne Sonderregelungen für 
die Urproduktion (Bergbau, Hochseefischerei, 
Landwirtschaft), für das Leistungsgewerbe und 
unter Umständen für bestimmte Wirtschafts- 
zweige mit hohen Formungskoeffizienten — 
solche liegen vor, wenn Arbeits- oder Kapital- 
leistungen mit hohem Anteil am Preis beteiligt 
sind — auskommen kann (vgl. hierzu aber die 
Ausführungen zu Nr. 10). 

37. Die Nettoumsatzsteuer mit Vorumsatzabzug 
stellt, worüber in der internationalen Diskussion 
im wesentlichen Einigkeit besteht, größere An- 
forderungen an die Wirtschaft und die Ver- 
waltung als die Allphasen-Bruttoumsatzsteuer, 
ihre Erhebungskosten sind daher wesentlich 
höher als die der letzteren. Bei der Wirtschaft 
ergeben sich vor allem Komplizierungen der 
Kalkulation und der Buchführung, die sich bei 
Geschäftsaufgaben und Änderungen des Steuer- 
satzes noch erheblich verstärken (vgl. hierzu 
Nr. 17). Diese Komplizierungen können ebenso 
wie die Abzugsfähigkeit der Investitionsauf- 
wendungen zu einer Benachteiligung der mittel- 
ständischen Unternehmungen führen. 

38. Als weitere Nachteile zeigen sich: eine Ver- 
minderung der konjunkturellen Neutralität und 
im Zusammenhang mit der Behandlung der 
Investitionen eine erhöhte Unsicherheit des 
Aufkommens in Zeiten steigender Konjunktur 
als Folge vermehrter Investitionstätigkeit, in 
Zeiten einer rückläufigen Entwicklung als Folge 
steigender Umsatzsteuerverpflichtungen bei sin- 
kenden Umsätzen und verminderten Abzugs- 
möglichkeiten (vgl. Nr. 21). Will man diese 
Nachteile durch Nichtabzugsfähigkeit der In- 
vestitionen vermeiden, dann gehen die Vorzüge 
dieser Umsatzsteuerform weitgehend verloren, 


3. Die Nettoumsatzsteuer 
mit Vorsteuerabzug 

39. Der Mehrwert wird in der Weise besteuert, daß 
die Steuerschuld — wie bei der Allphasen- 
Bruttoumsatzsteuer — vom Bruttoentgelt er- 
mittelt und von dem sich ergebenden Steuer- 
betrug die Summe derjenigen Umsatzsteuer- 
beträge abgezogen wird, die laut offenem Aus- 
weis auf den Rechnungen beim Einkauf von 
Waren und beim Empfang von Diensten zu- 
gleich mit dem Rechnungsbetrag entrichtet 
worden sind. 
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40. Die Nettoumsatzsteuer mit Vorsteuerabzug hat | 
im wesentlichen die gleichen Eigenschaften wie ' 
die Nettoumsatzsteuer mit Vorumsatzabzug. j 

41. Sie verwirklicht jedoch besser als die letztere | 
die Forderung, daß — was für die Entlastung bei 
der Ausfuhr und die Belastung bei der Einfuhr 
wichtig ist — die Endbelastung der Waren dem 
nominellen Steuersatz entspricht. Das ist auch 
dann der Fall, wenn z. B. bestimmte zur Her- 
stellung der Waren benötigte Rohstoffe einem 
ermäßigten Steuersatz unterliegen oder steuer- 
frei sind. Denn da nur die Steuerbeträge, die 
auf dem Einkauf von Waren und dem Empfang 
von Diensten lasten, nicht die Vorumsätze ab- 
zugsfähig sind, ergibt sich, wenn in einer Stufe 
aus bestimmten Gründen ein ermäßigter Steuer- 
satz gilt, in der folgenden Stufe eine entspre- 
chende Nachholwirkung. Diese Nachholwirkung i 
fehlt bei der Nettoumsatzsteuer mit Vorumsatz- ! 
abzug, was, wie bereits dargestellt, bei dieser | 
Besteuerungsform zur Folge hat, daß die End- . 
Belastung der W^aren nicht mehr genau bekannt ; 
ist, wenn sie auch in jedem Falle unter dem ! 
nominellen Steuersatz bleibt. 

42. Stellt ein Unternehmer Gegenstände her, für die | 
verschiedene Steuersätze gelten, so bedarf cs ! 
keiner Aufteilung der Vorumsätze, da die Summe 
der Vorsteuern von der Summe der nach dem 
ßruttoentgelt berechneten Steuern abgezogen 
wird. Schwierigkeiten können sich bei Her- 
stellern von Waren ergeben, deren Lieferungen 
teils steuerpflichtig und teils steuerfrei sind, 
wenn die Vorsteuern, die auf den Vorproduk- ; 
ten der nicht von der Steuer erfaßten Waren | 
gelastet haben, nicht zum Abzug zugelassen 
sind. 


IV. Die einphasigen Umsatzsteuern 

1. Allgemeines 

43. Bei den einphasigen Umsatzsteuern beschränkt 
sich die Umsatzsteuererhebung lediglich auf 
eine Umsatzphase; diese kann die Einzelhan- 
delsstufe, die dieser vorgelagerte Stufe oder 
eine Produktionsstufe ein. Besteuerungsgrund- 
lage ist der Bruttoumsatz. Die Zahl der Steuer- 
pflichtigen ist wesentlich kleiner, der Steuersatz 
jedoch höher als bei der Allphasen-Brutto- 
umsatzsteuer. Infolge der kleineren Zahl der 
Steuerpflichtigen müßten die Erhebungskosten 
für Wirtschaft und Verwaltung niedriger sein. | 
Das ist jedoch nur mit Einschränkungen der I 
Fall. Unternehmer, die nicht nur in der Wirt- , 
schaftsstufe Umsätze erzielen, in der die Steuer j 
erhoben wird, müssen z. B. die steuerpflichtigen | 
Umsätze ausscheiden, was Auslegungsschwierig- | 
keiten mit sich bringt und einen buchtedinischen 
Aufwand verursacht. Der Staat muß die Steuer- ■ 
aufsicht intensiver durchführen als bei der All- 
phasensteuer, da wegen der geringen Breiten- 
wirkung das Risiko bei den einphasigen Steuern 
für ihn größer ist. Die Ertragsfähigkeit ist bei 
den einphasigen Steuern geringer als bei den 


Allphasenstcuern. Hinzu kommt, daß die kon- 
junkturelle Anfälligkeit der Unternehmungen 
der besteuerten Phase erhöht wird. 

2. Die Einzelhandelssteuer 

44. Die Steuer wird bei der Abgabe der Waren an 
den Verbraucher erhoben. Alle vorhergehenden 
Phasen der Produktion und Verteilung werden 
nicht erfaßt. Als Verbraucher können auch Un- 
ternehmer gelten, soweit sie Waren erwerben, 
die nicht zum Wiederverkauf oder als Werk- 
stoffe für die Flerstellung anderer Waren ver- 
wendet werden. 

45. Diese Umsatzsteuerform ist wettbewerbsneutral, 
wenn nur die Umsätze an den privaten Ver- 
braucher besteuert werden. Insoweit treten 
auch kalkulatorische Nebenwirkungen nicht 
ein. Besondere Ausgleichsmaßnahmen brauchen 
für den grenzüberschreitenden Verkehr nicht 
getroffen zu werden. Es genügt, die Ausfuhr- 
lieferungen von der Steuer zu befreien. Ein 
Vergütungsverfahren erübrigt sich. Nur die 
vom Verbraucher eingeführten Waren sind mit 
einer Ausgleichsteuer zu belegen. 

46. Den positiven Eigenschaften stehen gewichtige 
Nachteile gegenüber. Da die gesamte Steuer- 
schuld sich in einer Phase zusammenballt, kön- 
nen Überwälzungsschwierigkeiten für den Ein- 
zelhandel entstehen. Gelingt die Überwälzung 
ganz oder teilweise nicht, so bekommt die 
Steuer insoweit die Wirkung einer rohen Ge- 
werbesteuer mit propoi tionalen Sätzen vom 
Bruttoumsatz. Werden Investitionsgüter in die 
Besteuerung einbezogen, so ergeben sich ge- 
ringfügige Kumulativwirkungcm und kalkulato- 
rische Nebenwirkungen; bleiben die Investi- 
tionsgüter unbesteuert, müssen die Verbrauchs- 
güter um so höher besteuert werden. In der Ein- 
zelhandelsstsufe findet sich die verhältnismäßig 
größte Zahl wirtschaftlich schwacher Unter- 
nehmer, die oft nur eine unzureichende Buch- 
führung haben. Das Risiko für den Steuergläubi- 
ger ist daher bei dieser Besteuerungsform be- 
sonders groß. Es ist deshalb fraglich, ob die der- 
zeitige Einnahme aus der Umsatzsteuer in der 
Bundesrepublik mit einer Einzelhandelssteuer 
erzielt werden könnte. 

3. Die Einzelhandelsvorumsatzsteuer 

47. Die Besteuerung tritt ein, wenn die Waren an 
den Einzelhändler oder unter Umgehung des 
Einzelhändlers unmittelbar an den Verbraucher 
abgesetzt werden. Steuerschuldner ist der Groß- 
händler oder der an den Einzelhändler oder Ver- 
braucher liefernde Hersteller. Wie bei der Ein- 
zelhandelssteuer können auch hier als Ver- 
braucher Unternehmer gelten, soweit sie Waren 
erwerben, die nicht zum Wiederverkauf oder als 
Werkstoffe für die Herstellung anderer Waren 
verwendet werden. 

4o. Die Eigenschaften dieser Besteuerungsform dek- 
ken sich im wesentlichen mit denen der Einzel- 
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handelssteuer. Allerdings sind die wirtschaft- 
lichen Voraussetzungen bei den Steuerpflichtigen 
(Grossisten) günstiger. Auch hinsichtlich der 
steuerlichen Aufzeichnungen sind die Verhält- 
nisse bei ihnen besser. Die Steuerpflichtigen 
müssen registriert werden. Sie können auf 
Grund einer Bescheinigung über ihre Registrie- 
rung Waren steuerfrei beziehen. Dadurch ent- 
steht zusätzlicher Verwaltungs- und Kontrolle 
aufwand. Bei Lieferungen durch Grossisten un- 
mittelbar an den letzten Verbraucher ergeben 
sich Schwierigkeiten, eine gleiche Endbelastung 
der Waren zu erzielen. Das kann entweder 
durch pauschale Ermäßigung des Steuersatzes 
(wie in der Schweiz) oder durch einen pau- 
schalen Abschlag vom Entgelt (fiktiver Groß- 
handelspreis) herbeigeführt werden. Je höher 
der allgemeine Steuersatz ist, um so stärker 
wirkt sich die Ungenauigkeit dieser Pauschal- 
regelung auf den Wettbewerb aus. 

49. Im Gegensatz zur Einzelhandelssteuer können 
sich bei der Einzelhandelsvorumsatzsteuer ge- 
wisse kalkulatorische Nebenwirkungen deshalb 
ergeben, weil die Besteuerung nicht auf der 
letzten Umsatzphase durchgeführt wird (vgl. 
Nr. 16). 

4. Die Produktionssteuer 

50. Da die meisten Waren eine ganze Reihe von 
Fabrikationsstadien durchlaufen (Beispiel: Holz- 
gewinnung, Sägewerk, Möbelfabrik), muß die 
Phase, in der die Steuer zweckmäßigerweise zu 
erheben ist, genau bestimmt werden. Regel- 
mäßig wird die letzte Produktionsphase, in der 
die Ware konsumreif wird, als Erhebungsstufe 
in Betracht kommen. 

51. Der Steuersatz muß höher sein als bei den an- 
deren einphasigen Steuern, da die Besteue- 
rungsgrundlage kleiner ist als in der Einzel- 
handels- oder Großhandelsphase. Wollte man 
die Produktionssteuer als allgemeine Umsatz- 
steuer gestalten, so müßten — wie früher in 
Österreich bei der Phasenpauschalierung, bei 
der die Steuer im wesentlichen auf der Produk- 
tionsstufe erhoben wurde — , die Produktions- 
stadien in Listen festgelegt werden, in denen 
die Besteuerung vorzunehmen ist. Schwierig- 
keiten würden sich dadurch ergeben, daß viele 
Waren Werkstoffe für die Herstellung anderer 
Waren sind. Es müßten dann komplizierte An- ; 


rechnungsverfahren geschaffen werden. Die Pro- 
duktionssteuer eignet sich am besten als beson- 
dere Umsatzsteuer für solciie Waren, die, wie 
z. B. Bier, Tabakwaren, Lebensmittel, Wasch- 
mittel, kosmetische Erzeugnisse, nicht als Werk- 
stoffe für die Herstellung anderer Waren ver- 
wendet werden (Popitz, „Umsatzsteuer" im 
Handwörterbuch der Staatswissenschaften Jena 
1928; „Die künftige Ausgestaltung der Waren- 
umsatzsteuer", Verlag für Recht und Gesell- 
schaft AG Basel 1956, S. 11). Im übrigen hat die 
Produktionssteuer die gleichen Eigenschaften 
wie die Einzelhandelsvorumsatzsteuer. 


V. Mischformen 

52. Außer den reinen Formen der Umsatzbesteue- 
rung, wie den Allphasensteuern (nebst den dar- 
aus ableitbaren Mehrphasensteuern) und den 
Einphasensteuern, sind Mischformen der Um- 
satzbesteuerung möglich und vielfach üblich. 
Dabei können Besteuerungselemente verbunden 
werden 

entweder aus zwei wesensverwandten Um- 
satzsteuertypen (z. B, Allphasen-Bruttoumsatz- 
steuer mit Phasenpauschalierung für be- 
stimmte Waren; Einzelhandelsvorumsatz- 
steuer mit Einzelhandelssteuer) oder aus zwei 
wesensverschiedenenUmsatzsteuertypen (z. B. 
Allphasen-Bruttoumsatzsteuer mit einer auf 
die Produktionsstufen beschränkten Netto- 
Umsatzsteuer; mehrphasige Netto-Umsatz- 
steuer mit Einzelhandelssteuer). 

Solche Mischformen der Umsatzbesteuerung 
werden angewandt mit der Zielsetzung, im 
Wege einer sinnvollen Kombination der positiv 
zu bewertenden Besteuerungselemente zweier 
Umsatzsteuertypen bestimmte nachteilige Eigen- 
schaften eines „reinen" Umsatzsteuertyps ab- 
zuschwächen. Allerdings darf nicht verschwie- 
gen werden, daß bei einer Mischung zweier 
Umsatzsteuertypen in jedem Falle vermehrte 
Schwierigkeiten für Wirtschaft und Verwaltung 
entstehen, die den beabsichtigten Besteuerungs- 
effekt beeinträchtigen. 

Auf die denkbaren und praktizierbaren 
Mischformen der Umsatzbesteuerung soll an 
dieser Stelle im einzelnen nicht eingegangen 
werden. In späteren Teilen (D und E) sind einige 
Mischformen gekennzeichnet und beurteilt. 
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D. Die Ausgestaltung der verschiedenen Umsatzsteuerformen in wichtigen 
Ländern und die Erfahrungen mit ihnen in der Praxis 


1. Die Allphasen-Bruttoumsatzsteuer 
im Deutschen Reich und in der 
Bundesrepublik 

1. Die Entwicklung der Steuer 

53. Das Bemühen, die Mängel der Allphasen* 
Bruttoumsatzsteuer auszuschalten und aus- 
reichende Ausgleichsmaßnahmen bei der 
Ausfuhr und bei der Einfuhr zu treffen, 
beherrscht schon seit etwa vierzig Jahren 
die Überlegungen um die Fortentwicklung des 
Umsatzsteuerrechts. Deshalb kann ein Über- 
blick über die geschichtliche Entwicklung der 
deutschen Umsatzsteuer und die im Zuge die- 
ser Entwicklung — mit dem Ziele einer Ver- 
besserung der Umsatzsteuerform — geführten 
Erörterungen nicht nur geschichtliches Interesse 
beanspruchen. Der Überblick ist vielmehr auch 
von unmittelbarem Wert für die Entscheidung 
der jetzt anstehenden Fragen. Als wichtigste 
Stufen der Entwicklung sind herauszustellen: 

1916 

Einführung eines Warenumsatzstempels durch 
das Gesetz vom 26. Juni 1916. Grundsätzlich 
wird jeder Warenumsatz auf jeder Wirtschafts- 
stufe mit einem gleichen — nach der Höhe des 
Entgelts bemessenen — Satz (0,1 v. H.) be- 
steuert. 

1918 

Ausdehnung der Steuerpflicht auf alle Leistun- 
gen innerhalb einer selbständigen gewerb- 
lichen Tätigkeit und auf den Eigenverbrauch 
durch das Gesetz vom 26. Juli 1918. Erhöhung 
des Steuersatzes von 0,1 auf 0,5 v. H. Einfüh- 
rung einer Luxussteuer für die Umsätze be- 
stimmter Gegenstände des gehobenen Bedarfs 
im Einzelhandel mit einem Steuersatz von 
10 V. H. 

1919 

Erhöhung des allgemeinen Steuersatzes auf 

1,5 V. H. durch das Gesetz vom 24. Dezember 
1919. Ausdehnung der Besteuerung auf „beruf- 
liche" Leistungen. Dadurch wird die Umsatz- 
steuer zur allgemeinen Verbrauchsteuer des 
Reichs. Erhöhung des Steuersatzes der Luxus- 
steuer auf 15 V. H. und Einführung einer erhöh- 
ten Steuer auf bestimmte Leistungen (Anzeigen, 
Beherbergung, Verwahrungen und Vermietung 
von Reittieren) mit einem Steuersatz von 
10 V. H. 

1922 

Erhöhung des allgemeinen Steuersatzes auf 
2 V. H. ab 1. Januar 1922 durch das Gesetz vom 
8. April 1922. Beginn der Erörterungen über die 
Einführung einer allgemeinen Produktionssteuer 


(Satz 10 bis 20 v. H.), einer Einzelhandelssteuer 
(Satz 5 bis 10 v. H.) cxier einer Nettoumsatz- 
steuer (sogen. Siemens'sche veredelte Umsatz- 
steuer). Ablehnung der drei Reform Vorschläge 
durch die Reichsregierung im Einverständnis 
mit dem Reichswirtschaftsrat. 

1924 

Erhöhung des allgemeinen Steuersatzes auf 

2.5 V. H. durch die Zweite Steuernotverordnung 
vom 19. Dezember 1923. Erneute Ablehnung 
eines Wechsels der Besteuerungsform durch die 
Denkschrift der Reichsregierung über eine Ab- 
änderung der Umsatzbesteuerung vom 27. Sep- 
tember 1924 (Reichstagsdrucksache 2. Wahl- 
periode 1924 Nr. 558). Auch die österreichisdie 
Phasenpauschalierung wird in der Denkschrift 
als für deutsche Verhältnisse ungeeignet be- 
zeichnet. Herabsetzung des allgemeinen Steuer - 
satzes ab 1. Oktober 1924 auf 2 v. H. durch die 
Erste Steuermilderungsverordnung vom 14. Sep- 
tember 1924. 

1925 

Herabsetzung des allgemeinen Steuersatzes auf 

1.5 V. H. und des Luxussteuersatzes auf 10 v. H. 
ab 1, Januar 1925 durch die Zweite Steuer- 
milderungsverordnung vom 10. November 1924. 
Weitere Herabsetzung des allgemeinen Steuer- 
satzes auf 1 V. H. und des Lüxussteuersatzes 
auf 7,5 V. H. ab 1. Oktober 1925 durch die Ge- 
setze vom 10. und 17. August 1925. Beseitigung 
der erhöhten Steuer auf bestimmte Leistungen. 

1926 

Herabsetzung des allgemeinen Steuersatzes auf 
0,75 V. H. und Abschaffung der Luxussteuer 
durch das Gesetz vom 31. März 1926. Der all- 
gemeine Steuersatz von 0,75 v. H. gilt bis zum 
31. März 1930. Infolge der starken Ermäßigung 
der Umsatzsteuer verstummen die Erörterungen 
über eine Änderung der Besteuerungsform. 

1930 

Erhöhung des allgemeinen Umsatzsteuersatzes 
auf 0,85 V. H. sowie Einführung eines erhöhten 
Steuersatzes von 1,35 v. H. für Großbetriebe des 
Einzelhandels mit einem Gesamtumsatz von 
mehr als 1 Million RM im Jahr durch das 
Gesetz vom 15. April 1930. 

1932 

Erhöhung des allgemeinen Steuersatzes auf 
2 V. H., Beibehaltung des Steuersatzes von 
0,85 V. H. für Getreide, Backwaren und der- 
gleichen ab 1. Januar 1932 durch die Vierte 
Verordnung des Reichspräsidenten zur Siche- 
rung von Wirtschaft und Finanzen und zum 
Schutz des inneren Friedens vom 8. Dezember 
1931. Gleichzeitig wird der erhöhte Steuersatz 
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für Großunternehmen des Einzelhandels auf 
2,5 V. H. (für Getreide, Mehl usw, auf 1,35 v. H.) 
erhöht. Abgesehen von der Luxussteuer wird 
damit erstmalig der Steuersatz, abgestellt auf 
bestimmte Waren, differenziert. Von der neu 
eingeführten Ermächtigung, für bestimmte 
Gegenstände oder Gruppen von Gegenständen 
die Phasenpauschalierung einzuführen, macht 
der Reichsminister der Finanzen keinen Ge- 
brauch. Schaffung eines Belastungsausgleichs 
für Einfuhr- und Ausfuhrgüter durch die Ein- 
führung der Umsatzausgleichsteuer auf Grund 
der Verordnung vom 29. Januar 1932 für die 
Einfuhr von Gegenständen und durch Gewäh- 
rung von Ausfuhrvergütungen neben der bereits 
bestehenden Ausfuhrhändlervergütung auf 
Grund der Verordnung vom 28. November 1932. 

1933 

Weitere Differenzierung durch die Herabsetzung 
des Steuersatzes für die Landwirtschaft auf 
1 V. H. (Abschnitt III des Zweiten Gesetzes 
zur Verminderung der Arbeitslosigkeit vom 
21. September 1933). Gleichzeitig wird der 
Steuersatz für die Lieferungen von Getreide, 
Mehl, Schrot oder Kleie aus Getreide und den 
daraus hergestellten Backwaren auf 1 v. H. fest- 
gesetzt. 

1934 

Im Rahmen der Steuerreform erneute Prüfung 
der Frage des Wechsels der Besteuerungsform. 
Die Frage wird im Einvernehmen mit den Ver- 
tretern der Wirtschaft abgelehnt. Unter Bei- 
behaltung der bisherigen Besteuerungsform 
werden durch das Gesetz vom 16. Oktober 1934 
folgende Änderungen eingeführt: Neuregelung 
der Großhandelsbesteuerung (Sondersatz von 
0,5 V. H. und Befreiung der Lieferungen be- 
stimmter Waren im Anschluß an die Einfuhr 
und im Binnengroßhandel), Phasenausgleich in 
der Textilwirtschaft durch Einführung einer 
Zusatzsteuer für mehrstufige Unternehmen so- 
wie des Anrechnungsverfahrens und eines 
ermäßigten Steuersatzes für einstufige Unter- 
nehmen. Der erhöhte Steuersatz von 2,5 v. H. 
für Großunternehmen des Einzelhandels und 
die Ausgleichsmaßnahmen bei Einfuhr und Aus- 
fuhr werden beibehalten. 

1946 

Ab 1, Januar 1946 Erhöhung des allgemeinen 
Steuersatzes auf 3 v. H., des ermäßigten Satzes 
für Land- und Forstwirtschaft und für die Liefe- 
rung von Getreide usw. auf 1,5 v. H., des Groß- 
handelssteuersatzes auf 0,75 V. H. und des er- 
höhten Steuersatzes für Großbetriebe des Einzel- 
handels auf 3,75 V. H. durch das Kontrollrats- 
gesetz Nr. 15 vom 11. Februar 1946. Beseitigung 
der umsatzsteuerlichen Wirkungen der Organ- 
schaft zwischen Mutter- und Tochtergesellschaf- 
ten und zwischen Tochtergesellschaften dersel- 
ben Muttergesellschaft. 


1951 

Ab 1. Juli 1951 Erhöhung des allgemeinen 
Steuersatzes auf 4 v. H. und des Großhandels- 
steuersatzes auf 1 V. H. durch das Gesetz vom 
28. Juni 1951. Der Sondersatz für die Land- und 
Forstwirtschaft und für die Lieferungen von 
Getreide usw. bleibt unverändert (1,5 v. H.). 
Für sogen, sozial kalkulierte Lebensmittel wird 
der Steuersatz von 3 v. H. beibehalten. Auf- 
hebung der erhöhten Steuer für Großunter- 
nehmen des Einzelhandels und Einführung einer 
Zusatzsteuer von 3 v. H. für die Verbindung 
von Herstellung mit Einzelhandel. 

1952 bis 1958 

Neun Gesetze zur Änderung des UStG. Fort- 
schreitende Einräumung von Vergünstigungen 
für bestimmte Umsätze und Gewerbezweige. 
Besonders hervorzuheben sind folgende Maß- 
nahmen: Zulassung weiterer Be- und Verarbei- 
tungen als steuerlich unschädlich beim Groß- 
handel; Befreiung der Wasserlieferungen 
privater Wasserwerke; Heraufsetzung der Frei- 
grenze für Schriftsteller, Künstler, Handelsver- 
treter usw. von 12 000 DM auf 18 000 DM; 
Befreiung der Lieferungen von Milcherzeug- 
nissen im Großhandel durch Molkereien; Ein- 
führung eines Umsatzfreibetrages von 8 000 DM 
für Unternehmer mit einem Gesamtumsatz bis 
zu 80 000 DM; Befreiung der Lieferungen und 
des Eigenverbrauchs landwirtschaftlicher Er- 
zeugnisse durch den Erzeuger — damit grund- 
sätzliche Herausnahme eines Wirtschaftszweiges 
aus der Umsatzbesteuerung; Wiedereinführung 
der umsatzsteuerlichen Wirkungen der Organ- 
schaft zwischen Mutter- und Tochtergesellschaf- 
ten und Tochtergesellschaften derselben Mut- 
tergesellschaft ab 1. April 1958. 

2* Die Versuche, die Steuerkumulation und 
die durch sie verursachten Wettbewerbs- 
verzerrungen zu mildern 

54. In den grundsätzlichen Ausführungen zur Frage 
der kumulierenden und konzentrationsfördern- 
den Wirkung der Allphasen-Bruttoumsatzs teuer 
(vgl. Nr. 11) ist bereits darauf hingewiesen, daß 
der bei Einsparung einer Umsatzphase ent- 
stehende Umsatzsteuervorteil zu vergleichen ist 
mit der gleichzeitig eintretenden Veränderung 
der Produktions- und Verteilungskosten und 
daß der in den Planungen der Unternehmer 
aus der Allphasen-Bruttoümsatzsteuer sich er- 
gebende Anreiz zur Konzentration von der 
Höhe des Umsatzsteueranteils an der Wert- 
schöpfung der betreffenden Umsatzphase ab- 
hängig ist. Die von der Allphasen-Bruttoumsatz- 
Steuer ausgehenden konzentrationsfördernden 
Wirkungen sind mithin in den einzelnen Wirt- 
schaftszweigen und Wirtschaftsstufen verschie- 
den stark. Aus diesem Grunde hat man bei der 
Gestaltung des deutschen Umsatzsteiierrechts 
nur in solchen Fällen korrigierend eingegriffen, 
in denen erhebliche Wettbewerbsstörungen in- 
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folge der Kumulativwirkung aufgetreten sind, 
zumal derartige Korrekturen auch verwaltungs- 
mäßige Erschwernisse verursachen. 


a) Die Großhandelsvergünstigungen 

55. Das Bedürfnis zu einer Sonderbehandlung des 
Großhandels im Rahmen der Allphasen-Brutto- 
umsatzsteuer zeigte sich schon sehr bald; denn 
der Anteil der Umsatzsteuer an der Wert- 
schöpfung dieser Wirtschaftsstufe ist in der 
Regel verhältnismäßig hoch, so daß gerade 
diese Stufe häufig von der Gefahr der Aus- 
schaltung besonders bedroht ist. Die verschie- 
denen Versuche zur Lösung dieses Problems 
führten zur grundsätzlichen Regelung der Groß- 
handelsbesteuerung im UStG 1934, die im 
wesentlichen heute noch gültig ist. Danach 
unterliegen die Lieferungen im Großhandel 
nach § 7 Abs. 3 UStG grundsätzlich einem er- 
mäßigten Steuersatz (zur Zeit 1 v. H.). Steuer- 
frei sind die unmittelbar auf die Einfuhr folgen- 
den Großhandelslieferungen bestimmter not- 
wendiger Rohstoffe, Hdlberzeugnisse, Lebens- 
und Futtermittel {§ 4 Ziff. 2 UStG) sowie die 
Binnengroßhandelslieferungen bestimmter not- 
wendiger Rohstoffe und Halberzeugnisse (§ 4 
Ziff. 4 UStG). Gemeinsame Voraussetzung für 
alle Großhandelsvergünstigungen ist, daß der 
Gegenstand der Lieferung erworben bzw. ein- 
geführt und nicht be- oder verarbeitet wird. 
Bestimmte geringfügigeBehandlungen derWare i 
gelten jedoch allgemein nicht als Bearbeitung ■ 
und schließen daher die Großhandelsvergünsti- | 
giingen nicht aus (§ 12 UStDB). Außerdem ist die 
Bundesregierung ermächtigt, gewisse Be- und 
Verarbeitungen als steuerlich unschädlich zu- 
zulassen. 


b) Der Ausgleich des Wettbewerbsvorsprungs 
der Großbetriebe des Einzelhandels 

56. Die Großbetriebe des Einzelhandels (Waren- | 
häuser, Filialgeschäfte, Konsumgenossenschaf- i 
ten und Versandgeschäfte) beziehen ihre Waren j 
großenteils unter Umgehung des Großhandels | 
unmittelbar vom Erzeuger. Die Ursache dieses ' 
Vorgehens ist nicht nur in der Umsatzsteuer- 
belastung des Großhandels (1 v. H.) zu suchen, 
sondern auch in den Preisvorteilen, die sich 
kapitalkräftigen Großunternehmen beim Ein- 
kauf großer Mengen vom Erzeuger bieten und 
die anderenfalls durch die Zwischengewinne 
und zusätzlichen Unkosten des Großhandels 
stark gekürzt werden. Die kleinen und mittle- 
ren Betriebe des Einzelhandels sind dagegen in 
der Regel auf den Bezug über den Großhandel 
angewiesen, der für sie das Risiko eines reich- 
haltigen Lagers trägt, ihnen die Ware mit sei- 
nen Transportmitteln zuführt und zum Teil die 
Einkäufe vorfinanziert. Der auf der Umsatz- 
steuer beruhende geringe Wettbewerbsvorteil 
der Großbetriebe des Einzelhandels ließe sich 
im Wege eines Phasenausgleichs beseitigen. 


Dieser könnte entweder in der Befreiung des 
Großhandels von der Umsatzsteuer oder in 
einer zusätzlichen Besteuerung der Einzelhan- 
delslieferungen der Großbetriebe des Einzel- 
handels bestehen, wie sie in Deutschland bis 
1951 gegolten hat. 

c) Zusammenfassung von Produktion und Ein- 
zelhandel in einem Unternehmen 

57, Wenn ein Unternehmer selbst hergestellte Ge- 
genstände im Einzelhandel an den letzten Ver- 
braucher liefert, so schaltet er den Großhandel 
und den Einzelhandel aus. Dieser vor allem in 
der Textilwirtschaft häufige Tatbestand wurde 
in diesem Wirtschaftszweig seit 1935 einer Zu- 
satzsteuer unterworfen, die zunächst als soge- 
nannte Innensteuer nach einem fiktiven Preis 
erhoben wurde. Seit dem 1. Juli 1951 wurde 
allgemein bei der Verbindung von Herstellung 
mit Einzelhandel eine Zusatzsteuer als Außen- 
steuer erhoben. Die allgemeine Zusatzsteuer 
war wegen der verhältnismäßig zahlreichen 
Ausnahmebestimmungen, die notwendig wur- 
den, nicht einfach zu gestalten. Sie bereitete je- 
doch nach Überwindung der Anlaufzeit keine 
größeren Schwierigkeiten mehr. Die Regelung 
beruhte auf der Ermächtigung in § 8 UStG, Das 
Bundesverfassungsgericht hat durch Urteil vom 
5. März 1958 diese Ermächtigung für verfas- 
sungswidrig erklärt. Die Folge dieses Urteils 
ist, daß die Vorschriften der §§ 58 bis 58 b 
UStDB über die allgemeine Zusatzsteuer rechts- 
ungültig sind. Eine Neuregelung könnte nur ge- 
setzlich getroffen werden. 

d) Zusammenfassung mehrerer Produktions- 
stufen in einem Unternehmen 

58. Bei der Zusammenfassung mehrerer Produk- 
tionsstufen in einem Unternehmen wird für 
jede vor der Endstufe liegende Produktions- 
stufe eine Umsatzsteuer in Höhe von 4 v. H. des 
Produktionswerts nach Abschluß der jeweiligen 
Wirtschaftsphase eingespart. Ein darauf be- 
ruhender Anreiz zur Konzentration hat sich be- 
sonders in der Textilwirtschaft gezeigt. In die- 
sem Wirtschaltszweig wurde daher, gestützt auf 
die Ermächtigung des § 8 UStG 1934, ein Aus- 
gleich dadurch geschaffen, daß die mehrstufigen 
Unternehmen (Spinnwebereien) zusätzlich be- 
lastet wurden und den einstufigen Unternehmen 
(Veredelunasbetriebe, Eigenveredler und Aus- 
rüstergroßhändler) eine steuerliche Entlastung 
zugebilligt wurde. Das Reichsfinanzministerium 
hatte damals bei den verschiedensten Wirt- 
schaftszweigen die Frage eines Belastungsaus- 
gleichs zwischen einstufigen und mehrstufigen 
Unternehmen geprüft. Dabei zeigte sich, daß bei 
anderen Wirtschaftszweigen, z. B. auf dem Ge- 
biet der eisenschaffenden und eisenverarbeiten- 
den Industrie, der Lederwirtschaft und der 
Holzwirtschaft, Ausgleichsmaßnahmen nicht er- 
forderlich waren. Die in Aussicht genommenen 
Maßnahmen sind, nachdem die Spitzenorganisa- 
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tionen der gewerblichen Wirtschaft erklärt hat- 
ten, daß sie keine Wünsche auf Ausdehnung 
der Zusatzsteuer vorzubringen hätten, auf das 
Gebiet der Textilwirtschaft beschränkt worden 
(Hübschmann - Grabower-Beck-v. Wallis, Kom- 
mentar zum Umsatzsteuergesetz, Einleitung 
S. 22). Angesichts der Erhöhung der Steuersätze 
wird jedoch zu prüfen sein, ob nicht im Zuge 
der wirtschaftlichen Entwicklung außer in der 
Textilwirtschaft noch in anderen Wirtschafts- 
zweigen Maßnahmen zum steuerlichen Be- 
lastungsausgleich getroffen werden müssen. 
Besonders nach der allgemeinen Wiedereinfüh- 
rung der Organschaft könnte sich u. U. ein sol- 
ches Bedürfnis ergeben. In dem in Nr. 65 an- 
geführten, vom Produktivitätsrat der OEEC ver- 
öffentlichten Bericht (S. 264) wird vorgeschlagen, 
die Besteuerung der Innenumsätze bei konzen- 
trierten Unternehmen auszudehnen, um das 
Gleichgewicht mit den nicht konzentrierten 
Unternehmen des gleichen Wirtschaftszweiges 
herzustellen. 

e) Die Organschaft 

59. Die von der Rechtsprechung entwickelte Organ- 
lehre bedeutet im Umsatzsteuerrecht, daß eine 
juristische Person auf Grund der tatsächlich ge- 
gebenen Verhältnisse als unselbständiger Teil 
des sie beherrschenden Unternehmers behandelt 
wird. Das hat umsatzsteuerrechtlich zur Folge, 
daß steuerbare Umsätze zwischen einem Unter- 
nehmer und den von ihm beherrschten Organ- 
gesellschaften sowie zwischen den Organgesell- 
schaften desselben Unternehmers ausgeschlos- 
sen sind, weil der gesamte Organkreis ein 
Unternehmen darstellt. Die Organlehre folgt 
damit dem umsatzsteuerrechtlichen Grundsatz, 
daß Unternehmer nur sein kann, wer selb- 
ständig ist. Sie ermöglicht es andererseits, ohne 
volle Übernahme des betriebswirtschaftlichen 
Risikos und ohne eigentumsrechtlichen Vollzug 
der Betriebskonzentration, die Umsatzsteuer 
bestimmter Umsatzphasen einzusparen, und 
wirkt insoweit nicht wettbewerbsneutral (vgl. 
Nr. 13). Die Möglichkeiten zur Einsparung von 
Umsatzsteuer, die durch die Organschaft er- 
schlossen werden, sind für große und mittlere 
Unternehmen von Vorteil, da nur für diese 
vertikal gegliederte Betriebskombinationen in 
Frage kommen. Die Beseitigung der Organ- 
schaft würde jedoch insoweit ungleichmäßig 
wirken, als sie nur die mehrstufigen Unter- 
nehmen einer bestimmten Rechtsform, nämlich 
die Organgebilde, und diese ohne Rücksicht auf 
den von Wirtschaftszweig zu Wirtschaftszweig 
in seiner Stärke unterschiedlichen Konzentra- 
tionsanreiz treffen würde. Die nicht organ- 
schaftlich organisierten mehrstufigen Unterneh- 
men (fusionierte Unternehmen, Einzelunterneh- 
men mit mehreren Betrieben) würden dagegen 
den Umsatzsteuervorteil der Konzentration be- 
halten. Die Aufhebung der Organschaft würde 
überdies steuertechnisch zu Erschwerungen füh- 
ren, da man wegen der zwischen Gliedern 


eines Organkreises häufig üblichen Verrech- 
nungspreise einen Preis als Besteuerungsgrund- 
lage fingieren müßte. Schließlich kann das 
Rechtsinstitut der Organschaft bei der Umsatz- 
steuer nicht isoliert betrachtet werden. In den 
Kreis der Betrachtungen müssen vielmehr auch 
die bei der Körperschaftsteuer und der Ge- 
werbesteuer bestehenden verwandten Rechts- 
institute (Schachtelgesellschaft) bezüglich ihrer 
rechtlichen und wirtschaftlichen Wirkungen ein- 
bezogen werden. Im Rahmen der Allphasen- 
Bruttoumsatzsteuer muß jedoch geprüft werden, 
inwieweit die für den Wettbewerb nachteiligen 
Folgen der Organschaft (etwa im Wege des 
Phasenausgleichs) beseitigt werden können. 

Der Bundesminister der Finanzen wird sich, 
nachdem die umsatzsteuerlichen Wirkungen der 
Organschaft ab 1. April 1958 wieder eingeführt 
worden sind, zunächst einen Überblick darüber 
verschaffen, in welchen Wirtschaftszweigen 
Tendenzen zur Ausbreitung organschaftlicher 
Bindungen festzustellen sind. Das Prüfungs- 
ergebnis wird voraussichtlich Material dafür er- 
geben, ob auf diesem Gebiete gesetzliche Maß- 
nahmen notwendig sind. Sollten sich in größe- 
rem Umfang nachteilige Wirkungen der Organ- 
schaft zeigen, so wird z. B. auch die Frage zu 
prüfen sein, ob durch eine Einschränkung der 
Organschaft (etwa durch das Erfordernis einer 
Beteiligung von mindestens 75 v. H. und durch 
Festlegung, daß die Organgesellschaft den Cha- 
rakter einer Geschäftsabteilung haben muß) in 
ausreichendem Maße Abhilfe geschaffen wer- 
den kann. 

f) Maßnahmen zur Entlastung der Ausfuhr- 
waren und zur Belastung der Einfuhrwaren 

60. In den Umsatzsteuergesetzen der meisten Län- 
der ist dafür Vorsorge getroffen, daß die Aus- 
fuhrwaren frei von umsatzsteuerlicher Belastung 
auf den ausländischen Markt gelangen und die 
Einfuhrwaren mit einer Steuer belegt werden, 
die sich nach der umsatzsteuerlichen Vorbe- 
lastung der entsprechenden inländischen Er- 
zeugnisse richtet. 

Bei der deutschen Umsatzsteuer bestehen fol- 
gende Maßnahmen zur Entlastung der Ausfuhr: 

1. Die Befreiung der Ausfuhrlieferungen von 
der Umsatzsteuer. 

2. Die Befreiung der Lohnveredelung für aus- 
ländische Rechnung von der Umsatzsteuer. 

3. Die Befreiung der sogen, geistigen Ausfuhr 
und der Versicherungsleistungen für aus- 
ländische Rechnung von der Umsatzsteuer. 

4. Dem Ausfuhrhändler wird, um ihn umsatz- 
steuerlich mit dem unmittelbar ausführen- 
den Fabrikanten gleichzustellen, eine Aus- 
fuhrhändlervergütung gewährt. Die umsatz- 
steuerliche Vorbelastung der Ausfuhrwaren 
wird dadurch ausgeglichen, daß jedem aus- 
führenden Unternehmer, dem Händler und 
dem Fabrikanten, eine Ausfuhrvergütung 
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gewährt wird. Seit dem 1. Juli 1951 ist die 
Ausfuhrvergütung mit Rücksicht darauf, daß 
die auf den Vorstufen entrichtete Umsatz- 
steuer je nach dem Fertigungsgrad der aus- 
geführten Gegenstände verschieden hoch ist, 
gestaffelt worden. 

Seit dem Jahre 1932 wird auf die Einfuhr von 
Gegenständen in das Inland eine Umsatzaus- 
gleichsteuer erhoben, um eingeführte Gegen- 
stände der gleichen Belastung zu unterwerfen 
wie die entsprechenden inländischen Erzeug- 
nisse. Die Ausgleichsteuersätze sind entspre- 
chend der Vorbelastung der Waren gestaffelt. 

Die Unmöglichkeit, einen genauen Belastungs- 
ausgleich bei der Einfuhr und Ausfuhr vorzu- 
nehmen, ist mit Rücksicht auf die derzeitige 
internationale Übung ein Mangel der deut- 
schen Allphascn-Bruttoumsatzsteuer. In den 
letzten Jahren haben sich Bundestag und Regie- 
rung bemüht, das Vergütungsrecht, insbeson- 
dere durch Staffelung der Vergütungssätze, zu 
verfeinern. Grundsätzlich ist zu dieser Frage 
oben (vgl. Nr. 18) Stellung genommen worden. 

3. Erfahrungen 

61. Die deutsche Brutto-Allphasensteuer hat sich in 
den mehr als 40 Jahren ihres Bestehens infolge 
ihrer Breitenwirkung, ihrer relativen Unmerk- 
lichkeit und ihrer Unvermeidbarkeit als außer- 
ordentlich ergiebige Finanzquelle erwiesen. Zu- 
treffend sagt Schmölders, daß sie in den Infla- 
tionsjahren nach dem ersten Weltkrieg das 
Rückgrat der Reichsfinanzen gebildet habe, in 
den folgenden Jahren bei niedrigen Steuer- 
sätzen eine kräftige Stütze des Reichshaushalts 
geblieben sei und daß sie sich nach dem Zu- 
sammenbruch als zuverlässigste Finanzquelle 
der Zentralgewalt erwiesen habe (Handbuch 
der Finanzwissenschaft, 2. Auflage 1955 S. 584). 
Bemerkenswert sind ihr gleichmäßiges Fließen 
und ihre relative Krisenfestigkeit. Ihre Durch- 
führung bereitet, von Einzelfällen abgesehen, 
weder den Steuerpflichtigen noch der Verwal- 
tung erhebliche Schwierigkeiten. Die Kosten 
ihrer Erhebung sind mit rund 0,5 v. H. ihres 
Aufkommens gering. Seit der Erhöhung des 
allgemeinen Steuersatzes auf 4 v. H. (ab 1. Juli 
1951) mehren sich jedoch die Angriffe gegen 
diese Besteuerungsform wegen ihrer oben (vgl. 
Nr. *11) ausführlich dargelegten wirtschaftspoli- 
tischen Nachteile. 


II. Die Allphasen-{Mehrphasen-) 
Bruttoumsatzsteuern in den Mitglied- 
staaten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft 

62. Von den sechs Mitgliedstaaten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft wenden außer der 
Bundesrepublik vier Mitglieder, nämlich Bel- 
gien, Italien, Luxemburg und die Niederlande, 
die Allphasen- (Mehrphasen-)Bruttoumsatzsteuer 


— vielfach durch Sonderregelungen modifiziert 

— an. Nur in Frankreich gilt die Mehrwert- 
steuer mit Vorsteuerabzug. 

1. Belgien 

63. In Belgien besteht die Umsatzbesteuerung aus 
einer Reihe von Einzelsteuern, die zum Teil 
nach dem Mehrphasensystem und zum Teil nach 
einem Pauschalsystem gestaltet sind. Die 
Warenumsatzsteuer (taxe de transmission) ist 
die bedeutendste Steuer im Rahmen dieses 
Systems. Sie wird durch eine Luxussteuer (taxe 
de luxe) ergänzt, die Güter des gehobenen Be- 
darfs, Luxusgegenstände und eine Reihe von 
Leistungen höher belastet. Die Warenumsatz- 
steuer ist eine Mehrphasen-Bruttoumsatzsteuer 
mit kumulativer Wirkung, die nur den Einzel- 
handel nicht erfaßt. Befreit sind u. a. die Liefe- 
rungen wichtiger Lebensmittel und die unmit- 
telbaren und mittelbaren Ausfuhrlieferungen. 
Die Einfuhr wird besteuert. Der allgemeine 
Steuersatz beträgt 5 v. H. des Preises ohne 
Steuer. Bei einer Reihe von Waren tritt die 
Pauschalsteuer, die bei der Einfuhr oder beim 
Verkauf durch den Erzeuger erhoben wird, mit 
verschieden hohen Sätzen (z. B. 5 und 10 v. H.) 
an die Stelle der Warenumsatzsteuer. Die 
Luxussteuer ist eine Einphasensteuer mit 
Steuersätzen von 11 und 13 v. H. Bei den 
Steuern, die sonstige Leistungen erfassen, be- 
läuft sich der Steuersatz im allgemeinen auf 
5 V. H. des Preises ohne Steuer, nur die Ver- 
mietung von Bankfächern unterliegt einer 
höheren Abgabe (13 v. H.). Ferner wird eine 
Rechnungsteuer (taxe de facture sur les trans- 
missions) mit einem niedrigen Satz von 5 v. T. 
auf solche Übertragungen beweglicher körper- 
licher Gegenstände erhoben, die weder der 
Warenumsatzsteuer noch der Luxussteuer 
unterliegen (z. B. auf die Lieferungen von 
Lebensmitteln). 

64. Mit Hilfe dieses Bündels von Steuern, mit Be- 
freiungsvorschriften und Pauschalierungen ge- 
lingt es, die Kumulativwirkung abzuschwächen, 
einen erheblichen Teil des notwendigen Bedarfs 
von der Besteuerung auszunehmen und Güter 
des gehobenen Bedarfs einer erhöhten Be- 
steuerung zu unterwerfen. 

65. Uber Bestrebungen, die Umsatzsteuer grund- 
legend zu reformieren, ist bisher nichts bekannt 
geworden. Charles Campet schlägt in seinem 
von der OEEC im November 1957 in Paris ver- 
öffentlichten Bericht „Le Regime fiscal du 
Chiffre d'affaires et son incidence sur la pro- 
ductivite" (a. a. O. S. 267) vor, entweder den 
Anwendungsbereich der Pauschalsteuern einzu- 
schränken und den ursprünglichen allgemeinen 
Charakter der Warenumsatzsteuer wiederher- 
zustellen sowie sie allmählich neutral zu ge- 
stalten oder die Anwendung der Pauschal- 
steuern zu verallgemeinern und sie fortschrei- 
tend in ein System der Purchase Tax umzuwan- 
deln. Er hält es für wünschenswert, daß unver- 
züglich Maßnahmen getroffen werden, um 
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einige der Hauptmängel des gegenwärtigen 
Systems abzuschwächen, z. B. in dem Bereich I 
der Besteuerung der Lieferungen an sich selbst, 

i 

2. Italien 

66. Die italienische Umsatzsteuer stellt eine Mi- 
schung aus einer kumulativen Allphasensteuer ' 
und mehreren pauschalen Einphasensteuern auf 
Waren des gehobenen Bedarfs dar. Sämtliche 
Wirtschaftsbereiche werden in die Umsatzsteuer' 
einbezogen: Landwirtschaft, nicht landwirt* 
schaftliche Urprodukte, Industrie, Handwerk, 
Großhandel, Einzelhandel, Dienstleistungs- 
gewerbe, freie Berufe. Jedoch bestehen Unter- 
schiede in der Belastung. Ermäßigte Steuersätze 
gelten z. B. für Handwerker, Dienstgewerbe, 
freie Berufe, Unternehmungen der Personen- 
beförderung mit Motorfahrzeugen, Spediteure, 
Börsenagenten und für den Einzelhandel. Der 
Hauptsteuersatz beträgt 3 v. H. Daneben beste- 
hen differenzierte Steuersätze von 0,5 bis 8 v. H., I 
die für alle Umsatzphasen gelten, und Pauschal- j 
Steuersätze von 4 bis 18 v. H. Die Lieferungen 
bestimmter Güter des notwendigen Bedarfs sind 
befreit. Die Einfuhr unterliegt der Besteuerung. 
Ausfuhrlieferungen sind steuerfrei, die Vor- 
belastungen werden durch Vergütungen aus- 
geglichen, Der Übergang von Waren aus der 
Produktionsstätte in eigene Geschäfte für den 
Einzelverkauf ist steuerpflichtig; Besteuerungs- 
maßstab ist in solchen Fällen der Großhandels- 
preis. 

67. Charles Campet (a. a. O. S. 268) schlägt vor, 

entweder zum Prinzip einer allgemeinen Steuer 
zurückzukehren und sie fortschreitend wett- i 
bewerbsneutral zu gestalten oder die Anwen- ; 
düng der Pauschalsteuern auszudehnen und i 
ihre Veranlagungs- und Erhebungsmethoden zu j 
vereinheitlichen. I 

i 

3. Luxemburg 

68. ln Luxemburg wird eine der deutschen Umsatz- 
steuer sehr ähnliche kumulative Allphasen- 
steuer mit einem allgemeinen Steuersatz von ' 
2 V. H. erhoben. Die Landwirtschaft unterliegt 
einem ermäßigten Steuersatz von 1 v. H., der 
Großhandel einem solchen von 0,5 v. H. Ein 
erhöhter Steuersatz von 2,5 v. H. gilt für Einzel- t 
handelsumsätze über 40 Millionen Lfrs. jährlich. 
Die Einfuhr wird besteuert. Ausfuhrlieferungen 
sind steuerfrei. Pauschalsteuern werden erhoben 
für die Einfuhr und die Lieferung von Kraft- 
fahrzeugen, Motorrädern, Anhängern, Vergnü- 
gungsschiffen und -booten (7 v. H.), für die 
Lieferung von Konsummilch und Zigaretten 
(1 V. H,), von Butter (2 v. H.) und von Kohle 
(3 V.H.). Die Steuer funktioniert reibungslos, 

4. Niederlande 

69. Die nic'derländische Umsatzsteuer ist eine Mehr - 
phasensteuer mit kumulativer Wirkung. Durch 
die Umsatzsteiierreform vom 16. Dezember 1954 


sind die Umsätze im Einzelhandel von der Be- 
steuerung freigestellt worden. Dafür ist der 
allgemeine Steuersatz auf 5 v. H. erhöht wor- 
den. Diese Reform hatte eine Annäherung an 
die belgische Umsatzsteuer zur Folge. Durch die 
Reform sind ferner die Möglichkeiten, die 
Unterschiede in der Belastung der einstufigen 
und mehrstufigen Unternehmen durch Pauscha- 
lierungen und Integrationsabgaben zu mildern, 
erweitert worden. Die Verwendung bestimmter 
selbst erzeugter Rohstoffe für die Herstellung 
anderer Gegenstände oder zur Ausführung 
einer Leistung ist der Besteuerung unterworfen 
worden. Die Landwirtschaft ist grundsätzlich 
steuerpflichtig; aber durch steuerliche Befrei- 
ung der Lieferungen einer Reihe landwirtschaft- 
licher Erzeugnisse wird der Umfang der Be- 
steuerung wieder eingeengt. Für den Großhan- 
del gilt ein ermäßigter Steuersatz von 0,75 v. H. 
Dienstleistungen zum Nutzen privater Verbrau- 
cher, in der Hauptsache solche der Handwerker 
und freien Berufe, werden mit 4 v. H. besteuert. 
Diesem ermäßigten Steuersatz unterliegen fer- 
ner unmittelbare Lieferungen der Hersteller an 
Privatpersonen. Für Güter des unentbehrlichen 
Bedarfs gelten weitgehend Steuerbefreiungen, 
auch die Lieferungen von Textilien und Erdöl- 
erzeugnissen sind befreit. Für Güter des ge- 
hobenen Bedarfs und des Luxusaufwandes 
gelten erhöhte Steuersätze (8 und 15 v. H.). Die 
Einfuhr vrird besteuert. Ausfuhrlieferungen sind 
steuerfrei, die Vorbelastung der Ausfuhrwaren 
wird vergütet. 

70. CJrarles Campet (a. a. O. S. 266) schlägt vor, 
zwischen einem wirtschaftlich neutralen System 
(Mehrwertsteuer) und einer Purchase Tax zu 
wählen, die gestattet, den Verbrauch zu lenken. 
Die geltende Umsatzsteuerform könnte nach 
seiner Ansicht ohne große Schwierigkeiten in 
eine Mehrwertsteuer umgewandelt werden. Die 
Niederlande haben sich jedoch bei der Umsatz- 
steuerreform des Jahres 1954 für die Einführung 
der Mehrwertsteuer nicht entschließen können. 


III. Die Mehrwertsteuern mit 
Vorumsatzabzug in Japan und im 
Staate Michigan (USA) 

1. Das japanische Projekt einer 
Nettoumsatzsteuer 

71. Wie Hanya Ito in seinem Aufsatz „Theorie und 
Technik der Nettoumsatzsteuer in Japan" im 
Finanzarchiv Band 15 (1954/55) S. 447 ff. berich- 
tet, hat die von General MacArthur berufene 
Mission für die Untersuchung des Steuer- 
systems, die unter Leitung des Professors Shoup 
von der Columbia University stand, in ihrem 
Gutachten vorn August 1949 vorgeschlagen, die 
Nettoumsatzsteuer (value-added tax) an die 
Stelle der Gewerbesteuer und der (im Jahre 
1950 beseitigten) allgemeinen Allphasenumsatz- 
steuer treten zu lassen. 
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72. In Japan wurde damals auch die Frage erörtert, 
ob die Nettoumsatzsteuer eine Gewerbesteuer 
oder eine Umsatzsteuer sei. Im Gutachten der 
Shoup-Mission vom August 1949 war sie als 
„enterprise tax'' charakterisiert worden, im 
zweiten Bericht vom September 1950 dagegen 
wurde sie als „sales tax" bezeichnet. Hanya Ito 
meint, daß sie Elemente der Gewerbesteuer 
und der Umsatzsteuer aufweise. Einmal könne 
sie als Gewerbesteuer (eine Art Ertragsteuer) 
verstanden werden, da sie, mit dem Wertzu- 
wachs (ähnlich dem Unternehmergewinn) als 
Steuerobjekt, der allgemeinen Erwerbstätigkeit 
auferlegt werde. Zum anderen könne sie mit 
gleichem Recht als Umsatzsteuer (eine Art Ver- 
kehrsteuer) gelten, da ihr Objekt der Netto- 
umsatz sei, obwohl sie den Zweck habe, den 
Mangel der allgemeinen Allphasenumsatzsteuer 
zu beseitigen. 

73. Die japanische Regierung hat auf Grund der 
Vorschläge der Shoup-Mission die Nettoumsatz- 
steuer im Juli 1950 in das neue Gesetz über die 
lokalen Steuern aufgenommen. Sie sollte den 
Präfekturen als wichtige Einnahmequelle die- 
nen, während die aus der Grund- und Gebäude- 
steuer gebildete Vermögensteuer den Städten 
und Dörfern zugewiesen wurde. Da die Netto- 
umsatzsteuer auf heftigen Widerstand stieß, 
wurde ihre Durchführung bis zum 1. Januar 
1952 verschoben. Die Shoup-Mission nahm noch 
einmal die Arbeit auf und veröffentlichte im 
September 1950 ihren zweiten Bericht. Auf 
Grund ihrer neuen Empfehlungen wurden die 
Vorschriften über die Nettoumsatzsteuer im 
Jahre 1951 geändert. Sie sollten am 1. Januar 
1952 in Kraft treten. Der Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens wurde jedoch auf den 1. Januar 1953 
und später auf den 1. Januar 1954 verschoben. 

74. Anfang 1953 beabsichtigte die japanische Regie- 
rung, die Nettoumsatzsteuer in eine Gewerbe- 
steuer mit dem Nettoumsatz als Steuerobjekt 
zu verwandeln. Die Steuer sollte Handel, Ge- 
werbe und freie Berufe erfassen. Zur Bemessung 
der Steuer sollte die Additionsmethode heran- 
gezogen werden. Nach dieser Methode gelangt 
man zum Nettoumsatz auf dem Wege der Sum- 
mierung der Profite einer Unternehmung und 
ihrer Auszahlungen an Löhnen, Zinsen, Renten 
und Mieten. Das Steuerobjekt sollte in zwei 
Bestandteile zerlegt werden: Profite einerseits 
und Summe von Löhnen, Zinsen, Renten und 
Mieten andererseits. Der Steuersatz sollte 8 v.H. 
für den Profitteil und 2 v. H. für den übrigen 
Teil betragen. Als Profit sollte das Einkommen, 
das der Veranlagung der nationalen Individual- 
und Körperschaftsteuer zugrunde gelegt wird, 
verwendet werden. Als Summe von Löhnen, 
Zinsen, Renten und Mieten sollte das gelten, 
was bei der Einkommensermittlung als Verlust 
oder Unkosten gerechnet wird. Bei den Finan- 
zierungsunternehmungen (Bankgeschäften) soll- 
ten die an die Deponenten gezahlten Zinsen 
nicht zum Nettoumsatz gerechnet werden, da sie 
dem Charakter nach von den Zinsen verschie- 


den seien, welche die sonstigen Unternehmun- 
gen für das geborgte Kapital zahlen. 

75. Dieser Reformplan der Regierung kam nicht zur 
Ausführung, da er — wie die Nettoumsatz- 
steuer überhaupt — von der öffentlichen Mei- 
nung Japans und von den Beratungsorganen 
der Regierung abgelehnt wurde. Im Mai 1954 
sprach sich auch das Parlament endgültig gegen 
die Nettoumsatzsteuer und für die Beibehaltung 
der bisherigen Gewerbesteuer aus. Hanya Ito 
sieht die Gründe für die Ablehnung der Netto- 
umsatzsteuer einmal in ihrer Kompliziertheit 
und zum anderen darin, daß die großen GeseJl- 
schaftsunternehmungen durch die Nettoumsatz- 
steuer erheblich höher belastet worden waren 
als durch die bisherige Gewerbesteuer. 

2. Die Business Activities Tax im Staate 
Michigan (USA) 

76. Sie ist mit Wirkung vom 1. Juli 1953 ab — an 
Stelle einer Einkommensteuer auf gewerbliche 
Gewinne : — in Kraft getreten und auf alle 
Arten der Geschäftstätigkeit natürlicher und 
juristischer Personen (Fabrikation, Beförderun- 
gen, öffentliche Versorgungsleistungen, Acker- 
bau, Groß- und Einzelhandel, Dienstleistungs- 
gewerbe, freie Berufe) anzuwenden. 

77. Besteuerungsmaßstab ist der von einem Unter- 
nehmen geschaffene Mehrwert, der vom Gesetz 
als „berichtigte Einkünfte" bezeichnet und durch 
Abzug folgender Posten von den Bruttoeinkünf- 
ten ermittelt wird: alle für den Ankauf von 
Gütern von anderen Firmen aufgewandten Be- 
träge (ausgenommen solche für Anlagegüter mit 
einer Lebensdauer von mehr als einem Jahr), 
Steuern mit Ausnahme der Steuern vom Ein- 
kommen, Mieten, Zinsen und seit 1955 Abschrei- 
bungen von Liegenschaften. Den Unternehmen 
steht es frei, ohne Einzelnachweis einen Betrag 
abzusetzen, der 50 v. H. ihrer Bruttoeinnahmen 
entspricht. Diese Möglichkeit ist sehr wichtig für 
solche Unternehmen (z. B. Ackerbau, Bergbau, 
Dienstleistungsgewerbe), bei denen der Wert- 
zuwachs im Verhältnis zu den Bruttoeinnahmen 
hoch ist. Außerdem ist es den Firmen gestattet, 
10 000 $ vom Wertzuwachs abzusetzen. Die Mög- 
lichkeit, von den Bruttoeinnahmen 50 v. H. 
und von den so berichtigten Bruttoeinnahmen 
(Wertzuwachs) 10 000 $ abzusetzen, ergibt eine 
völlige Befreiung aller Unternehmen, deren 
Bruttoeinnahmen unter 20 000 S liegen, von der 
Steuer. In der Praxis unterliegen im Durch- 
schnitt auch Wiederverkäufer mit Bruttoeinnah- 
men unter 55 000 S, Hersteller mit Einnahmen 
unter 25 000 $ und Großhändler mit Einnahmen 
unter 125 000 $ nicht der Steuerpficht. Ban- 
ken, Versicherungsgesellschaften und sonstige 
Finanzinstitute bleiben steuerfrei, da sie beson- 
dere Konzessionsabgaben zu entrichten haben. 

78. Seit dem Jahre 1954 beträgt der allgemeine 
Steuersatz 0,65 v. H., der Satz für Versorgungs- 
unternehmen 0,15 V. H. 
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79. Die Einnahmen beliefen sich im Haushaltsjahr 
1955/56 auf 59 778 370 das sind etwa 8 v. H. 
der gesamten Steuereinnahmen des Staates 
Michigan. Etwa die Hälfte der Steuer wird von 
Fabrikanten bezahlt, 27 v. H, von den Einzel- 
händlern, 16 V. H. von den Dienstleistungs- 
gewerben. Die Erhebungskosten waren gering, 
sie betrugen im Jahre 1954 etwa 0,85 v. H. der 
Steuereinnahmen. 

80. Nach der Darstellung von J. F. Due (Sales Tax- 
ation, London 1957 S. 140) hat die Steuer wenig 
Verwaltungsprobleme ausgelöst, nur die Be- 
stimmungen über die Abschreibung seien 
schwierig zu handhaben. Es seien wenig Klagen 
laut geworden; die meisten Einwände hätten 
die Einzelhändler wegen der Bestimmungen 
über die Abschreibung, wegen der zusätz- 
lichen buchhalterischen Arbeiten und der Schwie- 
rigkeiten der Überwälzung erhoben. 

81. J. F. Due berichtet, daß die Steuer im Grunde 
nicht als Umsatzsteuer, sondern als eine Me- 
thode, von den Geschäftsunternehmen als sol- 
chen eine Steuer an Stelle dex Körperschaft- 
steuer zu erheben, angesehen worden sei. Eine 
auf der Einzelhandelsstufe erhobene Umsatz- 
steuer mit einem Steuersatz von 3 v. H. bilde 
die Haupteinnahmequelle des Staates Michigan. 
Es sei weitgehend anerkannt, daß die Business 
Activities Tax wahrscheinlich, zumindest in 
großem Umfange, überwälzt werde und sich 
mithin bezüglich der Verteilung der endgülti- 
gen Belastung nur wenig von einer Umsatz- 
steuer unterscheide. 


IV. Die Umsatzbesteuerung in 
Frankreich und im Saarland 
(Mehrwertsteuer mit Vorsteuer- 
abzug, Dienstleistungsteuer, 
Lokalsteuer) 

82. Die Eingliederung des Saarlandes in das fran- 
zösische Wirtschaftsgebiet nach dem zweiten 
Weltkrieg brachte eine nahezu völlige Anglei- 
chung des saarländischen Rechts auf dem Ge- 
biet der Umsatzsteuer an das französische Steu- 
errecht. Dieser Zustand soll nach Artikel 15 
Abs. 2 und 3 des Vertrages zur Regelung der 
Saarfrage auch während der „Übergangszeit" 
beibehalten werden. Im Saarland bot si^ also 
die Möglichkeit, das französische Umsatzsteuer- 
system in seiner praktischen Durchführung un- 
gehindert durch sprachliche Schwierigkeiten an 
Ort und Stelle zu studieren. Vertreter des Bun- 
desministers für Wirtschaft und des Bundes- 
ministers der Finanzen haben zu diesem Zweck 
bereits im Jahre 1956 im Saarland Feststellun- 
gen getroffen, die nachstehend unter Beschrän- 
kung auf das Wesentliche dargestellt werden. 
Die Untersuchungen beruhen auf dem Studium 
der Rechtsquellen sowie auf Informationen 
der Regierung des Saarlandes, saarländischer 
Finanzämter, der Industrie- und Handelskam- 


mer in Saarbrücken, mehrerer saarländischer 
Unternehmer und Steuerberater. 

1. Darstellung der im Saarland und in 
Frankreich angewandten Umsatzsteuern 

83. Vorläuferin der französischen Mehrwertsteuer 
war die Prcxiuktionssteuer. Sie war eine Ein- 
phasensteuer, die grundsätzlich auf der letzten 
Produktionsstufe industrieller und gerwerb- 
licher Erzeugnisse sowie bei der Einfuhr er- 
hoben wurde. Steuerpflichtig waren die in 
Verzeichnissen eingetragenen Endproduzenten. 
Diese Steuer wurde im Oktober 1948 entschei- 
dend geändert. Einmal wurde die Besteuerung 
auf alle Erzeugungsstufen ausgedehnt, die 
Steuer also in eine Mehrphasensteuer umge- 
wandelt. Ferner erhielt jeder Steuerpflichtige 
das Recht, von der auf seine Umsätze entfallen- 
den Produktionsisteuer die auf dem Bezug be- 
stimmter Vorprodukte (Roh- und Hilfsstoffe) 
ruhende Steuer abzuziehen. Damit war im fran- 
zösischen Wirtschaftsgebiet der erste Schritt in 
Richtung auf eine Mehrwertsteuer getan. Nach 
Erhöhung der Steuersätze wurde im Jahre 1953 
zugelassen, daß die auf der Beschaffung von 
abschreibungsfähigen Anlagegütem lastende 
Produktionssteuer erst zur Hälfte und a/b 1. April 
1954 voll abgezogen wurde. Am 1. Juli 1954 
wurde dann die Produktionssteuer durch die 
Mehrwertsteuer abgelöst. Seitdem werden im 
Saarland und in Frankreich die folgenden drei 
Umsatzsteuern erhoben: Die Mehrwertsteuer 
(la taxe sur la valeur ajoutee), die Dienst- 
leistungsteuer (la taxe sur les prestations de 
Services) und die saarländische Umsatzsteuer 
(in Frankreich die taxe locale), 

84. a) Die Mehrwertsteuer ist eine Mehrphasen- 

steuer mit Vorsteuerabzug. Ihr unterliegen 
grundsätzlich alle Warenverkäufe und Ent- 
nahmen in der Produktion und beim Groß- 
handel sowie die Einfuhr von Waren, die 
im Inland der Mehrwertsteuer unterliegen. 
Großhändler können jedoch für ihre Um- 
sätze ganz oder teilweise an Stelle der 
Mehrwertsteuer die saarländische Umsatz- 
steuer (in Frankreich die taxe locale) ent- 
richten. Von der Mehrwertsteuer ausgenom- 
men sind der Einzelhandel und die Kleinst- 
handwerker — diese unterliegen der saar- 
ländischen Umsatzsteuer (in Frankreich der 
taxe locale) — sowie das Dienstleistungs- 
gewerbe, das die Dienstleistmigsteuer zu 
entrichten hat. 

85. Der allgemeine Steuersatz beträgt bei der 
Mehrwertsteuer 19,5 v. H. Für bestimmte 
Waren gelten ermäßigte Steuersätze von 
12 V. H. und 10 v. H. Eine besondere Form 
der Steuerermäßigung gilt für Bauarbeiten. 
Bei diesen wird nicht der Steuersatz, son- 
dern das Entgelt um einen Abschlag von 
39 ®/o ermäßigt. Außerdem gibt es zahl- 
reiche Steuerbefreiungen objektiver und 
subjektiver Art. Die ständige Zunahme 
der Steuerermäßigungen vind Steuerbefrei- 
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ungen als Ergebnis der dauernden wirt- 
schaftspolitisdien Interessenkämpfe sowie 
der wachsende Finanzbedarf machten 
schließlich die Einführung erhöhter Steuer- 
sätze für die Umsätze von bestimmten 
Waren des gehobenen Bedarfs erforderlich. 
Diese betragen 27,5 v. H., 24,5 v. H. und 
23 V. H. 

86. Als Vorsteuer können grundsätzlich die 
Mehrwertsteuern abgezogen werden, die 
auf dem Erwerb oder der Einfuhr von 
Waren lasten, die zur Herstellung oder zum 
Verkauf mehrwertsteuerpflichtiger Erzeug- 
nisse verwendet werden (z. B. Roh- und 
Hilfsstoffe, Handelswaren und Investitions- 
güter). Bei den Investitionsgütern kann die 
Mehrwertsteuer von dem vollen Anschaf- 
fungspreis sofort nach der Beschaffung ab- 
gezogen werden (vgl. die von Aufermann 
in der Finanzrundschau vom 5. Januar 1957 
angeführten Bedenken). Abzugsfähig ist 
außerdem die Dienstleistungsteuer für alle 
Dienstleistungen, die ein mehrwertsteuer- 
pflichtiger Unternehmer im Rahmen der 
Herstellung und des Verkaufs mehrwert- 
steuerpflichtiger Erzeugnisse in Anspruch 
nimmt. Nicht abzugsfähig sind jedoch die 
Mehrwertsteuer, die auf der Beschaffung 
bestimmter Fahrzeuge, nicht industriellen 
Zwecken dienender Gebäude und auch für 
private Zwecke verwendbarer Büroeinrich- 
tungen lastet, sowie die Dienstleistungsteuer 
für Unterhaltungs- und Instandsetzungs- 
arbeiten an den genannten Wirtschaftsgütern 
(z. B. die Instandsetzung von Fahrzeugen). 
Durch diese Beschränkungen des Vorsteuer- 
abzugs entsteht eine gewisse Steuerkumula- 
tion. 

87. b) Der Dienstleistungsteuer unterliegen die 

Umsätze im kaufmännischen Dienstleistungs- 
gewerbe, z. B. die Vermietung beweglicher 
Sachen, die Bank- und Maklerumsätze sowie 
die Überlassung von Patenten zur Auswer- 
tung, Der allgemeine Steuersatz beträgt 

8.5 V. H. Ein erhöhter Steuersatz von 

15.5 V. H. gilt für Dienstleistungen des ge- 
hobenen Bedarfs. Auch die Dienstleistung- 
steuer kennt zahlreiche Befreiungen. Die 
Dienstleistungsteuerpflichtigen können die 
auf ihren Einkäufen und auf den von ihnen 
in Anspruch genommenen Dienstleistungen 
lastenden Vorsteuern nicht von der von 
ihnen zu entrichtenden Dienstleistungsteuer 
absetzen. Insoweit ist also die Kumulativ- 
wirkung nicht beseitigt. Die Unternehmer 
können jedoch alle oder einzelne Dienst- 
leistungen an Stelle der Dienstleistungsteuer 
der Mehrwertsteuer unterwerfen und dann 
insoweit den Vorsteuerabzug in Anspruch 
nehmen. 

88. c) Der saarländischen Umsatzsteuer (in Frank- 

reich der taxe locale) unterliegen grundsätz- 
lich alle Umsätze, die weder unter die 
Mehrwertsteuer noch unter die Dienst- 


leistungsteuer fallen. Dies sind in erster 
Linie alle Kleinhandelsverkäufe (Einzel- 
handel) und die Umsätze der Kleinsthand- 
werker. Letztere haben jedoch die Dienst- 
leistungsteuer in Höhe von 7,5 v. H. bzw. 

3,5 V. H. zu entrichten, wenn sie selbst her- 
gestellte Erzeugnisse verkaufen, die den 
erhöhten Mehrwertsteuersätzen unterlie- 
gen. Der allgemeine Steuersatz der saar- 
ländischen Umsatzsteuer beträgt 2 v. H. 
Lieferungen im Großhandel unterliegen 
unter ähnlichen Voraussetzungen wie in 
der Bundesrepublik dem ermäßigten Steuer- 
satz von 1 V. H., soweit sich die Großhänd- 
ler für die Entrichtung der saarländischen 
Umsatzsteuer entscheiden. Ein erhöhter 
Steuersatz von 8 v. H. gilt für die Liefe- 
rungen von Speisen und Getränken zum 
Verzehr an Ort und Stelle, die Umsätze der 
Gaststätten und Fremdenheime und für Dar- 
bietungen zu Vergnügungszwecken. Auch 
die saarländische Umsatzsteuer hat einen 
umfangreichen Katalog von Steuerbefrei- 
ungen verschiedenster Art. Die saarlän- 
dische Umsatzsteuer ist wie die Dienst- 
leistungsteuer eine Bruttoumsatzsteuer 
ohne Vorsteuerabzug. 

2. Erfahrungen bei der Erhebung der 
französischen Umsatzsteuern 

89. Die Bearbeitung der Umsatzsteuer im Saarland 
und in Frankreich erfordert bei Wirtschaft und 
Verwaltung einen außerordentlichen Arbeits- 
aufwand. Zur Überwindung der bei der Steuer- 
erhebung auftauchenden Schwierigkeiten sind 
zahlreiche Rechtsverordnungen und Verwal- 
tungsanordnungen erlassen worden (siehe auch 
Seyler „Saarländische Erfahrungen mit der 
Mehrwertsteuer", Frankfurter Allgemeine Zei- 
tung vom 25. Januar 1958 S. 5; anderer An- 
sicht Hintzen in Bonner Rundschau vom 
3. August 1958). Diese Schwierigkeiten beruhen 
insbesondere darauf, daß 

a) drei verschiedene Umsatzsteuern erhoben 
werden (das Dienstleistungsgewerbe konnte 
wegen der hohen Steuersätze nicht der 
Mehrwertsteuer unterworfen werden, und 
von der Ausdehnung der Mehrwertsteuer 
auf den Kleinhandel wurde deshalb ab- 
gesehen, weil man die damit verbundenen 
umfangreichen Buchführungspflichten den 
kleinen Händlern nicht glaubte zumuten zu 
können); 

b) der Vorsteuerabzug in gewissem Umfang 
eingeschränkt ist; 

c) zahlreiche Steuerermäßigungen und Steuer- 
befreiungen bestehen. 

Zu a) 

90. Die verschiedene steuerliche Belastung von 
Produzenten und Großhändlern einerseits und 
Kleinhändlern andererseits machte es erforder- 
lich, für die Fälle Sonderbestimmungen zu 
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tr('tf{ui, in denen v\n Unterru'hmer zwei um- 
satzsteuerlich verschieden zu behandelnde 
Wirtschaftsstufen in seinem Unternehmen ver- 
einigt, in denen sich also die Anwendungs- 
bereiche der Mehrwertsteuer und der saar- 
ländischen Umsatzsteuer oder der Mehrwert- 
steuer und der Dienstleistungsteuer über- 
schneiden. Setzt z. B. ein Produzent selbst her- 
gestellte Waren im Einzelhandel ab, oder ver- 
kauft ein Großhändler Waren unmittelbar an 
den letzten Verbraucher, so unterliegen diese 
Umsätze sowohl der Mehrwertsteuer als auch 
der saarländischen Umsatzsteuer. Die Mehr- 
wertsteuer errechnet sich jedoch in diesem 
Fall nicht nach dem Verkaufspreis, sondern 
nach einem fiktiven Großhandelspreis, der 
durch einen pauschalen Abschlag vom Klein- 
handelspreis (20 V. H. des Kleinhandelspreises 
oder -/3 des durchschnittlichen Bruttogewinns 
aus dem Vorjahr) ermittelt wird. Diese Rege- 
lung verfolgt den Zweck, eine gleich hohe Um- 
satzsteuerbelastung herbeizuführen, ohne Rück- 
sicht darauf, ob eine Ware vom Produzenten 
oder Großhändler über einen Kleinhändler oder 
unmittelbar an den Verbraucher gelangt. Sie 
erfordert jedoch eingehende Bestimmungen zur 
Abgrenzung des Begriffs „Kleinverkäufe". 
Außerdem mußte sehr bald für besonders 
arbeitsintensive Betriebe (Modeschöpfer, Her- 
steller von Keramik und Schmuck) ein erhöhter 
Abschlag ('V 4 des durchschnittlichen Brutto- ' 
gewinns des Vorjahres) zur Ermittlung des 
fiktiven Großhandelspreises festgesetzt werden. 

Unterwirft der Großhändler seine Umsätze 
teils der Mehrwertsteuer und teils der saarlän- 
dischen Umsatzsteuer, so muß er seine Vor- 
steuern entsprechend in einen abzugsfähigen 
und einen nicht abzugsfähigen Teil zerlegen. 
Vor der gleichen Schwierigkeit steht ein dienst- 
leistungsteuerpflichtiger Unternehmer, der seine 
Umsätze teilweise der Mehrwertsteuer unter- 
wirft. 

Zu b) 

91. Die Einschränkung des Vorsteuerabzugs machte 
eine Reihe von Sonderbestimmiingen zur Ab- 
grenzung der abziehbaren und nicht abziehba- 
ren Vorsteuern erforderlich. So dienen z. B. 
Betriebsgebäude sehr oft sowohl industriellen 
als auch anderen betrieblichen Zwecken. Seyler 
weist a. a. O. in diesem Zusammenhang auf die 
Schwierigkeiten bei der Abgrenzung der be- 
trieblichen Investitionen vom privaten Auf- 
wand (z. B. bei Büroeinrichtungen) hin. 

Zu c) 

92. Bei der Vielgestaltigkeit der Wirtschaft bleibt 
es nicht aus, daß viele Unternehmer verschie- ; 
dene Steuersätze und Steuerbefreiungen auf 
ihre Umsätze anzuwenden haben. Es kommt so- ! 
gar des öfteren vor, daß ein Unternehmer 
außerdem allen drei Steuerarten unterliegt. Wie 
kompliziert dadurch das Besteuerungsverfahren 
geworden ist, zeigt z. B. die Besteuerung der 


Umsätze der Unternehmer im Hotel- und Gast- 
stättengewerbe. Diese haben folgende Steuern 
zu entrichten; 

8 V. H. (erhöhte saarländische Umsatzsteuer) für 
die Abgabe von Speisen und Getränken zum 
Verzehr an Ort und Stelle und für die Beher- 
bergungsleistungen; 

8.5 V. H. (Dienstleistungsteuer) für sonstige 
Dienstleistungen, z. B. für die Vermietung 
von Räumen zu Veranstaltungen; 

2 V. H. (saarländische Umsatzsteuer) für den 
Verkauf erworbener Waren (z. B. Schokolade, 
Süßigkeiten) im Kleinhandel über die Straße 
und für den Eigenverbrauch; 

19.5 V. H. (Mehrwertsteuer nach einem fiktiven 
Großhandelspreis) + 2 v. H. (saarländische 
Umsatzsteuer) für den Verkauf selbst ziibe- 
reiteter Gerichte über die Straße; 

27.5 V. H. (Mehrwertsteuer nach einem fiktiven 
Großhandelspreis) 2 v. H. (saarländische 
Umsatzsteuer) für den Verkauf selbst herge- 
stellter Feinbackwaren über die Straße. 

Die Steuersätze für den Verkauf selbst herge- 
stellter Gerichte über die Straße ändern sich 
außerdem je nach dem Fleischanteil mit Rück- 
sicht auf die in Frankreich und im Saargebiet 
bestehende pauschale Fleischabgabe. Der Ver- 
kauf von belegten Broten über die Straße ist 
nach einer Sonderbestimmimg von der Mehr- 
wertsteuer befreit. 

93. Ähnlich schwierig gestaltet sich das Besteue- 
rungsverfahren bei den Konditoreien und Ca- 
fes, den Friseuren und bei anderen Gewerbe- 
treibenden, die Handelswaren nebst selbst 
hergestellten Artikeln verkaufen und außerdem 
Reparaturen ausführen. Zur Beseitigung dieser 
Schwierigkeiten sah man sich gezwungen, für 
kleine Unternehmer verschiedene Sonderrege- 
lungen zur Vereinfachung einzuführen. Zu nen- 
nen sind hier insbesondere die Pauschalierung 
der gesamten Umsatzsteuer und die Möglich- 
keit, alle Umsätze mit der Dienstleistungsteuer 
zu versteuern. 

3. Die wirtschaftspolitisch bedeutsamen 
Erfahrungen mit der saarländischen 
Mehrwertbesteuerung 

a) Vorteile 

94. Positiv beurteilt werden im Saarland an der 
Mehrwertbesteuerung insbesondere ihre Kon- 
zentrationsneutralität, die Möglichkeit eines 
einwandfreien Belastungsausgleichs bei der Ein- 
und Ausfuhr und ihre Investitionsfreundlich- 
keit. 

aa) Erhöhte Konzentrationsneutralität 

95. Bei der Besteuerung des Mehrwerts werden 
zwei Güter mit gleichem Preis grundsätzlich 
steuerlich gleich hoch belastet, und zwar ganz 
unabhängig davon, ob diese Güter in einem 
einzigen, mehrere Produktionsstufen umfassen- 
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den Unternehmen oder in mehreren, verschie- 
denen Erzeugungsstufen angehörenden Unter- 
nehmen hergestellt werden. Tendenzen, aus 
Gründen der Vermeidung steuerpflichtiger Tat- 
bestände Unternehmen zusammenzuschließen, 
konnten daher im Saarland nicht beobachtet 
werden. Diese Vorteile werden allerdings durch 
das Hinzutreten der saarländischen Umsatz- 
steuer in der Einzelhandelsstufe und durch den 
Ausschluß bestimmter Güter vom Vorsteuerab- 
zug eingeschränkt. Die dadurch eintretende 
Steuerkumulation scheint jedoch nicht so stark 
zu sein, daß von einer Störung des Wett- 
bewerbs zwischen konzentrierten und nicht 
konzentrierten Unternehmen gesprochen wer- 
den kann. 

bb) Verbesserter Belastungsausgleich bei Ein- 
und Ausfuhr 

96. Als weiterer wesentlicher Vorzug der Mehr- 
wertbesteuerung wird im Saarland die Tatsache 
vermerkt, daß die Ausfuhren fast völlig von 
der Mehrwertsteuervorbelastung befreit wur- 
den und die steuerliche Belastung der Einfuhren 
fast genau auf das Belastungsniveau der In- 
landsgüter und -leistungen gebracht wurde. 
Eine steuerlich bedingte Verfälschung der 
Wettbewerbsbedingungen für die Exporteure 
trat in nennenswertem Umfang nicht ein. 

cc) Begünstigung der Investitionen 

97. Die seit dem 1. Oktober 1953 schrittweise zuge- 
lassene Abzugsfähigkeit der in den Investitions- 
kosten enthaltenen Steuern hat im Saarland 
wesentlich zur Stärkung der Investitionstätig- 
keit und damit zur Steigerung der Produktion 
und der Produktivität beigetragen. Der die In- 
vestitionsneigung belebende Effekt ist vor allem 
darauf zurückzuführen, daß die auf den Investi- 
tionsgütern lastende Steuer sofort in voller 
Höhe abgesetzt werden kann. Die Finanzierung 
von Neuinvestitionen wurde dadurch erheblich 
erleichtert, und zwar wurde diese steuerliche 
Finanzierungshilfe um so wirkungsvoller, je 
höher die Steuersätze angesetzt wurden. Die 
Investitionsfreundlichkeit wird allerdings nicht 
uneingeschränkt als Vorteil des Mehrwert- 
steuersystems angesprochen. Es gibt Wirt- 
schaftszweige im Saarland, und zwar vor allem 
solche, bei denen die Investitionsabhängigkeit 
aus produktionstechnischen Gründen relativ ge- 
ring ist, die die volle und sofortige Absetzbar- 
keit der auf den Investitionen lastenden Pro- 
duktions- und Mehrwertsteuern als eine ge- 
wisse Diskriminierung empfunden haben und 
sie für Tendenzen zur Verzerrung der Wett- 
bewerbsbedingungen verantwortlich machen 
(vgl. Nr. 103 ff.). 

b) Nachteile 

98. Bei der Umsatzbesteuerung nach dem Mehrwert 
werden im Saarland insbesondere die preisstei- 
gernden Tendenzen, die wettbewerbsverzerren- 
den Wirkungen und die Unstabilität des Steuer- 
rechts als nachteilig empfunden. 


aa) Auslösung von Preissteigerungstendenzen 

99. Bei Beurteilung der preislichen Wirkungen der 
Mehrwertbesteuerung im Saarland müssen zwei 
Phasen unterschieden werden. Die erste Phase, 
die Phase der elastischen Preisstoppbestimmun- 
gen, reichte von der Einführung des Mehrwert- 
steuerprinzips bis zum März 1952, als die Re- 
gierung Pinay energische Schritte zur Stabilisie- 
rung der Preise einleitete. Die zweite Phase, die 
Phase des mehr oder weniger strengen Preis- 
stopps, erstreckt sich von März 1952 bis zur 
Gegenwart. 

(1) Phase des elastischen 
Preis stops 

100. In der Phase des elastischen Preisstops dürfte 
sich jede der sechs Anhebungen des Produk- 
tionssteuersatzes — der allgemeine Satz stieg 
von 10 V. H. auf 15,35 v. H. — voll in den Prei- 
sen ausgewirkt haben. Zwar enthielten die 
Preisstopverordnungen die Bestimmung, daß 
die Preise den Stand vom 31. Dezember 1948 
und später den vom 1. Juli 1950 nicht über- 
schreiten sollten. Diese Regelungen galten aber 
nur für den Fall gleichbleibender Gestehungs- 
kosten, Bei gestiegenen Kosten — und darin 
liegt die Elastizität dieses Preisstops — durften 
die Preise entsprechend erhöht werden. Da es 
sich bei den sechs Erhöhungen der Steuersätze 
weitgehend um reale Steuererhöhungen han- 
delt, d. h. um solche, denen keine steuerlichen 
Erleichterungen gegenüberstanden, war der Fall 
gestiegener Gestehungskosten eindeutig ge- 
geben. Die erhöhten Produktionssteuern gingen 
voll in die Preise ein. Der Saarbrücker Index 
der Lebenshaltungskosten (Einzelhandelspreise) 
stieg in dieser Zeit um 54,3 v. H. 

Es besteht im Saarland weitgehend Über- 
einstimmung darüber, daß zu der durch die In- 
flation herbeigeführten Preissteigerung in den 
dreieinhalb Jahren die Produktionssteuer, mehr 
als es ihren faktischen Erhöhungen entsprochen 
hätte, beigetragen hat. Es ist anzunehmen, daß 
z. B. die Kapitalbereitstellungskosten, 'die schon 
durch die Vorverlagerung der Produktions- 
steuerpflicht bis zur Stufe der Grundstoffpro- 
duktion zum Teil kräftig erhöht worden waren 
und damit preistreibend wirkten, zu solchen 
Erhöhungen herangezogen wurden. Auch dürf- 
ten die Gewinn- und Risikozuschläge — ganz 
abgesehen davon, daß sie als prozentual ermit- 
telte Zuschläge mit jeder Steuersatzerhöhung 
kumulativ stiegen — im Hinblick auf die stän- 
dige Anspannung der Produktionssteuer anti- 
zipativ erhöht worden sein. 

(2) Phase des strengenPreisstops 

101. In der Phase des strengen Preisstops wurde der 
Satz der Produktions- und Mehrwertsteuer von 
15,35 auf 19,5 v. H. erhöht. Im gleichen Zeit- 
raum stieg der Saarbrücker Index der Lebens- 
haltungskosten um rd. 6 v. H. Die Erhöhung 
der Steuersätze hat sich mithin nicht oder doch 
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nur unwesentlidi auf die Preise ausgewirkt. 
Dieser Tatbestand hat vor allem zwei Ursachen. 
Einmal handelt es sich bei den Steuererhohun- 
gen dieser zweiten Phase um nominale Erhöhun- 
gen, d. h. um Steuerhöhungen, denen entspre- 
chende Steuemachlässe (z. B. Ausdehnung des 
Vorsteuerabzugs auf die in den Investitions- 
und Gemeinkosten enthaltenen Steuern) gegen- 
überstanden. Weit bedeutsamer und entsdiei- 
dender dürfte zum anderen die Tatsache gewe- 
sen sein, daß seit März 1952 zwei relativ 
strenge Preisstopverordnungen erlassen wor- 
den sind, und zwar die eine am 11. September 
1952 mit dem Stichtag vom 31. August 1952 und 
die andere am 22. Februar 1954 mit dem Stich- 
tag vom 8. Februar 1954. 

102. Die allgemeine Auffassung im Saarland über 
die Preiswirksamkeit der Mehrwertbesteuerung 
in der Zeit vom März 1952 bis Ende 1956 geht 
dahin, daß ohne die beiden Preisstopverord- 
nimgen auch die nur nominellen Erhöhungen 
der Steuersätze, von wenigen Wirtschaftszwei- 
gen abgesehen, zu wesentlichen Teilen in die 
Preise eingegangen wären. Dies wird vor allem 
mit dem Hinweis auf die allgemeinen Markt- 
verhältnisse im französischen Wirtschaftsgebiet 
und auf die anhaltend günstige konjunkturelle 
Situation begründet. Wenn schon Verkäufer- 
märkte vorherrschen und die allgemeinen Er- 
wartungen auf steigende Preise gerichtet sind, 
dann dürften Steuersatzerhöhungen — gleich 
welcher Art — unvermeidlich Preiserhöhungen 
zur Folge haben. In dieser Richtung wirken 
dann auch noch die als Folge der Steuererhö- 
hungen eingetretenen allgemeinen Kosten- 
erhöhungen wie die jeweils in Prozent errech- 
neten Gemeinkosten- und Gewinnzuschläge, 
die „echte" Preiserhöhungen rechtfertigen. 

bb) Verzerrungen des Wettbewerbs 

103. Das System der Mehrwertbesteuerung scheint 
im Saarland insbesondere in seiner jüngsten 
Ausgestaltung — wie im einzelnen hier darge- 
legt wird — vor allem zwei wettbewerbsver- 
zerrende Wirkungen zu haben. Der eine — un- 
mittelbare — Effekt geht auf die Einräumung 
der Abzugsfähigkeit der auf den Investitions- 
kosten lastenden Steuern zurück. Die andere 
— mittelbare — Wirkung hängt mit der Kom- 
pliziertheit der bisherigen Mehrwertbesteue- 
rung zusammen. Die Folgen der steuerlich be- 
dingten Verschiebungen des Wettbewerbs kön- 
nen Umschichtungen in der Wirtschaftsstruktur 
sein. 

(1) Einseitige Vorsteuerabzugs- 
möglichkeiten 

104. Die schrittweise Einführung der Abzugsfähig- 
keit der auf Investitionsaufwendungen lasten- 
den Umsatzsteuern dürfte auf längere Sicht eine 
Verschiebung des Wettbewerbs zugunsten der 
von starker Investitionstätigkeit abhängigen 
Unternehmen zur Folge gehabt haben. Diese 


Maßnahme, an sich eine Konsequenz des Prin- 
zips der Mehrwertbesteuerung, hob zwar zu- 
nächst eine Diskriminierung auf, die für die 
investitionsabhängigen Unternehmen gegen- 
über den von Investitionen weniger abhängigen 
Unternehmen bestand. Sie dürfte aber auch die 
investitionsabhängigen Unternehmen zu ge- 
steigerten Investitionen angereizt haben und 
diesen Unternehmen dann über Rationalisie- 
rungen Möglichkeiten zu Senkungen ihrer Ge- 
stehungskosten geben. Diese aus dem System 
der Mehrwertbesteuerung induzierten Ratio- 
nalisierungseffekte bleiben den Unternehmen, 
deren Gestehungskosten z. B. im wesentlichen 
aus Löhnen bestehen und die daher nur ge- 
ringe Vorsteuerabzugsmöglichkeiten besitzen, 
vorenthalten. Diese Unternehmen müssen viel- 
mehr überdies noch neue Mehrwertsteuer- 
lasten übernehmen, da zur Sicherung des 
Steueraufkommens die Steuersätze erhöht 
werden mußten. Die Möglichkeit dieser Unter- 
nehmen — zu diesen dürften z. B. Betriebe der 
Textil- und Lederbranche und wohl auch ein 
großer Teil der Handwerksbetriebe gehören — , 
auf dem Markt mit den von der Mehrwert- 
besteuerung begünstigten investitionsabhän- 
gigen Unternehmen um die Nachfrage in Wett- 
bewerb zu treten, wird beschränkt. Die Um- 
satzbesteuerung nach dem Mehrwert führt, 
wenn die auf den Investitionsaufwendungen 
lastenden Vorsteuem im Zeitpunkt der An- 
schaffung voll berücksichtigt werden, zu einer 
Veränderung der Wettbewerbspositionen. 

(2) Unübersichtlichkeit 

105. Die Erfahrung, daß ein schwer übersehbares 
Steuerrecht den Wettbewerb nachteilig beein- 
flußt, hat sich im Saarland bestätigt. Die mit 
der zunehmenden Verfeinerung der Umsatz- 
besteuerung wachsende Kompliziertheit der 
Steuervorschriften kann nur von großen Unter- 
nehmen, die über besondere steuerrechtliche 
Sachverständige verfügen, bewältigt werden. 
Die kleinen noch mehrwertsteuerpflichtigen 
Unternehmen können sich über das schwierige 
Rechtsgebiet keinen ausreichenden Überblick 
mehr verschaffen. Sie sind daher nicht in der 
Lage, alle gesetzlichen Möglichkeiten der 
Steuerentlastung voll auszunutzen, und werden 
dadurch im Wettbewerb erheblich benachteiligt. 
Nach den saarländischen Erfahrungen haben 
auch die oben unter Nr. 93 am Schluß erwähn- 
ten Vereinfachungsmaßnahmen in dieser Hin- 
sicht keine Besserung gebracht, zumal diese 
Maßnahmen mit dem Verlust entscheidender 
Steuervorteile (Vorsteuerabzug bzw. Möglich- 
keit der Weitergabe abziehbarer Vorsteuern 
an den Abnehmer) verbunden sind. 

106. Als Folge dieser auf der einseitigen Vor- 
steuerabzugsmöglichkeit und der Unübersicht- 
lichkeit des Steuerrechts beruhenden Wett- 
bewerbsverzerrungen konnte bereits ein Fall 
wirtschaftsstruktureller Umschichtungen fest- 
gestellt werden, der mit der Einführung der 


32 



Deutscher Bundestag • — • 3. Wahlperiode 


Drucksache 730 


Mehrwertsteuer im Zusammenhang steht: Pro- 
duzenten mit Kleinsthandwerkereigenschaft 
sind von der Mehrwertsteuer befreit und unter- 
liegen der saarländischen Umsatzsteuer. Mit 
der fortgesetzten Erhöhung des Mehrwert- 
steuersatzes wirkte sich diese Steuerbefreiung 
dahin aus, daß viele dieser Kleinsthandwerker 
gegenüber den Handwerkern, die noch der 
Mehrwertsteuer unterliegen (mittleres Hand- 
werk), in ihren Gestehungskosten so günstig 
lagen, daß sie die mehrwertsteuerpflichtigen 
Handwerker preislich unterbieten konnten. Die 
mittleren Handwerker suchten nun dem Wett- 
bewerbs- und Preisdruck der Kleinsthand- 
werker dadurch zu entgehen, daß sie dazu 
übergingen, durch Verkleinerung ihres Be- 
triebs den Status von Kleinsthandwerkern zu 
erhalten. Die Folge war ein erheblicher Rück- 
gang des mittleren Handwerks im Saarland. 

cc) Behinderung der Wirtschaft durch die Un- 
stabilität des Steuerrechts 

107. Die bisher ständig gewachsene Kompliziertheit 
der Mehrwertbesteuerung wird im Saarland 
allgemein als einer der schwerstwiegenden 
Nachteile dieser Form der Umsatzbesteuerung 
empfunden. Diese hat nicht nur — wie oben 
erwähnt — durch den Verlust an Übersichtlich- 
keit zu einer Verzerrung des Wettbewerbs zwi- 
schen kleinen und großen Unternehmen geführt, 
sie brachte auch ein Moment der Unstabilität in 
die Wirtschaft. Für die Wirtschaft war diese 
Unstabilität besonders hinsichtlich der Kal- 
kulation nachteilig. Mit den ständig neuen 
Dekreten, Durchführungsbestimmungen und 
Verwaltungsanweisungen wurde ein störender 
Unsicherheitsfaktor in die Kostenrechnung der 
Unternehmen eingeführt. Der Ungewißheit über 
den produktions- und mehrwertsteuerlichen 
Kostenfaktor wurde vielfach durch zu vorsich- 
tige, d. h. zu hohe Kostenansätze Rechnung ge- 
tragen. Eine exakte Kalkulation, wie sie der 
Wettbewerb an sich erfordert, wurde fast un- 
möglich. Durch die Unstabilität des Steuerrechts 
wurden gerade langfristige Dispositionen den 
Unternehmen sehr erschwert. 


V. Die einphasigen Steuern 

1. Die in der Einzelhandelsstufe erhobene 
Steuer in Norwegen 

108. Die norwegische allgemeine Umsatzsteuer ist 
im Jahre 1935 als mehrphasige Umsatzsteuer 
eingeführt und im Jahre 1940 zu einer Einzel- 
handelssteuer umgestaltet worden. Die Mehr- 
phasensteuer ist deshalb aufgegeben worden, 
weil sie die Großunternehmen des Einzel- 
handels, die bei einem mehrgliedrigen Steuer- 
typ die Zwischenglieder einsparen können, auf 
Kosten der kleinen Unternehmen begünstigte 
und den Außenhandel erschwerte. 


109. Subjektiv steuerpflichtig ist nach dem derzei- 
tigen Umsatzsteuertyp grundsätzlich jede Per- 
son, die gewerbsmäßig Waren im Einzelhandel 
verkauft oder gegen Entgelt Arbeitsleistungen 
an Waren, beweglichen Gütern oder Installa- 
tionen beim Endverbraucher ausführt. Objek- 
tiv steuerpflichtig sind die Warenverkäufe im 
Einzelhandel, der Verkauf von dauerhaften 
Betriebsmitteln an Gewerbetreibende, die Ar- 
beitsleistungen an Waren, Maschinen, Instal- 
lationen, Bauten gegen Entgelt sowie der 
Eigenverbrauch und Arbeitsleistungen auf 
eigene Rechnung. Bemessungsgrundlage ist 
nach Wahl des Steuerpflichtigen das empfan- 
gene Entgelt oder die entstandene Forderung. 
Der Steuersatz beträgt 10 v. H. Befreit ist u. a 
der Verkauf von Fischen, Muscheln und 
Schalentieren aus eigenem Fang, ausgenommen 
der Marktverkauf, von Holz und Torf zu Feue- 
rungszwecken, von Wasser, Gas aus öffent- 
lichen Gaswerken und Elektrizität, von Insulin, 
von lebenden Tieren, wenn sie nicht zu 
Schlachtzwecken verkauft werden, von eigenen 
Kunstwerken durch Kunstmaler und Bildhauer. 
Für eingeführte Waren ist die allgemeine Um- 
satzsteuer bei der Einfuhr zu entrichten, es sei 
denn, daß die Ware durch selbständige Ge- 
werbetreibende eingeführt wird, die ihre 
Tätigkeit bei der Steuerkontrollbehörde ord- 
nungsgemäß angemeldet haben und Waren 
gleicher Art als Rohstoffe oder Halbfabrikate 
verarbeiten oder ohne Verarbeitung weiter 
verkaufen. Der Verkauf von Waren in das Aus- 
land ist steuerfrei. Eine geringe Vorbelastung 
der Ausfuhrgüter, die nicht vergütet wird, er- 
gibt sich dadurch, daß in ihrem Preis Steuer- 
anteile der bei ihrer Herstellung verwendeten 
dauerhaften Betriebsmittel enthalten sind. 

110. Die Einzelhandelsumsatzsteuer wird in Nor- 
wegen durch ein System von Sonderumsatz- 
steuern und Verbrauchsteuern sowie durch 
Preissubventionen für bestimmte Waren er- 
gänzt. Hierdurch wird eine Gegenwirkung 
gegen die — insbesondere im Hinblick auf die 
mit steigendem Einkommen steigende umsatz- 
steuerfreie Sparquote — • regressive Wirkung 
einer proportionalen einphasigen Umsatzsteuer 
erzielt. 

111. Der norwegische Industrieverband hat Einwen- 
dungen gegen die Doppelbesteuerung erhoben, 
die sich dadurch ergibt, daß zuerst die Steuer 
von den dauerhaften Betriebsmitteln (Maschi- 
nen, Werkzeugen, Geräten usw.) und später 
von den mit Hilfe dieser Betriebsmittel her- 
gestellten Waren erhoben wird. Durch diese 
Doppelbesteuerung werde die Konkurrenzfähig- 
keit der Industrie im Wettbewerb mit dem 
Ausland geschwächt. Die Steuer sollte daher 
auf Konsumgüter beschränkt werden. Wegen 
des zu erwartenden hohen Steuerausfalls von 
etwa 200 Millionen nkr und der seinerzeitigen 
konjunkturellen Überhitzung der Wirtschafts- 
entwicklung sind die dauerhaften Betriebsmittel 
jedoch nicht von der Besteuerung ausgenommen 
worden. 
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2. Die Einzelhandelsvorumsatzsteuer in der 
Schweiz 

112. Es ist von verschiedenen Seiten angeregt wor- 
den, die deutsche Brutto-Allphasensteuer durch 
eine Einzelhandelsvorumsatzsteuer nach dem 
Schweizer Muster zu ersetzen oder eine Zwei- 
phasensteuer einzuführen, die auf der Einzel- 
handelsstufe und auf der ihr vorgelagerten 
Stufe zu erheben wäre. Deshalb wird der Dar- 
stellung der eidgenössischen Umsatzsteuer ein 
breiter Raum gewidmet. 

113. Die eidgenössische Warenumsatzsteuer ist auf 
Grund einer vom Parlament erteilten Vollmacht 
durch Beschluß der Regierung vom 29. Juli 1941 
eingeführt worden. Sie zeichnet sich durch 
ihren systematisch reinen Aufbau aus, der nur 
durch ganz wenige Ausnahmebestimmungen 
durchbrochen ist. 

114. Der Bundesrat hat sich für eine Einzelhandeis- 
vorumsatzsteuer entschieden, um die folgenden 
Forderungen zu erfüllen. Die Waren sollten 
nur einmal und gleichmäßig belastet werden. 
Die Steuer sollte wettbewerbsneutral sein. Eine 
Belastung der Ausfuhr sollte bei der Stellung 
der Schweiz als Exportland vermieden werden. 
Das Erhebungsverfahren mußte rationell sein 
(wenige und für eine Selbstveranlagung geeig- 
nete Steuersubjekte). 

115. Die Zahl der Steuerpflichtigen beträgt etwa 
60 000 bei einer Einwohnerzahl der Schweiz 
von rund 4,5 Millionen. Bei einer Allphasen- 
steuer hätte sich die Zahl der Steuerpflichtigen 
auf etwa 500 000 belaufen. 

a) Die geltende Ordnung 

aa) Das materielle Steuerrecht 

116. Da die Warenumsatzsteuer auf der dem Einzel- 
handel vorgelagerten Stufe erhoben wird, hat 
derjenige Unternehmer die Steuer zu entrich- 
ten, der an den Einzelhändler (Detailisten) oder 
unter Umgehung des Einzelhändlers unmittel- 
bar an den Verbraucher (Konsumenten) liefert. 
Das wird gesetzestechnisch dadurch erreicht, 
daß grundsätzlich alle Hersteller und Groß- 
händler (unter Auscheidung der Zwergbetriebe) 
subjektiv steuerpflichtig sind (Grossisten). Die 
Engroslieferungen, d. h. die Lieferungen von 
Waren für den Wiederverkauf oder als Werk- 
stoff für die gewerbsmäßige Herstellung von 
Waren oder Bauwerken, an Grossisten bleiben 
steuerfrei, wenn der Besteller vor Zahlung des 
Entgelts eine schriftliche Erklärung darüber aus- 
stellt, daß und unter welcher Nummer er im 
amtlichen Verzeichnis der Steuerpflichtigen 
registriert worden ist, und daß er die Waren 
für den Wiederverkauf oder als Werkstoffe für 
die gewerbsmäßige Herstellung von Waren 
oder Bauwerken bezieht, oder daß er im Falle 
ihrer Verwendung im Eigenverbrauch die 
Steuer entrichten werde. Maschinen und Werk- 
zeuge (Investitionsgüter) sind keine Werk- 
stoffe. Die Lieferungen von Maschinen und 
Werkzeugen an gewerbliche Abnehmer zur 


Verwendung in deren Betrieb sind daher keine 
steuerfreien Engroslieferungen. Der gewerb- 
liche Abnehmer wird vielmehr insoweit als 
Letztverbraucher angesehen. Die Lieferung an 
ihn ist daher steuerpflichtig, was zu einer ge- 
ringen — auch bei der Ausfuhr nicht ausgegli- 
chenen — Kumulativwirkung bei den Waren 
führt, die durch Maschinen und Werkzeuge her- 
gestellt worden sind. 

117. Objektiv steuerpflichtig sind nur Warenliefe- 
rungen, nicht sonstige Leistungen. Der Liefe- 
rungsbegriff ist jedoch weiter als bei der deut- 
schen Umsatzsteuer, da auch die Ablieferung 
einer auf Grund eines Werkvertrages oder Auf- 
trages bearbeiteten Ware als Warenlieferung 
angesehen wird (z. B. „liefert" der Schneider, 
der einen Anzug aus dem vom Kunden be- 
schafften Stoff hergestellt hat). 

118. Der Eigenverbrauch ist steuerpflichtig. Eigen- 
verbrauch liegt auch dann vor, wenn ein 
Grossist steuerfrei bezogene oder selbst herge- 
stellte Gegenstände zwar in seinem Unterneh- 
men, aber nicht zum Weiterverkauf oder als 
Werkstoff, sondern z. B. als Werkzeug ver- 
wendet. 

119. Land- und Forstwirte gelten nicht als Grossisten. 
Daher wird der Bezug von diesen Personen 
durch Nichtgrossisten ab einer Mindestgrenze 
von 1 000 Franken je Vierteljahr einer beson- 
deren Bezügersteuer unterworfen. 

120. Besteuerungsmaßstab ist bei Lieferungen das 
vereinnahmte oder vereinbarte Entgelt, beim 
Eigenverbrauch der Wiederverkäufer-Einkaufs- 
preis und beim Bezug von Urprodukten das vom 
Bezüger gezahlte Entgelt. 

121. Der Steuersatz beträgt bei Engroslieferungen, 
d. h. bei Lieferungen zum Wiederverkauf oder 
als Werkstoff an einen Nichtgrossisten (Einzel- 
händler) 5,4 V. H., bei Detaillieferungen, d. h. bei 
Lieferungen an den Letztverbraucher 3,6 v. H. 
Der Bezug vom Urproduzenten wird mit dem 
Engrossteuersatz besteuert, da die Bezüger 
meist Detailisten oder Gastwirte sind. Der Un- 
terschied zwischen Engros- und Detailsteuersatz 
bezweckt, eine gleiche steuerliche Endbelastung 
der Waren zu erreichen, wobei ein Einzelhan- 
delsaufschlag von 50 V. H. allgemein unterstellt 
wird. 

122. Für alkoholfreie Getränke, Waschmittel, Brenn- 
stoffe, Sämereien, Stecklinge und dergleichen, 
Dünge- und Pflanzenschutzstoffe, Streu- und 
Futtermittel gelten der ermäßigte Engrossteuer- 
satz von 2,5 V. H. und Detailsteuersatz von 
2 V. H., ab 1. Jan. 1959 Steuerfreiheit (vgl. 
Nr. 131). 

123. Außer den bereits erwähnten Engroslieferungen 
zwischen Grossisten sind steuerfrei die Liefe- 
rungen folgender Waren: Gas, Wasser, Elek- 
trizität, Saatgetreide und für die menschliche 
Ernährung bestimmtes Getreide, als Lebens- 
mittel geltende Eßwaren, Kochsalz, Milch und 
Milchprodukte, Kaffee, Tee, Kakao, Vieh, Ge- 
flügel, Fische, Zeitungen und Zeitschriften. 
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124. Die Wareneinfuhr durch Nichtgrossisten (z. B. 
Einzelhändler) ist steuerpflichtig. 

125. Die Ausfuhr ist steuerfrei, Vergütungen werden 
nicht gewährt. 

126. Ein Teil der Waren, die nicht zum lebensnot- 
wendigen Bedarf zählen, wird zusätzlich durch 
eine Luxussteuer belastest, die von der Detail- 
lieferung im Inland, dem Eigenverbrauch und 
der Einfuhr mit Steuersätzen von 5 v. H. oder 
6 V. H. erhoben wird. 

bb) Die Steuererhebung 

127. Unternehmer, die die für Grossisten geltende 
Mindestumsatzgrenze überschreiten, haben sich 
als Grossist in das Grossistenregister eintragen 
zu lassen. Sie haben innerhalb von 30 Tagen 
nach Ablauf der Steuerperiode (Kalenderviertei- 
jahr) eine Abrechnung an die Eidgenössische 
Steuerverwaltung, Abteilung Warenumsatz- 
steuer, einzureichen. Auf dieser haben sie ihren 
Gesamtumsatz abzüglich der steuerfreien Um- 
sätze anzugeben und die Steuer auszurechnen. 
Gleichzeitig haben sie die errechnete Steuer an 
die Bundeskasse nach Bern zu entrichten. Die 
Abrechnung wird vom Innendienst der Eid- 
genössischen Steuerverwaltung geprüft und ein 
etwaiger Unterschiedsbetrag nachgefordert oder 
gutgeschrieben. Eine Veranlagung findet nicht 
statt. Die Verjährungsfrist beträgt 5 Jahre. In- 
nerhalb dieser Zeit kann durch Außenprüfer 
Steuer nachgefordert oder vergütet werden. 

128. Mit der Erhebung der Steuer sind etwa 300 
Beamte (davon 100 Prüfer) befaßt. Die Verwal- 
tung ist in Bern zentralisiert. 

129. Der Ertrag der Warenumsatzsteuer belief sich 
im Jahr 1955 auf 540 Millionen Franken, davon 
entfielen schätzungsweise 40 v. H. auf die Liefe- 
rungen von Investitionsgütern. 

b) Erfahrungen und künftige Ordnung 

130. Das Eidgenössische Finanz- und Zolldeparte- 
ment hat für die Prüfung der Frage, in welcher 
Form die Warenumsatzsteuer und andere Kon- 
sumsteuern (wie die Liixussteuer) am zweck- 
mäßigsten weitergeführt werden könnten, eine 
Kommission eingesetzt, die in der Zeit vom 
6. März bis 22. Mai 1956 mehrmals getagt hat. 
Die Kommission ist zu dem Ergebnis gelangt, 
daß sich das geltende Grossistensystem — vor- 
behaltlich einiger Verbesserungsvorschläge — 
bewährt hat. Es eigne sich für die schweize- j 
rischen Verhältnisse besser als andere Er- 
hebungsmethoden. Eine Änderung käme nur ! 
in Betracht, wenn der Ertrag so gesteigert i 
werden müßte, daß der Steuersatz für die Ein- ' 
Phasensteuer zu hoch würde. In diesem Zusam- 
menhang sei daran erinnert, daß der Anteil der 
Umsatzsteuer am gesamten Steueraufkommen 
des Staates und der staatlichen Unterverbände 
in der Schweiz 12,5 v. H., in der Bundesrepublik 
dagegen 26,7 v. FI. beträgt. Die Befreiung der 
Lieferungen von Investitionsgütern von der 


Warenumsatzsteuer hat die Kommission nicht 
vorgeschlagen, sie hat vielmehr die Vorteile 
einer breiten Besteuerungsbasis in fiskalischer 
und wirtschaftlicher Hinsicht unterstrichen. Die 
breite Basis sichere auch bei niedrigen Steuer- 
sätzen einen ergiebigen und relativ krisen- 
festen Steuereingang. Die Steuer störe den 
Wirtschaftsablauf um so weniger, je geringer 
die Ausnahmen und je niedriger die Steuer- 
sätze seien. Sie bilde dann einen Kostenfaktor, 
der alle Waren gleich treffe und keinen Anlaß 
zum Ausweichen des Konsums auf andere 
Waren gebe; sie verursache keine Kompli- 
kationen in der Preisgestaltung und sei tech- 
nisch leicht durchführbar („Die künftige Aus- 
gestaltung der Warenumsatzsteuer", Bericht 
vom 30. Mai 1956 der Studienkommission für 
die Warenumsatzsteuer und andere Konsum- 
steuern, herausgegeben vom Eidgenössischen 
Finanz- und Zolldepartement, Verlag für Recht 
und Gesellschaft AG, Basel 1956, S. 12, 32). 

131. Die inzwischen durch Volksabstimmung gut- 
geheißene Neuordnung des Finanzhaushaltes 
des Bundes befristet die Weitergeltung der 
Warenumsatzsteuer ab 1. Januar 1959 auf sechs 
Jahre und behält die Sätze von 3,6 v. H. und 
5,4 V. H. bei. Die Freiliste wird ab 1. Januar 
1959 auf alle Waren, die bisher mit 2 v. H. 
und 2,5 V. H. besteuert wurden, sowie auf Medi- 
kamente und Bücher ausgedehnt. Die Luxus- 
steuer fällt vom 1. Januar 1959 ab fort (Bun- 
desbeschluß vom 20. Juni 1958, Sammlung der 
Eidgenössischen Gesetze vom 26. Juni 1958, 
S. 362 ff.). 

3. Die Einzelhandelsvorumsatzsteuer in 
Großbritannien 

(Kaufsteuer, Purchase Tax) 

132. Die britische Kaufsteuer ist im Kriegsjahr 1940 
in erster Linie als ein Mittel der Wirtschafts- 
steuerung und erst in zweiter Linie zur Unter- 
stützung der Kriegsfinanzierung eingeführt 
worden. Sie ist keine allgemeine Umsatzsteuer, 
sondern besteuert ausgewählte Warengruppen 
mit differenzierten nach der Dringlichkeit ihres 
Bedarfs abgestuften Sätzen. 

133. Subjektiv steuerpflichtig sind die bei den Kom- 
missaren für Verbrauchsteuern und Zölle re- 
gistrierten Großhändler und Hersteller. Objek- 
tiv steuerpflichtig sind die Einkäufe steuerbarer 
Waren durch nicht eingetragene Personen bei 
registrierten Gewerbetreibenden und die Ab- 
gabe dieser Waren durch letztere an ihre 
eigenen Wiederverkaufstellen. Personen, die im 
Besitz einer Registrierungsbescheinigung sind, 
können von anderen registrierten Personen und 
aus dem Ausland alle steuerbaren Waren 
steuerfrei beziehen, wenn sie sie als Rohstoffe 
für die Herstellung oder als Warenlager für 
den Großhandel zu verwenden beabsichtigen. 
Die Verwendung zu anderen Zwecken ist als 
Eigenverbrauch zu besteuern. Die steuerbaren 
Waren sind in einem Tarif, der aus 35 Gruppen 
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besteht, aufgeführt. Bemessungsgrundlage ist 
stets der Großhandelswert der Ware ausschließ- 
lich Kaufsteuer. Die Feststellung eines an- 
gemessenen Großhandelswertes ist für Ver- 
käufe vom Hersteller an den Kleinhändler oder 
Konsumenten oder vom Großhändler an den 
Konsumenten eine dauernde Quelle des Strei- 
tes zwischen den Steuerpflichtigen und den 
Steuerämtern. Ab 16. April 1958 sind die vorher 
geltenden 7 verschiedenen Steuersätze (5, 10, 
15, 30, 50, 60 und 90 v. H.) der Kaufsteuer durch 
Abschaffung des 10, 50 und 90 v. H.-Satzes auf 
4 reduziert worden. Als Standardsatz ist der 
Satz von 30 v. H. vorgesehen, um ihn grup- 
pieren sich die Sätze von 5, 15 und 60 v. H. 

134. Die bisher mit 10 v. H. besteuerten Güter wer- 
den nunmehr mit dem Satz von 5 v. H. be- 
lastet. Die Güter, die bisher dem Steuersatz 
von 50 V. H. (Pelzkleidung, Kopfbedeckungen 
aus Pelz, Kurzwaren aus Pelz, Felle mit Aus- 
nahme von Kaninchen und Schaffellen, deren 
Satz auf 5 v. H. gesenkt wurde, ferner Vor- 
leger aus Fell) und 60 v. H. (z. B. Koffer, 
Taschen, Rucksäcke und andere Behälter, 
Musikinstrumente, Uhren und Taschenuhren 
aus Edelmetall, Spiegel, photographische Ap- 
parate, Photofilme, Gemälde, Drucke, Schmuck- 
stücke und Imitationen, Gas- und elektrische 
Geräte wie Waschmaschinen, Kühlschränke 
und Staubsauger) unterlagen, werden nun- 
mehr zum Standardsatz versteuert, der auch 
die meisten dauerhaften Verbrauchsgüter mit 
Ausnahme der Möbel, deren Steuersatz 5 v. H. 
beträgt, erfaßt. 

Bisher mit 90 v. H. besteuerte Güter werden 
jetzt grundsätzlich dem Steuersatz von 60 v. H. 
unterworfen (z. B. Friseur- und Toiletten- 
artikel, Toilettenscheren und -messer, Haar- 
kräusler, Parfümerien und Toilettenpräpa- 
rate). Auf Glückwunschkarten und Karten- 
briefe, die dem Steuersatz von 90 v. H. unter- 
lagen, findet nach der neuen Regelung der 


Steuersatz von 30 v. H. Anwendung. In allen 
bisher aufgezählten Fällen handelt es sich 
immer um eine Ermäßigung der Besteuerung. 

Auf der anderen Seite sieht die Neurege- 
lung für bestimmte bisher von der Kaufsteuer 
befreite Güter die Einbeziehung in die Be- 
steuerung vor. Schutzschuhe für Bergleute, 
für Steinbrucharbeiter oder für Former, Holz- 
schuhe, Schutzhelme für Bergleute und für 
Steinbrucharbeiter werden nunmehr mit 
5 V. H., Einkaufskörbe aus Rohr und Weide 
mit 15 V. H., Einkaufstaschen, Aktenmappen, 
Hutnadeln und Krawattennadeln aus unedlem 
Metall, Raumheizkörper mit Ölfeuerung 
(außer für Zentralheizung) mit 30 v. H. be- 
steuert. 

Ferner werden bisher dem Tarif von 5 oder 
15 V. H. unterworfene Güter (z. B. bestimmte 
Schränke, Sockel und Tische für Näh- 
maschinen) einem höheren Steuersatz, näm- 
lich 30 V. H. des Großhandelswertes, unter- 
worfen. 

135. Die Einfuhr unterliegt der Steuer, es sei denn, 
daß die Waren durch registrierte Großhändler 
als Warenbestand oder durch registrierte Her- 
steller als Materialien eingeführt werden. Die 
Ausfuhr ist steuerfrei. 

136. Da die Purchase Tax die Investitionsgüter nicht 
erfaßt, vermeidet sie jegliche Kumulierung 
der Steuer. Das ist wichtig für Einfuhr und 
Ausfuhr. Einfuhrwaren können in der gleichen 
Höhe belastet werden, wie die im Inland er- 
zeugten Waren, Ausfuhrwaren werden durch 
die Befreiung von der Steuer vollständig ent- 
lastet. Charles Campet (a. a. O. S. 128, 263) 
empfiehlt die Purchase Tax, da sie die Ent- 
wicklung der Produktivität nicht hemme. 

137. Der Betrag dieser Steuer ist jedoch sehr gering. 
Er macht trotz der hohen Steuersätze nur rund 
8 V. H. des gesamten britischen Steuerauf- 
kommens aus. 


E. Reform Vorschläge und Anregungen zur Verbesserung 
der deutschen Umsatzbesteuerung 


I. Vorschläge auf Einführung einer 
Nettoumsatzsteuer 

1. Vorschlag des Wissenschaftlichen Beirats 
beim Bundesministerium der Finanzen 

138. Der Wissenschaftliche Beirat hat sich im Jahre 
1953 in seinem Bericht „Organische Steuer- 
reform" auch mit den Problemen einer Umsatz- 
steuerreform auseinandergesetzt. Er hat sich in 
diesem Frühstadium der Diskussion mit Mehr- 
heit für den Übergang zu einer nichtkumu- 
lativen Allphasensteuer in Form einer Netto- 


umsatzsteuer mit Vorumsatzabzug ausge- 
sprochen. Er gibt dieser Form den Vorzug, weil 
sie ein Festhalten an dem bewährten System 
der verdeckten Steuerüberwälzung erlaube. Die 
Abzugsfähigkeit der Aufwendungen für In- 
vestitionszwecke lehnt er ab, weil die Berück- 
sichtigung solcher Vorumsätze dazu führen 
könnte, daß im Aufbau befindliche Unterneh- 
men längere Zeit keine oder nur wenig Um- 
satzsteuer zu zahlen hätten; dafür würde sich 
die Steuer in den späteren Voranmeldungszeit- 
räumen erhöhen, da in diesen von den Brutto- 
umsätzen keine Investitionsbeträge mehr ab- 
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gesetzt werden könnten. Aufwendungen, die 
den Charakter von Gemeinkosten trügen, soll- 
ten auch von der Abzugsfähigkeit ausgeschlos- 
sen bleiben. Der Wissenschaftliche Beirat be- 
tont, daß eine solche Reform zwangsläufig zu 
großen Belastungsverschiebungen führen müsse 
und zwar in Richtung einer starken Besteuerung 
der Wirtschaftszweige mit einem hohen For- 
mungskoeffizienten. Ob dadurch Gefahren für 
wichtige Wirtschaftszweige entstehen könnten, 
und wie ihnen zu begegnen sei, bedürfe sorg- 
fältiger Prüfung. Für die Steuerpflichtigen und 
für die Verwaltung würde die Einführung der 
neuen Bemessungsgrundlage eine Erschwerung 
der Durchführung der Besteuerung mit sich 
bringen. Besonderer Bestimmungen bedürfe es 
für die Besteuerung der Urproduktion ein- 
schließlich der Landwirtschaft, bei der steuer- 
pflichtige Vorumsätze in weitem Umfange ent- 
fielen. 

2. Vorschlag Schmölders 

139. Auch Schmölders schlägt den Übergang zu einer 
Nettoumsatzsteuer vor. In seiner Schrift „Or- 
ganische Steuerreform, Grundlagen, Vorarbei- 
ten und Gesetzentwurf, Berlin 1953" ist dabei 
von einer Nettoumsatzsteuer mit Vorumsatz- 
abzug die Rede. In Untersuchungen des Finanz- 
wissenschaftlichen Forschungsinstituts an der 
Universität Köln wird von einem allgemeinen 
Steuersatz von 10 v. H. ausgegangen (Mette, 
Das Problem der Nettoumsatzsteuer im Hand- 
werk, Berlin 1956; Kümpers, Die Problematik 
der Einführung einer Nettoumsatzsteuer in der 
Textilindustrie, Berlin 1956). Schmölders hält 
es für vertretbar, die Abzugsfähigkeit auf Roh-, 
Hilfs- und Betriebstoffe sowie auf die — - 
steuerlich zugelassenen — Abschreibungen der 
Anlagen zu beschränken, um die Besteuerungs- 
basis zu verbreitern, um Rationalisierung und 
Kostenersparnis zu fördern und in Wiederauf- 
bau- und Investitionsperioden das Umsatz- 
steueraufkommen weniger zu beeinträchtigen 
(Die Veredelung der Umsatzsteuer in Public 
Finance, Band 9 Nr. 2/1954, S. 117 ff.). 

3. Vorschlag Zierold-Pritsch 

140. Zierold-Pritsch (Die optimale Umsatzsteuer, 
2 Teile, Köln 1954, 1956) empfiehlt für die Be- 
steuerung der Lieferungen eine Nettoumsatz- 
steuer mit Vorsteuerabzug, wobei Investitionen 
und wesentliche Gemeinkostenelemente vom 
Vorsteuerabzug ausgeschlossen bleiben sollen, 
für die Besteuerung der Leistungen eine Brutto- 
umsatzsteuer. Der Selbstverbrauch von selbst- 
hergestellten Gegenständen für Eigenzwecke 
des Unternehmens soll besteuert werden. Für 
die Befreiung der Einfuhr, der Einfuhranschluß- 
lieferungen und des Binnengroßhandels (§ 4 
Ziff. 1, 2, 4 UStG 1951) ist kein Raum mehr. 
Der Hauptsteuersatz soll 10 v. H. betragen. Er- 
mäßigte Steuersätze sind vorgesehen für Lei- 
stungen (4 V. H.), für Lieferungen, Eigenver- 


brauch und Selbstverbrauch von Nahrungs- und 
Genußmitteln aller Art und von Gegenständen 
der Urerzeugung (4 v. H.) sowie von Gegen- 
ständen, die innerhalb eines land- und forst- 
wirtschaftlichen Betriebs erzeugt und durch die 
See- und Flußfischerei gewonnen werden 
(2 V. H.). Für die Besteuerung der Einfuhr sol- 
len entsprechende Sätze gelten. Für steuerfreie 
Lieferungen — mit Ausnahme der Ausfuhr- 
lieferungen — gibt es keinen Vorsteuerabzug, 
übersteigt der abzusetzende Steuerbetrug die 
Steuerschuld, so soll der Unterschiedsbetrag 
durch Aufrechnung oder Zurückzahlung aus- 
geglichen werden. 

4. Vorschlag Ritschl 

141. In seinem Gutachten „Die große Steuerreform" 
(Hamburg 1953) spricht sich Ritschl dafür aus, 
daß wegen der starken Anspannung der Ein- 
kommensbesteuerung die Tarife der Einkom- 
men- und der Körperschaftsteuer um die Hälfte 
gesenkt und zum Ausgleich des dann eintreten- 
den Steuerausfalls die Umsatzsteuersätze um 
50 V. H. erhöht werden sollten. Die Umsatz- 
steuer müßte gleichzeitig in eine Nettoumsatz- 
steuer mit Vorsteuerabzug umgebaut werden. 
Ritschl errechnet einen Hauptsteuersatz von 
16,7 V. H. Die Steuern, die auf Aufwendungen 
für Investitionen und Gemeinkosten lasten, 
sollten nicht abzugsfähig sein, da bei Anerken- 
nung der Abzugsfähigkeit die Investitionen und 
Gemeinkosten teilweise zu Lasten des Staates 
und des Verbrauchers finanziert würden. Für 
Urproduzenten und Dienstleistungsgewerbe 
sollte die geltende Bruttobesteuerung beibehal- 
ten werden, weil in diesen Bereichen nur sehr 
geringe Abzüge vom Bruttoumsatz vorgenom- 
men werden könnten. Die Verwirklichung die- 
ses Vorschlages würde eine grundlegende Än- 
derung des Finanzausgleichs zwischen Bund 
und Ländern notwendig machen. 


II. Vorschläge Paurat und Becker auf 
Einführung einer Besteuerung von 
Teilen des Mehrwerts 

142. Nachdem sich Paurat dafür ausgesprochen 
hatte, die Lohnsumme an Stelle des Brutto- 
umsatzes zu besteuern, schlägt nunmehr Becker 
(Tagungsprotokoll Nr, 11 der Aktionsgemein- 
schaft Soziale Marktwirtschaft „Neuordnung 
der Finanzpolitik", S. 57/58, Verlagsgesellschaft 
Martin Hoch, Ludwigsburg) vor, die Umsatz- 
steuer durch eine Steuer auf alle Löhne und 
Gehälter, auf die steuerlichen Abschreibungen, 
auf Mieten und Bodenwerte zu ersetzen. Eine 
volle Wettbewerbsneutralität könne dabei aber 
nur erreicht werden, wenn die Abgabe nicht 
nur von der privaten Wirtschaft, sondern auch 
von den gewerblichen Betrieben der öffent- 
lichen Hand erhoben würde. Die Landwirtschaft 
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solle wie bisher steuerfrei bleiben. Für den 
Bergbau, der neben hohen Löhnen hohe An- 
lagekosten aufzuweisen habe, müsse ein Son- 
dersatz errechnet werden. 

143. Diese Steuer auf die Produktionsfaktoren, die 
nicht als Umsatzsteuer anzusprechen ist, würde, 
um das bisherige Umsatzsteueraufkommen er- 
zielen zu können, hohe Steuersätze erfordern, 
da im Gegensatz zur Nettoumsatzsteuer die 
Gewinne nicht zur Bemessungsgrundlage ge- 
hören sollen. Der Steuersatz würde sich bei 
Begünstigung des Bergbaus und der Landwirt- 
schaft nach Beckers Auffassung auf etwa . 
18 V. H. der Bemessungsgrundlage belaufen 
müssen. Ebenso wie bei der Allphasen-Brutto- 
umsatzsteuer würden sich Schwierigkeiten und 
ein erheblicher technischer Aufwand bei der 
Entlastung der Ausfuhrwaren und der Be- | 
lastung der Einfuhrwaren ergeben, da die End- 
belastung der Waren nicht bekannt ist. Die | 
Steuer hat keine nennenswerte unmittelbare i 
Kumulativwirkung und bietet daher keinen An- | 
reiz zur Einsparung von Umsatzphasen. Es ent- 
stehen Wettbewerbsverschiebiingen je nach der j 
anteiligen Bedeutung des von der Steuer nicht 
erfaßten Unternehmergewinns an der gesam- 
ten Wertschöpfung, insbesondere im Verhältnis 
zur Lohnsumme (Einmannbetriebe). Besondere 
Probleme ergeben sich aus der Besteuerung des 
Bodenwerts, da dieser kein Wertschöpfungsele- 
ment darstellt und deshalb im Gegensatz zu 
den Mieten schwierig zu ermitteln ist. Daraus 
können sich u. U. zusätzliche Wettbewerbsver- 
schiebungen ergeben. Stehen in dem gleichen 
Wirtschaftszweig arbeitsintensive und kapital- 
intensive Produktionsformen im Wettbewerb 
miteinander, so kommt es nicht selten vor, daß 
hohe Abschreibungen einer niedrigen Lohn- 
summe entsprechen und umgekehrt. Andreae 
und Hansmeyer äußern jedoch in einem Gut- 
achten zu dem Vorschlag Becker die Ansicht, 
daß sich dieses Wettbewerbsverhältnis infolge 
der dauernden Lohnsteigerungen immer mehr 
zugunsten der kapitalintensiven Betriebe ver- 
schiebe. Im Produktionswettbewerb zwischen 
verschiedenen Branchen (Surrogatkonkurrenz) 
herrsche Aneutralität, da der Lohnanteil von 
Branche zu Branche verschieden hoch sei. Die 
Uberwälzbarkeit sei bei dieser Steuerform ge- 
ringer als bei der Allphasen-Bruttoumsatz- 
steuer, da die Belastung je Kostenfaktor zwar 
gleichmäßig, je Betrieb aber wegen des ver- 
schiedenen Gewichts der Kostenfaktoren un- 
gleichmäßig sei. 

Die in dem Vorschlag gewählte Anknüpfung 
der Besteuerung an die Produktionsfaktoren , 
erscheint im Rahmen einer Reform des Steuer- 
systems durchaus als sinnvoll. Von ähnlichen 
Ansatzpunkten gehen auch die Realsteuern aus. 

Es liegt deshalb nahe, diese Überlegungen in 
den Fragenkreis der Realsteuer- und Gemeinde- 
steuerreform zu verweisen. Im Rahmen der 
Verbesserung der Umsatzbesteuerung wird man 
sie nur schwer verwirklichen können. 


ITI. Vorschläge auf Einführung von 
nach Mischformen gestalteten 
Umsatzsteuern 

1. Vorschlag des Ifo-Instituts für Wirt- 
schaftsforschung (Zweiphasensteuer mit 
Anrechnungsverfahren) 

144. Zunächst dachte das Ifo-Institut an eine Be- 
steuerung des vollen Bruttoentgelts auf der 
Grossistenstufe (Steuersatz 8 v. H.) und auf der 
Einzelhandelsstufe (Steuersatz 4 v. H.). Da sich 
aber Schwierigkeiten ergaben, insbesondere 
hinsichtlich der Höhe des Steuersatzes bei Lie- 
ferungen eines Grossisten unmittelbar an den 
Verbraucher, änderte das Ifo-Institut seinen 
Vorschlag und kombinierte das Einphasenprin- 
zip mit dem Prinzip der Vorsteueranrechnung. 
Nach einer Reihe steuerfreier Umsätze • — vor 
allem im Produktionsbereich — soll zunächst 
der Bruttoumsatz in der dem Einzelhandel vor- 
hergehenden Stufe einmal besteuert werden. 
Alle folgenden Umsätze des Erzeugnisses unter- 
liegen nochmals dem vollen Steuersatz, jedoch 
dürfen Vorsteuerbeträge auf die Brutto-Steuer- 
schuld angerechnet werden. Steuertechnisch 
werden registrierte und nicht registrierte Un- 
ternehmer unterschieden, deren Umsätze nach 
dem gleichen Steuersatz besteuert werden. 
Während registrierte Unternehmer (vorwie- 
gend Industrie und Großhandel) steuerfrei ein- 
kaufen, können nichtregistrierte Unternehmer 
(insbesondere der Einzelhandel und das Hand- 
werk) die auf ihren Vorlieferungen liegenden 
Umsatzsteuerbeträge auf ihre vom Bruttoumsatz 
berechnete Steuerschuld anrechnen. 

145. Das Ifo-Institut sieht den Hauptvorteil seines 
Vorschlags darin, daß die Steuerzahllast weder 
überwiegend auf den Grundstoff- noch auf 
den Einzelhandelsbereich verlagert wird. Ein 
wesentlicher Nachteil des Einphasenprinzips 
und des Prinzips der Vorsteueranrechnung werde 
dadurch vermieden. Umfangreiche Ausgleichs- 
maßnahmen im grenzüberschreitenden Ver- 
kehr seien nicht notwendig. Bei der Steuerver- 
anlagung und -erhebung werde auch eine Ver- 
einfachung eintreten, da ein großer Teil der 
Unternehmungen des Produktionsbereichs keine 
Umsatzsteuer mehr zu zahlen habe. Die Preis- 
wirkungen seien somit durchsichtiger als bei 
einem durchlaufenden Prinzip der Vorsteueran- 
rechnung. 

146. Die Höhe des Steuersatzes sei allerdings ein 
Nachteil, den dieser Vorschlag jedoch mit den 
übrigen Vorschlägen nichtkumulativer Umsatz- 
steuerformen teile. Die geltende Umsatzsteuer 
habe im Jahre 1957 bei einer Bemessungsgrund- 
lage von über 550 Milliarden DM rund 13 Mil- 
liarden DM aus der gesamten Wirtschaft er- 
bracht. Um das gleiche Aufkommen zu erzielen, 
setze eine nichtkumulative Steuer, deren Be- 
messungsgrundlage auf vielleicht nur 100 Mil- 
liarden DM zusammenschrumpfe, einen ver- 
hältnismäßig hohen Steuersatz voraus. Um den 
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Steuersatz niedriger zu halten, könne die Be- | 
Steuerungsbasis z. B. in der Weise erweitert | 
werden, daß auf die im theoretischen Reform- 
modell notwendige Nichtbesteuerung der In- 
vestitionsgüterbezüge verzichtet würde. Die 
dadurch eintretende Kumulation dürfte im all- 
gemeinen nicht sehr bedeutend sein. Man könne 
außerdem daran denken, nur einen Teil des 
heutigen Umsatzsteueraufkommens — viel- 
leicht zwei Drittel — aus der neuen Umsatz- 
steuer zu decken und das restliche Aufkommen | 
mit einer zweiten Steuer hereinzuholen, die auf i 
allen Umsatzstufen nur die Wertschöpfung 
ganz oder teilweise — z. B. die Lohnsumme — ! 
besteuere (Ifo-Schnelldienst 11. Jahrg. Nr. 10 | 
vom 6. 3. 1958 S. 6 ff.). 

147. Der Vorschlag des Ifo-InstiLuts vermeidet zwar 
die Kumulativwirkung, sofern die Aufwendun- 
gen für Investitionen von der Besteuerung 
ausgenommen sdnd, erfordert jedoch in diesem 
Falle einen sehr hohen Steuersatz. Bei Verzicht 
auf die Nichtversteuerung der Investitions- 
güte rbezüge bleibt eine gewisse Kumulativ- 
wirkung bestehen, wodurch auch der Bela- 
stungsausgleich beim grenzüberschreitenden 
Verkehr erschwert wird. Kalkulatorische Ne- 
benwirkungen lassen sich wegen der Höhe des 
Steuersatzes nicht vermeiden. Abgesehen von 
Wettbewerbsverschiebungen, die sich zwischen 
registrierten und nichtregistrierten Unterneh- 
mern ergeben können, sind mit diesem Vor- 
schlag große Belastungsverschiebungen verbun- 
den, insbesondere zu Lasten des Großhandels. 
Eine Vereinfachung der Steuererhebung bringt 
dieser Vorschlag nicht, weil die große Masse 
der Steuerpflichtigen (Grossisten, Einzelhändler, 
Handwerk) steuerbelastet bleibt und auch die 
steuerfreien Unternehmer registriert werden 
müssen. Schließlich wird der Vorsteuerabzug 
gerade in die Einzelhandelsstufe gelegt, die 
nach den Erfahrungen in arideren Ländern die 
größten Schwierigkeiten bei seiner Handhabung i 
hat. 

2. Vorschlag Eckhardt (Allphasen-Brutto- 
umsatzsteuer mit Grossistensteuer) 

148. Eckardt spricht sich für die Beibehaltung der 
bisherigen Umsatzsteuer aus, befürwortet je- 
doch die Senkung des allgemeinen Steuersatzes | 
auf 2 V. H, Eine Reihe bisheriger Vergünstigun- ' 
gen könne aufgehoben werden. Der Ausfall 
solle durch eine einphasige Einzelhandelsvor- | 
Umsatzsteuer (nach Schweizer Muster) mit 
einem Steuersatz von 6 bis 8 v. H. gedeckt | 
werden („Das Wirtschaftsbild'' Wochenschrift | 
für Wirtschaft und Sozialpolitik „Eil- und Kurz- | 
dienst" Nr. 65/Bonn, 11. Juli 1958). 

149. Auch bei dieser Lösung ist mit erheblichen Ver- 
änderungen im Wirtschaftsablauf und demge- 
mäß im Preisgefüge zu rechnen. Es ist fraglich, 
ob es bei der Zusammenfassung zweier Um- 
satzsteuerformen gelingen kann, eine Kumula- 
tion der beiderseitigen Nachteile zu vermeiden 


und die beiderseitigen Vorteile befriedigend 
zur Geltung zu bringen. Auf diesem Wege läßt 
sich nur eine Ab Schwächung der Kumulations- 
wirkung und der konzentrationsfördernden 
Tendenzen erreichen. Für Wirtschaft und Ver- 
waltung entsteht zusätzliche Arbeit, wenn es 
nicht gelingt, die Schwierigkeiten der derzei- 
tigen Steuer (z. B. Differenzierung der Steuer- 
sätze und der Ausfuhrvergütungssätze, Sonder- 
behandlung des Großhandels) zu beseitigen. 


IV. Alternativvorschläge und sonstige 
Anregungen zur Änderung der 
Umsatzsteuerform 

1. Vorschlag Haller 

150. Haller (Finanzpolitik, Tübingen 1957 S. 241 ff.) 
schlägt ein rationales Steuersystem vor, das 
aus Hauptsteuern (Einkommen- und Um&atz- 
steuer) und Nebensteuern (Vermögen-, Erb- 
schaft-, Mineralöl- und Sondersteuer auf Spiri- 
tuosen) besteht. Haller sagt, daß es sich um 
eine Art von Rahmensystem handele, das noch 
zahlreiche Gestaltungsmöglichkeiten im einzel- 
nen zulasse. Von den Hauptsteuern soll die 
Umsatzsteuer die Forderung nach Wettbe- 
werbsneutralität verwirklichen, also entweder 
als Netto-Umsatzsteuer (sei es mit Vorumsatz- 
abzug oder Vorsteuerabzug) oder als einpha- 
sige Umsatzsteuer gestaltet sein. Die Sätze 
sollten nicht gestaffelt werden, um eine ein- 
heitliche Belastung bei sämtlichen Gütern und 
Dienstleistungen zu erreichen. Der Satz solle 
— wenn nicht besondere Gründe für ein über- 
wiegen der Umsatzbesteuerung sprächen — so 
hoch angesetzt werden, daß das Aufkommen 
gleich oder etwas kleiner sei als bei der Ein- 
kommensteuer. 

2. Vorschlag Campet 

151. In seinem Bericht (S. 264) erklärt Charles Cam- 
pet es für wünschenswert, daß die Bundes- 
republik zu einer der von ihm vorgeschlagenen 
Umsatzsteuerformen, zur Einzelhandelsisteuer, 
zur Purchase Tax (ohne Besteuerung der Investi- 
tionsgüter) oder zur Mehrwertsteuer (auf allen 
Stufen der Produktion und Verteilung, minde- 
stens bis zur Großhandelsstufe einschließlich) 
übergeht. 

Bis dahin sollten folgende Änderungen vorge- 
nommen werden: 

a) Durch eine Besteuerung der „Innen lief erun- 
gen" bei konzentrierten Unternehmen könnte 
das Gleichgewicht mit den nichtkonzentrier- 
ten Unternehmen hergestellt werden, 

b) Die Organschaft sollte nicht wiedereinge- 
führt und die Theorie der Unternehmeredn- 
heit überprüft werden. 
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3. Stellungnahme des Bundesverbandes 
der Deutschen Industrie 

152. Der Bundesverband der Deutschen Industrie hat 
in seiner Stellungnahme vom 8. April 1957 be- 
tont, daß ein nichtkumulatives Allphasensystem 
in theoretischer Sicht große Vorteile biete, daß 
bei der praktischen Neuregelung jedoch die Er- 
fordernisse des Gemeinsamen Marktes und die 
im Ausland zu beobachtenden Entwiicklimgs- 
tendenzen nicht außer acht gelassen werden 
dürften. Deshalb müsse auch die Frage eines 
Übergangs zum Einphasenisystem, etwa nach 
dem Muster der Schweizer G ros sistens teuer, ge- 
prüft werden. 

153. Der Bundesverband hat als Arbeitsunterlage 
drei Gesetzentwürfe, die nach den Mehrwert- 
steuersystemen mit Vorumsatzabzug und Vor- 
steuerabzug sowie nach einem Zweiphasen- 
system (in Anlehnung an den Vorschlag des 
Ifo-Instituts) gestaltet sind, veröffentlicht (Ar- 
beitsmaterial zur Umsatzsteuerreform Hefte 1 
bis 3, Köln, Oktober, November 1957 und Ja- 
nuar 1958). Durch Untersuchungen bei ausge- 
wählten Betrieben aller Wirtschaftszweige will 
er auf der Grundlage dieser drei Entwürfe fest- 
stellen, ob sich diese Systeme in der Praxis 
durchführen lassen, welche Fragen dabei auf- 
treten und wie sie gelöst werden können. 

4. Stellungnahme des Deutschen Industrie- 

und Handelstages 

154. Der Deutsche Industrie- und Handels tag emp- 
fiehlt die Weiterbehandlung der Frage der 
Umsatzsteuerreform auf zwei nebeneinander- 
laufenden Wegen. Er ist der Auffassung, daß 
die Frage einer Systemänderung erst nach sorg- 
fältiger Prüfung aller Methoden beantwortet 
werden kann. Es müsse aber gleichzeitig die 
Frage geprüft werden, inwieweit Änderungen 
des beistehenden Umsatzsteuerrechts erforder- 
lich seien, um den offenliiegenden Mängeln der 
geltenden Umsatzbesteuerung abzuhelfen. Die 
Vorschläge hierfür seien unabhängig von der 
Prüfung der Systemänderung baldmöglichst zu 
entwickeln und auf dem gegebenen gesetz- 
geberischen oder verwaltungsmäßigen Wege 
zu verwirklichen. 

5. Stellungnahmen des Zentralverbandes 
des Deutschen Handwerks und des Deut- 
schen Hotel- und Gaststättenverbandes 

155. Der Zentral verband des Deutschen Handwerks 
hat sich gegen die Einführung einer Einphasen- 
oder Zweiphasensteuer ausgesprochen, da die 
Umsatzsteuer sich nach diesen Steuerformen 
nicht mehr auf viele Schultern verteilen, son- 
dern weitgehend auf den nicht finanzkräftigen 
Mittelstand konzentrieren würde. Besonders 
das Handwerk und andere Gruppen des ge- 
werblichen Mittelstandes würden mit Beträgen 
in Milliardenhöhe neu belastet werden. Die 
Umsatzsteuer müsse vielmehr von unten her 
abgebaut werden, damit so die Kumulativwir- 


kung abgeschwächt werde (Industriekurier vom 
15. März 1958 S. 2: „Handwerk lehnt Ände- 
rung der Umsatzsteuer ab"; Deutsches Hand- 
werksblatt 1958 S. 65). 

156. Der Deutsche Hotel- und Gaststättenverband 
(Fachgruppe Gaststätten) hat sich gegen Um- 
satzsteuerreformpläne ausgesprochen, die eine 
Einphasensteuer auf der letzten Stufe oder eine 
Mehrwertsteuer anstreben, da er erhebliche 
Verschiebungen im Preisgefüge und „Preis- 
steigerungen auf der ganzen Linie" als unaus- 
bleiblich ansieht. 


V. Vorschläge im Rahmen 
der Allphasen-Bruttoumsatzsteuer 

157. Die offensichtlichen Mängel der deutschen All- 
phasen-Bruttoumsatzsteuer werden auch von 
den Befürwortern einer Reform der Umsatz- 
steuer im Rahmen des geltenden Rechts ge- 
sehen. Wenn sie sich gegen eine grundlegende 
Änderung aussprechen, so deshalb, weil sie 
nach Abwägung der mit den einzelnen Umsatz- 
steuerformen verbundenen Vor- und Nachteile 
der Allphasen-Bruttoumsatzsteuer den Vorzug 
geben, da sie bei nominell niedrigen Steuer- 
sätzen und breitester Bemessungsgrundlage die 
Überwälzung erleichtert und niedrige Verwal- 
tungskosten aufweist. So kommt z. B. der sog. 
Troeger- Ausschuß (Diskussionsbeiträge des Ar- 
beitsausschusses für die große Steuerreform, 
Stuttgart 1954), der sich mit den Reformvor- 
schlägen zur Umsatzsteuer eingehend ausein- 
andergesetzt hat, zu dem Schluß, daß die deut- 
sche Umsatzsteuer trotz einiger Mängel (die 
sich jedoch im Rahmen des Systems mildern 
lassen dürften) fast ein Menschenalter hindurch 
verhältnismäßig reibungslos funktioniert hat 
und noch funktioniert. Dieser Vorteil sollte 
nach Ansicht des Troeger- Ausschusses nicht 
ohne dringendste Notv^endigkeit aufs Spiel ge- 
setzt werden, zumal ein Wechsel der Besteue- 
rungsform neben den entstehenden haushalts- 
mäßigen Risiken Erschwerungen für Wirtschaft 
und Verwaltung und unerwünschte Auswirkun- 
gen auf das Preis- und Lohngefüge zur Folge 
haben würde. 

158. Auch Malitzky („Empfiehlt sich die Ablösung 
der geltenden Umsatzsteuer durch eine Mehr- 
wertsteuer?" Deutsche Steuerzeitung Nr. 3/1955), 
der sich kritisch zu dem Vorschlag Zierold- 
Pritsch geäußert hat, hält einen Wechsel der Be- 
steuerungsform nicht für erforderlich, weil er 
der Ansicht ist, 

a) die Kumulativwirkung sei eine Eigenschaft, 
die die Umsatzsteuer mit anderen großen 
Steuern teile, 

b) der Vorwurf der mangelnden sozialen Dif- 
ferenzierung treffe für das geltende Umsatz- 
steuerredit nur bedingt zu. 
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c) die konzentrationsfördernde Wirkung der 
geltenden Umsatzsteuer werde häufig über- 
schätzt. 

159. Auf ermann (Saarbrücken) kommt in seinem 
Aufsatz „Neue Pläne für die Umsatzsteuer" 
(Der Betrieb, Heft 27 vom 10. Juli 1957, S. 640 ff.) 
zu folgendem Ergebnis; „Mit dem Begriff der 
, Vorsteuer' ... ist jene neuralgische Stelle 
angedeutet, welche m. E. jede Mehrwertsteuer 
in der Praxis ad absurdum führen muß . . . Die 
Grundideen der Mehrwertsteuer sind vom Ge- 
sichtspunkt der Wirtschaftstheorie nur gut zu 
heißen, denn nach der reinen Theorie zahlt der 
Pflichtige nur soviel Umsatzsteuer, wie dies 
seinem relativen Leistungsbeitrag zum Sozial- 
produkt entspricht, oder wenn man es anders 
ausdrücken will, nur im Umfange seiner Wert- 
schöpfung. Die Praxis wird aber die reine 
Theorie kaum verwirklichen können. Dies ein- 
mal deshalb, weil ihre Durchführung an un- 
überwindlichen Schwierigkeiten scheitert, dann 
aber wohl auch, weil Interessenlagen dies leicht 
verhüten . . . Offensichtlich vergißt der west- 
deutsche Vorschlag (gemeint ist der Vorschlag 
Zierold-Pritsch) fast ganz, was der „Erfinder" 
der französischen Mehrwertsteuer, M. Maurice 
Laure, aus dem französischen Finanzministe- 
rium, praktisch in erster Linie erreichen wollte: 

a) Erzwingung von Verkäufen mit Rechnung- 
stellung — avec facture — , 

b) steuerliche Begünstigung der Anlage-In- 
vestitionen ..." 

160. Für die Beibehaltung der derzeitigen Umsatz- 
steuer spricht sich ferner Schettler aus, der 
vom Standpunkt der Praxis erhebliche Beden- 
ken gegen jede der vorgeschlagenen Umsatz- 
steuerformen erhebt (Umsatzsteuer-Rundschau 
13/1958 S. 98). 

161. Beachtlich sind die Beratungsergebnisse des 
beim Institut „Finanzen und Steuern" gebilde- 
ten Arbeitskreises „Umsatzsteuer". Nach ein- 
gehender Prüfung der Vor- und Nachteile der 
einzelnen Systeme vertritt dieser Arbeitskreis | 
den Standpunkt, daß er einer Systemänderung 
in Richtung der von ihm geprüften Systeme 
z. Z. nicht das Wort reden könne, zumal über 
die Harmonisierung der Steuersysteme im Ge- i 
meinsamen Markt noch keine Klarheit bestehe, j 

162. Für eine Reform im Rahmen des geltenden ! 
Rechts tritt Krammig („Kann die Umsatz- ! 
Steuer gesenkt werden?" Mitteilungen der 
Handelskammer Bremen, Heft 9/1956) ein. Er 
erstrebt eine Senkung des Umsatzsteuersatzes I 
auf 2 V. H. zu Lasten der jährlichen Steuerzu- 
wachsrate. Die These, daß die Ermäßigung des 
Steuersatzes die beste Reform der Umsatzsteuer 
sei, ist auch von Mitgliedern des Arbeitskreises I 
„Umsatzsteuer" beim Institut „Finanzen und I 


Steuern" ausgesprochen worden. Falls einer 
derartigen Senkung haushaltsmäßige Bedenken 
entgegenstehen, so ist es nach Ansicht des 
Arbeitskreises Aufgabe der künftigen Finanz- 
und Haushaltspolitik, die zur Deckung des 
Finanzbedarfs eingesetzten Steuereinnahmen so 
zu gestalten, daß im Verlauf eines nicht allzu 
langen Zeitraumes die Umsatzsteuer auf den 
Satz von 2 v.H. gesenkt werden kann. 

163. Bucerius schlägt vor, allen Unternehmern 
mit einem Jahresumsatz von weniger als 
250 000 DM einen Freibetrag von 30 000 DM zu 
gewähren. Der entstehende Ausfall von etwa 
900 Millionen DM im Jahr könne durch eine 
höhere Besteuerung der Großunternehmer ge- 
deckt werden. Wer z. B. mehr als 50 Millio- 
nen DM umsetze, zahle zunächst auf diese 
50 Millionen DM wie bisher 4 v. IT. Auf das, 
was er über 50 Millionen DM umsetze, solle er 
5 V. H., auf das Mehr über 100 Millionen DM 
sogar 6 v. H. entrichten. Der Mehrertrag dieser 
erhöhten Steuer über den Ausfall solle zur Be- 
freiung der freien Berufe von der Umsatzsteuer 
verwendet werden (Die Zeit, 4. Juli 1958). 

164. Der Vorschlag Bucerius mildert die Mängel der 
Allphasen-Bruttoumsatzsteuer nicht, sondern 
verstärkt sie noch wegen der Verschärfung der 
Kumulationswirkung. Er verstößt mehr gegen 
die Forderung der Wettbewerbsneutralität als 
die derzeitige Umsatzsteuer, indem er z. B. 
Unternehmern mit einem Jahresumsatz von 
weniger als 250 000 DM eine jährliche Sub- 
vention von bis zu 1 200 DM gewährt, Unter- 
nehmern mit höheren Jahresumsätzen dagegen 
nicht. Dabei ist daran zu erinnern, daß der Brut- 
toumsatz allein keinen Maßstab für die Lei- 
stungsfähigkeit eines Unternehmers bildet. In- 
folge der Staffelung der Umsatzsteuersätze für 
Unternehmer mit mehr als 50 Millionen DM Jah- 
resumsatz tritt eine zusätzliche Progressions- 
wirkung ein, die u. U. die Überwälzung der 
Umsatzsteuer erschwert. Insoweit die Überwäl- 
zung nicht gelingt, tritt eine Minderung der 
Steuern vom Einkommen und Ertrag ein, die 
erhebliche Ausmaße erreichen kann. Gelingt je- 
doch den Unternehmern mit dem höchsten 
Steuersatz die Überwälzung, so wird den Unter- 
nehmern mit niedrigeren Steuersätzen eine 
Differentialrente zuteil, die dem Gedanken 
einer allgemeinen Umsatzbesteuerung wider- 
spricht (vgl. dazu Nr. 10 bis 16). Infolge der 
progressiven Umsatzsteuersätze wird auch der 
Umsatzsteuerausgleich bei der Einfuhr und Aus- 
fuhr wesentlich erschwert. Aus dem Zusammen- 
wirken der erhöhten Steuersätze, der ver- 
schärften Steuerkumulation und der kalkula- 
torischen Nebenwirkungen ist eine Verstär- 
kung der Preisauftriebstendenzen zu befürch- 
ten. Auf die Erschwerungen bei der Kalkulation 
sei nur am Rande hingewiesen. 
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F. Die Zusammenhänge zwischen Umsatzsteuerform 
und Höhe der Umsatzsteuersätze mit ihren Rückwirkungen auf das Preisgefüge 


165. Die mit der Umstellung der Umsatzsteuer auf 
eine andere Umsatzsteuerform verbundenen 
Probleme sind anderer Art als die Probleme, 
die sich aus der Neueinführung einer Steuer 
ergeben. Eine neue Steuer schafft grundsätzlich 
neue Belastungen. Bei einem Wechsel der 
Steuerform bleibt demgegenüber — unter der 
Voraussetzung, daß das Aufkommen an Um- 
satzsteuer nicht geschmälert werden soll • — im 
Prinzip die gesamtwirtschaftliche Steuerbe- 
lastung unverändert, es treten aber Verschie- 
bungen in den Belastungen und im Preisgefüge 
auf. Ob sich diese ohne Rückwirkungen auf das 
Preisniveau durchsetzen lassen, hängt entschei- 
dend von der jeweiligen Marktsituation ab 
(vgl. dazu auch Nr. 15 ff). 

166. Die jetzige Umsatzsteuer ist vier Jahrzehnte 
hindurch als Allphasen-Bruttoumsatzsteuer nach 
grundsätzlich unveränderten Richtlinien bezüg- 
lich der Biichführungs Verpflichtungen und der 
Kalkulationsbedingungen erhoben worden. Die 
Umwandlung einer solchen durch langjährige 
Praxis fest verankerten Umsatzsteuer in eine 
andere Umsatzsteuerform ruft naturgemäß weit- 
gehende Veränderungen in der betrieblichen 


Kostenrechnung und im volkswirtschaftlichen 
Preisbild hervor. Art und Ausmaß dieser Ver- 
änderungen' wirken sich in der Kostenrechnung 
dann besonders aus, wenn der bisherige Be- 
steuerungsmaßstab durch einen dem betrieb- 
lichen Rechnungswesen bisher fremden Wert- 
schöpfungsbegriff ersetzt werden soll, während 
die Verschiebungen in den Preisrelationen am 
stärksten bei einem Verzicht auf die Allphasen- 
besteuerung unter Beschränkung der Besteue- 
rungsvorgänge auf eine Umsatzphase oder auf 
zwei Umsatzphasen in Erscheinung treten 
dürften. 

167. Modellberechnungen, die an der Umsatzsteuer- 
statistik des Kalenderjahres 1954 ausgerichtet 
sind und demgemäß von einem gleichbleiben- 
den Umsatzsteueraufkommen von damals 8,6 
Milliarden DM ausgehen, zeigen die starken 
Abänderungen der Umsatzsteuersätze, die beim 
Übergang von der derzeitigen Allphasen-Brutto- 
umsatzsteuer zu anderen Umsatzsteuerformien 
sich als notwendig erweisen würden. Die für 
die einzelnen Umsatzsteuerformen erforder- 
lichen Steuersätze sind in der nachstehenden 
Übersicht zusammengestellt. 


Zur Erzielung eines ungeschmälerten Umsatzsteueraufkommens erforderliche Steuersätze bei verschie- 
denen Umsatzsteuerformen (aller Größenordnungen) 


Besteuerungsgrundlage Steuersatz 

im j vom 
mit Hundert Hundert 

Umsatz- 
steuer Besteuerungs- 

grundlage 


j ohne einschließlich 

I Milliarden DM Umsatz- I Umsatz- 

steuer I Steuer 

1 I 2 I 3 4 j 5 

A. Allphasen-Nettoumsatzsteuer i j | 

I. Ohne Steuerbefreiungen. j j 

Die Berechnungen gehen davon aus, daß nur j ■ 

Ausfuhrlieferungen und der Beförderungsteuer 1 | 

unterliegende Leistungen umsatzsteuerfrei sind. 

Differenzierungen der Steuersätze sind nicht | 

vorgesehen. | | 

1. Bei Abzugsfähigkeit der Aufwendungen für | ' | 

Vorleistungen (oder der entsprechenden Vor- I 

steuern), jedoch ohne Abzugsfähigkeit der j 

Aufwendungen für Investitionen oder für j 


Abschreibungen 

Bei Abzugsfähigkeit der Aufwendungen für 

94,0 

102,6 

9,2 

8,4 

Vorleistungen und für Abschreibungen (oder 
der entsprechenden Vorsteuern) 

83,8 

92,4 

! 

10,3 

9,3 

Bei Abzugsfähigkeit der Aufwendungen für 
Vorleistungen und für Investitionen (oder 
der entsprechenden Vorsteuern) 

i 77,4 

86,0 

11,2 

10,0 


Umsatzsteuerform 


ohne 

Umsatz- 

steuer 
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1 Besteueriingsgrundlage 

Steuersatz 

Umsatzsteuerform 

ohne 

Umsatz- ' 
Steuer 

mit 

Umsatz- 

steuer 

im vom 

Hundert Hundert 

der Besteuerungs- 
grundlage 


Milliarden DM 

ohne 

Umsatz- 

steuer 

einschließlich 

Umsatz- 

steuer 

1 

2 

3 

4 

5 

noch A. Allphasen-Nettoumsatzsteuer 





11. Unter Berücksichtigung von Steuerbefreiungen 
entsprechend dem geltenden Umsatzsteuerrecht 
(insbesondere also der Steuerbefreiungen der 
Landwirtschaft und im Großhandel, jedoch ohne 
die Steuerbegünstigung nach § 7 a UStG). Dif- 
ferenzierungen der Steuersätze sind nicht vor- 
gesehen. 





1. Bei Abzugsfähigkeit der Aufwendungen für 
Vorleistungen (oder der entsprechenden Vor- 
steuern), jedoch ohne Abzugsfähigkeit der 
Aufwendungen für Investitionen oder für 
Abschreibungen 

85,7 

94,4 

10,1 

9,2 

2. Bei Abzugsfähigkeit der Aufwendungen für 
Vorleistungen und für Abschreibungen (oder 
der entsprechenden Vorsteuern) 

75,5 

84,2 

11,4 

10,3 

3. Bei Abzugsfähigkeit der Aufwendungen für 
Vorleistungen und für Investitionen (oder 
der entsprechenden Vorsteuern) 

69,2 

77,8 

12,5 

11,1 

B. Einphasensteuern 




i 

Ohne Steuerbefreiungen. 

Die Berechnungen gehen davon aus, daß nur Aus- 
fuhrlieferungen und der Beförderungsteuer unter- 
liegende Leistungen umsatzsteuerfrei sind. Differen- 
zierungen der Steuersätze sind nicht vorgesehen. 




! 

1. Einzelhandelsumsatzsteuer 





1. Ohne Steuerbefreiung der Investitionsgüter- 
bezüge 

101,3 

109,9 

8,5 

7,9 

2. Mit Steuerbefreiung der Investitionsgüter- 
bezüge 

85,7 

94,3 

10,0 

9,1 

II. Einzelhandelsvorumsatzsteuer 





1. Ohne Steuerbefreiung der Investitionsgüter- 
bezöge 

77,8 

86,4 

11,1 

10,0 

2. Mit Steuerbefreiung der Investitionsgüter- 
bezöge 

61,2 

1 

69,8 

1 

14,1 

12,3 


Anmerkung 

Die Berechnungen gehen von den Sozialproduktsberechnungen (insbesondere von den Angaben über die Wert- 
schdpfung und über den privaten Verbrauch), den Umsätzen und dem bereinigten Umsatzsteueraufkommen für das 
Kalenderjahr 1954 aus. Für spätere Jahre liegen entsprechend detaillierte Angaben nicht vor. Wegen der z. T. un- 
vollständigen statistischen Unterlagen können die vorstehend mitgeteilten Steuersätze nur Größenordnungen dar- 
stellen. Das gilt insbesondere für die Steuersätze, die für die Einzelhandelsumsatzsteuer und für die Einzelhandels- 
vorumsatzsteuer ermittelt worden sind. Einzelheiten über die Berechnungsgrundlagen sind den Übersichten im „Sta- 
tistischen Anhang" zu dieser Denkschrift zu entnehmen, insbesondere den Übersichten 11, 12 und 13. 

Abweichungen in den Summen ergeben sich durch Runden der Zahlen. 
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168. Der Vergleich der in der vorstehenden Über- 
sicht für die verschiedenen Umsatzs teuerfor- 
men errechneten Steuersätze läßt erkennen, daß 
gemessen am allgemeinen Steuersatz bei der 
Allphasen-Bruttoumsatzsteuer von 4 v. H. die 
nominellen Steuersätze bei allen übrigen Um- 
satzsteuerformen, sowohl bei der Nettoumsatz- 
steuer als auch bei den einphasigen Steuern, 
wesentlich heraufgesetzt werden müßten, um 
ein imgesdimälertes Umsatzsteueraufkommen 
zu ereichen. Er zeigt ferner unter A der Uber- 
isicht — durch Gegenüberstellung der Alterna- 
tiven 1, 2 und 3 — , in welchem Umfange die 
Höhe der Steuersätze bei der Allphasen-Netto- 
umsatzsteuer ohne Berücksichtigung von Steuer- 
befrei imgen (1) sowie bei Berücksichtigung der | 
Steuerbefreiungen (II) beeinflußt wird, wenn | 
Aufwendungen für Investitionen (bzw. für Ab- ! 
sdireibungen) von den steuerpflichtigen Um- 
sätzen abgesetzt werden können, 

169. Würde man bei der Nettoumsatzsteuer (mit 
Ausnahme der Ausfuhr und der beförderung- 
steuerpfMchtigen Verkehrsleistungen) keine 
Steuerbefreiungen zulassen und die Abzugs- 
fähigkeit der Aufwendungen auf Vorleistungen 
ohne Investitionen beschränken, dann wäre — 
vorausgesetzt, daß ermäßigte Steuersätze nicht | 
eingeführt werden — zur Erzielung des not- : 
wendigen Umsatzsteueraufkommens ein Steuer- | 
satz von 8,4 v. H. (9,2 i. H.) ausreichend. Bei I 
Einräumung der Steuerbefreiungen wie nach i 
gegenwärtig gültigem Umsatzsteuerrecht und | 
bei Zulassung der Abzugsfäbigkeit auch der 
Aufwendungen für Investitionen, muß der 
Steuersatz auf 11,1 v. H. (12,5 i. H.) erhöht wer- 
den, Je stärker die Steuersätze differenziert 
sind, um so höher muß der Hauptsteuersatz an- 
gesetzt werden. So ergibt sich nach dem Vor- 
schlag Zierold-Pritsch (der die auf den Investi- 
tionen und den Gemeinkostengütern ruhenden 
Vorsteuern nicht zum Abzug zulassen will) ein 
Hauptsteuersatz von 10,9 v. H. (12,2 i. H.), der 
aber bei Fortfall der ermäßigten Steuersätze auf 
rd. 8 V. H. (9 i. H.) gesenkt werden könnte. 

170. Bei der Allphasen-Bruttoumsatzsteuer hat eine 
Ware mit wenig Umsatzphasen eine geringere 
Umsatzsteuerbelastung zu tragen als eine 
Ware, die eine größere Zahl von Umsatzpha- 
sen durchläuft. Bei Umstellung der allphasigen 
Brutto-Umsatzsteuer auf einen anderen Umsatz- 
steuertyp ergeben sich somit — von den Wir- 
kungen der veränderten Steuersätze einmal 
abgesehen — für Waren mit geringerer Anzahl 
von Umsatzstufen höhere und für Waren mit 
größerer Anzahl von Umsatzstufen niedrigere 
Umsatzsteuerbelastungen. Die für die einzelnen 
Waren eintretenden Belastungsverschiebungen 
sind im Rahmen dieser Denkschrift nicht dar- 
gestellt worden, weil umfassende Einzelunter- 
suchungen notwendig wären. Einen Anhalts- 
punkt zur Beurteilung des Ausmaßes dieser | 
Verschiebungen vermitteln die vom Ifo-Institut | 
für Wirtschaftsforschung, München, veröffent- | 


lichten Zahlen über die Umsatzsteuerbelastung 
ausgewählter Waren ^). 

171. Auch von einer größenordnungsmäßigen Be- 
zifferung der bei den verschiedenen Umsatz- 
steuerformen im Vergleich zur gegenwärtigen 
Umsatzsteuerbelastung für Unternehmungen 
und Wirtschaftszweige (oder kleinere Einhei- 
ten) eintretenden Belastungsverschiebungen ist 
Abstand genommen worden. Berechnungen 
dieser Art setzen bei den Nettoumsatzsteuern 
eingehende Sonderuntersuchungen über die 
Wertschöpfung der einzelnen Unternehmungen 
und der einzelnen Wirtschaftszweige voraus^). 
Wegen der von Unternehmung zu Unterneh- 
mung und von Wirtschaftszweig zu Wirtschafts- 
zweig imterschiedlichen Höhe der Wertsdiöp- 
fungsquote würden auf Grimd der bekannten 
Wertsdiöpfimgsquoten für ganze Wirtschafts- 
bereiche anges teilte Berechnungen zu falschen 
Vorstellungen über die Be- und Entlastungs- 
wirkungen im einzelnen führen. So liegt z. B. 
die Wertschöpfungsquote beim Einzelhandel 
mit Nahrungs- imd Genußmitteln wesentlich 
niedriger als die Wertschöpfungsquote beim 
Einzelhandel mit Uhren, Gold- und Silber- 
waren. Die sich für einen ganzen Wirtschafts- 
bereich (z. B. für den gesamten Einzelhandel) 
ergebenden Mehr- oder Minderbelastungen 
stellen mithin die saldierten Mehr- oder Min- 
derbelastungen der einzelnen Unternehmungen 
und der einzelnen Wirtschaftszweige innerhalb 
des Wirtschaftsbereiches dar. Immerhin läßt 
sich aber aus einem schematischen Belastungs- 
vergleich (vgl. Übersicht auf S. 45) erkennen, 
daß beim Übergang von der allphasigen Brutto- 
umsatzsteuer 

a) zu einer Nettoumsatzsteuer mit einem 
Hauptsteuersatz von z. B. 10 v. H. Groß- 
handelsbetriebe mit einem steuerpflichtigen 
Nettoumsatz von mehr als 9 v. H. ihres 
Bruttoumsatzes (ohne Umsatzsteuer) künftig 
höher besteuert werden als gegenwärtig, 
während Betriebe der Produktions- und Ein- 
zelhandelsstufe sowie Dienstleistimgsbe- 
triebe erst dann eine höhere Steuerbela- 
stung zu tragen haben, wenn ihr steuer- 
pflichtiger Nettoumsatz 38 v. H. des Brutto- 
umsatzes (ohne Umsatzsteuer) überschreitet. 
Bei den zur Diskussion gestellten Nettoum- 
satzsteuem ruft die unterschiedliche Abgren- 
zung des steuerpflichtigen Mehrwertes zu- 
sätzliche Be- und Entlastimgs Wirkungen her- 
vor; 

b) zu einer Einzelhandelssteuer oder einer 
Einzelhandelsvorumsatzsteuer die Unterneh- 
men in der dann allein der Besteuerung 
unterworfenen Phase zusätzlich belastet 


^) Untersuchungen zur Großen Steuerreform, Teil I: Vor- 
untersuchungen, München 1953, sowie Belastungsver- 
gleich für Brutto- und Nettoumsatzsteuer nach Wirt- 
schaftsbereichen oder -Produkten, München 1955 

-) vgl. dazu Kümpers; Die Problematik der Einführung 
einer Nettoumsatzsteuer in der Textilindustrie, Berlin 
1956, und Mette: Das Problem der Nettoumsatzsteuer 
im Handwerk, Berlin 1956 
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Schematischer Belastungsvergleich verschiedener Umsatzsteuerformen 



Steuer- 



Umsatzsteuer 




Steuerpflichtiger 

pnicntiger ' ' ox i 

Mehrwert Allphasen-Bruttoumsatzsteuer 2) 

Mehrwertsteuer 

Einphasensteuer "*) 

Bruttoumsatz 
(ohne Umsatz- 
steuer) ^) 

DM 

in V. H. e 4 . 
des Steuer- 

in v.H. 

Satzes 

Betrag 
DM 3) 

Steuer- 

satz 

in V. H. 

Betrag 

DM3) 

Steuer- 
satz 
in V. H. 

Betrag 

DM3) 

Steuer- 
satz 
in V. H. 
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4,0 

41,67 
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44,44 

55,55 
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66,66 




700 

70 





77,77 




800 

80 





88,88 




900 
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99,99 




werden. Diese Zusatzbelastungen fallen für ! 
die gegenwärtig mit 1 v. H. besteuerten i 
Großhandelsbetriebe besonders ins Gewicht. I 
Eine Einzelhandelsvorumsatzsteuer würde 
die Umsatzsteuerzahllast des Großhandels | 
bei einem Steuersatz von 10 v. H. verzehn- 
fachen; aber auch die an die Einzelhandels- ^ 
stufe liefernden Fabrikationsbetriebe erfah- 
ren eine Umsatzsteuerbelastung, die mehr j 
als doppelt so hoch liegt wie heute. ! 

i 

172. Die Berechnungen über die Höhe der für die ein- j 
zelnen Umsatzsteuerformen erforderlichen Steu- 
ersätze unterstellen, daß die bei einem System- 
Wechsel auftretenden Mehr- oder Minderbela- 
stungen von den Unternehmungen genau in 
Höhe der eingesparten oder mehr zu zahlenden 
Umsatzsteuer im Preise weitergegeben werden 
können. Unter dieser Voraussetzung ändert j 


sich die gesamtwirtschaftliche Steuerbelastung 
nicht; es verändert sich zwar das Preisgefüge, 
das Preisniveau bleibt jedoch insoweit stabil. Es 
ist jedoch schon darauf hingewiesen worden, 
daß Kumulativwirkungen nur dann vermeidbar 
sind, wenn jeder Bestandteil des Warenpreises 
lediglich einmal mit Umsatzsteuer belastet 
wird, und daß kalkulatorische Nebenwirkungen 
dann nicht eintreten, wenn alle Kalkulations- 
aufschläge nur auf umsatzsteuerbereinigte 
Preisbestandteile bezogen werden. Einem sol- 
chen Kalkulationsverfahren stehen aber die 
heute üblichen Kalkulationsmethoden, die in 
Jahrzehnten ausgebildet worden sind, entge- 
gen. Die Zusammenhänge zwischen Umsatz- 
steuer und Preiskalkulation und die möglichen 
Rückwirkungen auf das Preisniveau sind oben 
(Nr. 15, 16) dargestellt. 


1) Um die Rechnung nicht zu komplizieren, ist trotz unterschiedlicher Umsatzsteuerbelastung (mit Einfluß auf den 
Verkaufspreis) vom gleichen Umsatzbetrag ausgegangen worden. 

2) Neben dem allgemeinen Steuersatz ist des besseren Vergleichs halber auch der Satz für Großhandelslieferungen 
gewählt worden. 

3) Berechnung erfolgte i. H. 

*) Die Steuerschuld errechnet sich vom Bruttoumsatz. 
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G. Beurteilung der derzeitigen Steuer und der Reformvorschläge 
in verwaltungsmäßiger Hinsicht 


I. Allgemeines 

173. Schon in der Denkschrift des Bundesministe- 
riums der Finanzen vom 6. Dezember 1955 
(S. 13) wurde darauf hingewiesen, daß die 
Qualität einer Steuer und ihre Bedeutung für | 
den öffentlichen Haushalt nicht zuletzt davon 
abhängt, welche Kosten ihre Verwaltung verur- 
sacht, d. h., ob sie mit möglichst geringem Auf- 
wand einen möglichst hohen Ertrag erzielt. 
Dazu kommt die Notwendigkeit, vor Einfüh- 
rung einer neuen Steuer genau zu prüfen, ob 
die durch den Übergang zu einem anderen Um- 
satzsteuertyp angestrebten volkswirtschaft- 
lichen Ziele steuertechnisch überhaupt ereich- 
bar sind. Insbesondere Popitz (Kommentar zum 
UStG Ergänzungsband zur 3. Auflage S. 14) 
warnte davor, sich bei der Abfassung von 
Steuergesetzen lediglich von volkswirtschaft- 
lichen Erkenntnissen leiten zu lassen. „Diese 
Erkenntnisse sind nötig, sie können gar nicht 
ausgedehnt genug sein und müssen alle Einzel- 
heiten unserer Wirtschaftsgestaltung umfassen. 
Aber sie können unmöglich in den Steuergeset- 
zen in allen diesen Einzelheiten ihren Nieder- 
sdilag finden. Eine Steuerlehre, die dies an- 
strebt, ist methodisch falsch; denn sie ver- 
kennt die Bedeutung und die Grenzen der 
Steuertechnik, deren äußerer Ausdruck die 
rechtliche Formung ist. In der Besteuerung ent- 
scheidet schließlich der fiskalische Erfolg. Er ist 
bei wesentlichen Verstößen gegen wirtschaft- 
liche Erkenntnisse gewiß nicht oder nicht auf • 
die Dauer zu erreichen. Er bleibt aber ebenso ^ 
aus, wenn die Gestaltung der Steuer so kom- 
pliziert wird, daß die Gesetze undurchführbar i 
werden." Diese Grundsätze gelten in besonde- 
rem Maße für die Umsatzsteuer; denn bei der 
starken Wirtschaftsgebundenheit dieser Steuer 
und wegen ihres unmittelbaren Eingreifens in | 
die Kalkulation und damit in den Wirtschafts- | 
ablauf kann hier nur ein System befriedigen, 
das verwaltungsmäßig gut durchführbar ist. ' 
„Das Schicksal der Umsatzsteuer ist ihre Ver- ' 
waltung" (Hübschmann in der Umsatzsteuer- j 
Rundschau 1953 S. 5). 

174. Weiter wurde bereits bei der Darstellung des 
saarländischen Umsatzsteuerrechts darauf hin- 
gewiesen, daß komplizierte Steuergesetze außer 
den Erschwernissen, die sie für die Verwaltung 
bringen, in größtem Ausmaße Unrecht dadurch 
schaffen, daß sie es den steuerrechtlich nicht ge- 
schulten Steuerpflichtigen unmöglich machen, 
die im Gesetz enthaltenen Möglichkeiten der 
Steuerentlastung auszunützen, und daß sie 


andererseits gewisse Kreise von Steuerpflichti- 
gen dazu anreizen, unter Ausnutzung der bei 
komplizierten Steuergesetzen erheblich vermin- 
derten Überwachungsmöglichkeit Steuern auf 
Kosten der Allgemeinheit zu hinterziehen. 

175. Ferner ist zu beachten, daß die Erhebung jeder 
Steuer nicht nur der Verwaltung, sondern auch 
der Wirtschaft Kosten verursacht; bei der Ge- 
staltung einer Steuer muß daher darauf geach- 
tet werden, daß die mit der Kalkulation und der 
Berechnung der Steuerschuld verbundenen Ar- 
beiten in zumutbaren Grenzen gehalten werden. 


II. Die derzeitige Allphasen- 
Bruttoumsatzsteuer 

176. Betrachtet man die derzeitige deutsche Umsatz- 
steuer unter den vorstehend genannten Ge- 
sichtspunkten und sieht man dabei von den 
Komplizierungen ab, die sie in letzter Zeit 
durch die Einführung einiger systemwidriger 
Sondervergünstigungen für bestimmte Unter- 
nehmergruppen erfahren hat, so zeigt sich, 
daß sie in dieser Hinsicht besonders vor- 
teilhaft gestaltet ist. Die Berechnung der Steuer 
von den Bruttoeinnahmen ist denkbar ein- 
fach, ebenso ihre Kalkulation. Sonderbestim- 
mungen beschränken sich im allgemeinen auf 
größere Unternehmen mit geordneter Buchfüh- 
rung, Die Überwachung ist verhältnismäßig 
leicht durchzuführen, so daß weder den Steuer- 
pflichtigen noch der Verwaltung hohe Kosten 
entstehen. Dazu kommt, das ein großer Teil der 
bei der Erhebung der Umsatzsteuer vorzuneh- 
menden Arbeiten den Steuern vom Einkommen 
und vom Ertrag zugute kommt; denn die Höhe 
der Roheinnahmen bildet insbesondere bei den 
nicht buchführenden Steuerpflichtigen die Grund- 
lage für die Ermittlung des Gewinns. Die Ver- 
waltung der Umsatzsteuer schafft also zugleich 
Material für die Erfassung anderer Steuern. 
(Dieser letztere Vorteil ist allerdings nicht auf 
die Allphasen-Bruttoumsatzsteuer beschränkt.) 
Um ein Urteil zu ermöglichen, inwieweit man 
bei einem Wechsel des Umsatzsteuertyps die 
nicht zu unterschätzenden Vorteile der deut- 
schen Allphasen-Bruttoumsatzsteuer preisgeben 
würde, und welche verwaltungsmäßigen Auf- 
gaben sowohl die Finanzverwaltung als auch 
die Wirtschaft auf sich nehmen müßte, werden 
im folgenden die verwaltungsmäßigen Auswir- 
kungen der Änderungsvorschläge erörtert. 
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III. Nettoumsatzsteuervorschläge 

177. Da die Nettoumsatzsteuern bei konsequenter 
Durchführung eine Kumulation weitgehend ver- 
meiden, kann bei ihnen auf besondere Maßnah- 
men zur Minderung der auf der Kumulativwir- 
kung beruhenden Nachteile verzichtet werden. 
Die Nettoumsatzsteuern machen daher die kom- 
plizierten Vorschriften über die Großhandelsbe- 
günstigungen, über die Be- und Verarbeitungen 
sowie über die Zusatzsteuern entbehrlich. Die 
Entlastung der Ausfuhrwaren vollzieht sich auf 
dem Weg über den Vorumsatz- oder Vorsteuer- 
abzug in Verbindung mit der Steuerbefreiung ^ 
der Ausfuhrlieferungen verfahrensmäßig ein- 
facher als bei der Allphasen-Bruttoumsatz- 
steuer. Diese Vereinfachungen dürfen jedoch 
nicht allzu hoch veranschlagt werden, weil die 
bei der Allphasen-Bruttoumsatzsteuer üblichen i 
Sonderregelungen nur für verhältnismäßig we- | 
nige Steuerpflichtige mit geordneter Buchfüh- ' 
rung in Betracht kommen. Es haben z. B. im 
Jahre 1954 nur etwa 250 000 von 2,9 Millionen 
Steuerpflichtigen Großhandel svergünstigungen 
in Anspruch genommen. Die Zahl der Unter- | 
nehmer mit Anträgen auf Umsatzsteuer-Vergü- | 
tungen bei der Ausfuhr beträgt zur Zeit etwa | 
46 000; unter die Zusatzsteuer-Vorschriften j 
fielen etwa 5000 Steuerpflichtige. Aus diesen 
Zahlenangaben ist zu ersehen, daß für die 
große Masse der Steuerpflichtigen bei der 
Allphasen-Bruttoumsatzsteuer nur der gesetz- 
liche Steuersatz auf die Bruttoeinnahmen anzu- ' 
wenden ist. 

178. Demgegenüber tritt bei allen Formen der Netto- 
umsatzbesteuerung eine Verwaltungserschwer- 
nis dadurch ein, daß die zu entrichtende Steuer 
nicht allein durch die Bruttoeinnahmen, sondern 
auch durch die zum Abzug zugelassenen Vor- 
umsätze oder die auf diese Vorumsätze ent- 
fallenden Umsatzsteuern bestimmt wird. Für 
Steuerpflichtige und Verwaltung bedarf es da- 
her einer Erfassung nicht nur der steuerbaren 
Bruttoeinnahmen, sondern auch der mit Um- 
satzsteuer belasteten Ausgaben, um die Steuer- 
berechnung ordnungsgemäß durchführen oder 
nachprüfen zu können. Diese Arbeiten werden 
noch erschwert, wenn (vgl. dazu den Vorschlag 
des Wissenschaftlichen Beirats beim Bundes- 
ministerium der Finanzen und den Entwurf 
Zierold-Pritsch) nicht alle mit Umsatzsteuer be- i 
lasteten Vorumsätze oder nicht alle Vorumsatz- 
steuern zum Abzug zugelassen werden. In die- 
sem Fall entsteht das Problem der Abgrenzung ' 
zwischen abzugsfähigen und nicht 'abzugs- 
fähigen Vorumsätzen, wie es sich in aller Deut- 
lichkeit auch im Saarland darstellt. 

179. Wenn die Abzugsfähigkeit der Investitionsauf- 
wendungen auf die jährlichen Abschreibungs- 
quoten beschränkt wird, kann man den Abzug 
der Abschreibungsquoten und der darauf ent- i 
fallenden Steuer erst am Ende des Jahres vor- ! 
nehmen, sobald endgültig feststeht, wie viel ab- 
geschrieben wird. Um den Abzug überwachen 
zu können, müßte man sich an die ein- , 


kommensteuerliche Abschreibung anlehnen. 
Jede Änderung der Abschreibung bei der Ein- 
kommensteuer hätte damit auch eine Änderung 
der Umsatzsteuerveranlagung zur Folge. 

180. Dazu treten noch Schwierigkeiten bei der Kal- 
kulation, wie sie sich besonders im Saarland 
ergeben haben (vgl. Nr. 107). 

181. Ein solches Besteuerungsverfahren auch bei der 
großen Masse der Einzelhändler und Hand- 
werker mit niedrigen Umsätzen und nicht aus- 
gebauter Buchführung durchzuführen, dürfte 
nicht leicht sein. Jedenfalls hat in Frankreich, 
wo zur Zeit eine Mehrwertsteuer praktisch 
durchgeführt wird, der Gesetzgeber den Einzel- 
handel gerade deshalb dieser Steuer nicht un- 
terworfen, weil er glaubte, ihm die damit ver- 
bundenen umfangreichen Buchführungsarbeiten 
nicht zumuteii zu können. Äus den gleichen 
Gründen werden in Frankreich auch die soge- 
nannten Kleinsthandwerker von der Mehrwert- 
besteuerung ausgenommen. Die Herausnahme 
einer ganzen Wirtschaftsstufe aus der Mehr- 
wertsteuer (Nettoumsatzsteuer) bedeutet jedoch 
eine entscheidende Durchbrechung des Systems 
mit all den wirtschaftlichen, steuererhebungs- 
technischen und teils auch wettbewerbsmäßigen 
Nachteilen, die bei der Darstellung der saar- 
ländischen Umsatzsteuer geschildert wurden. 
In der Bundesrepublik müssen die Schwierig- 
keiten für kleine und kleinste Unternehmer 
ebenfalls als beträchtlich angesehen werden, 
selbst wenn diese Aufzeichnungen in einfacher 
Form führen (vgl. hierzu Mette a. a. O.). 

182. Der Bundestag hat in seiner Entschließung vom 
13. Dezember 1956 ausdrücklich gefordert, daß 
ein neuer Umsatzsteuertyp die Möglichkeiten 
offenhalten soll, bestimmte Waren und Lei- 
stungen auf bestimmten Wirtschaftsstufen mit 
einem ermäßigten Steuersatz zu belegen oder 
steuerfrei zu lassen. Auch bei einer Mehrwert- 
steuer würden daher voraussichtlich trotz der 
oben (vgl. Nr. 10) dargestellten Bedenken er- 
mäßigte Steuersätze und Steuerbefreiungen in 
Betracht kommen. Infolge des optisch hohen 
Steuersatzes werden bei dieser Steuerform die 
Bestrebungen nach solchen Vergünstigungen 
vermutlich sogar größer sein als bei der All- 
phasen-Bruttoumsatzsteuer. Bereiten derartige 
Differenzierungen schon bei der Allphasen- 
Bruttoumsatzsteuer insofern gewisse technische 
Schwierigkeiten, als die Einnahmen getrennt 
nach den verschiedenen Steuersätzen aufge- 
zeichnet werden müssen, so ist eine solche Auf- 
teilung bei der Nettoumsatzsteuer deshalb viel 
komplizierter, weil sie sich nicht auf die Ein- 
nahmen beschränken läßt, sondern grundsätz- 
lich auch auf die Ausgaben erstrecken muß. 
Insbesondere müßten, wenn man der franzö- 
sischen Regelung folgt, die Vorumsätze oder 
Vorumsatzsteuerbeträge vom Abzug ausge- 
schlossen werden, die in nettoumsatzsteuerfreie 
Umsätze einmünden. Auch die hierbei entste- 
henden Schwierigkeiten werden am Beispiel des 
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Saarlandes besonders deutlich. Nach Mitteilung 
französischer Wirtschaftskreise verzichten klei- 
nere Firmen vielfach auf die Zusammenstellung 
der vielen kleinen Einkaufsrechnungen, da 
diese Arbeit mehr Kosten verursacht, als der 
Abzug dieser Zwergbeträge einbringt. 

183. Eine besondere Mehrarbeit ist auch bei der 
erstmaligen Anwendung neuer Steuerbefreiun- 
gen und Steuerermäßigungen erforderlich. Da 
bei der Nettoumsatzsteuer jede Ware auf jeder 
Wirtschaftsstufe grundsätzlich mit dem vollen 
gesetzlichen Steuersatz, bemessen nach ihrem 
jeweiligen Wert, belastet ist, bedarf es in die- 
sem Falle, wie bei den speziellen Verbrauch- 
steuern, besonderer Steuervergütungen auf den 
Warenbestand. 

184. Der Mehrbelastimg der Wirtschaft entspricht 
eine größere Verwaltimgsarbeit der Steuerbe- 
hörden bei der Durchführung einer Nettoum- 
satzsteuer. Dies gilt nicht nur für die Zeit der 
Umstellung des Systems, sondern für die Dauer. 
Denn ständig müßte man neben der Erfassung 
der Einnahmen zusätzlich prüfen, ob und in 
welchem Umfange Vorumsätze oder Vorum- 
satzsteuern abgezogen werden können. Eine 
verstärkte Prüfungstätigkeit der Verwaltung 
wäre außerdem deshalb erforderlich, weil 
höhere Steuersätze erfahrungsgemäß einen grö- 
ßeren Anreiz zu Steuerhinterziehungen bieten. 

185. Zusammenfassend kann festgestellt werden: 
Die bereits in der Denkschrift des Bundesfinanz- 
ministeriums vom 6. Dezember 1955 geäußerte 
Ansicht, daß die Durchführung einer Mehrwert- 
steuer (Nettoumsatzsteuer), in welcher Form 
sie auch eingeführt würde, sowohl der Wirt- 
schaft als auch der Verwaltung eine erheblich 
größere Arbeitsbelastung bringen und daher bei 
der Verwaltung und bei größeren Betrieben 
Personalvermehrungen unvermeidlich machen 
würde, ist durch die inzwischen im Saarland 
gesammelten Erfahrungen und durch weitere 
Meinungsäußerungen in- und ausländischer 
Wirtschaftskreise bestätigt worden. 

186. Das oben erwähnte einfache Verfahren des Be- 
lastungsausgleichs bei der Ausfuhr wäre bei 
den vorgeschlagenen Nettoumsatzsteuern nicht 
möglich, weil die Endbelastung der einzelnen 
Waren dem nominellen Steuersatz nicht ent- 
spricht. Das ist bei der Nettoumsatzsteuer mit 
Vorumsatzabzug (Vorschlag Schmölders) auf 
die fehlende Nachhol Wirkung (vgl. Nr. 32, 41), 
bei den Vorschlägen Zierold-Pritsch (vgl. Nr. 
140) und Ritschl (vgl. Nr. 141) auf die Nichtbe- 
rücksichtigung der Aufwendungen für Investi- 
tionen und Gemeinkosten beim Vorsteuerabzug 
zurückzuführen. 

187. Bei der französischen Mehrwertsteuer ist vor- 
geschrieben, daß der Betrag der Steuer auf den 
Einkaufsrechnungen neben dem Nettopreis der 
Ware offen ausgewiesen wird, um dem Nach- 
mann den Abzug der Vorsteuer von der von 
ihm zu entrichtenden Steuer zu ermöglichen, j 


Dieser offene Ausweis der Steuer würde erfah- 
rungsgemäß zu größeren Steuerwiderständen 
führen. Schubert („Die Kumulativwirkung der 
deutschen Umsatzsteuer", Finanzwissenschaft- 
liche Forschungsarbeiten Köln, 1951, S. 19) 
weist ferner darauf hin, daß die Grenzen der 
offenen Steuerüberwälzung stets früher erreicht 
sind, als die der verdeckten. „Die Erfahrungen 
in der Praxis zeigen nämlich, daß Preisab- 
schläge besonders dann vorgenommen werden, 
wenn bestimmte Kostenpositionen (Verpak- 
kung, Fracht, Porti und gegebenenfalls Umsatz- 
steuer) gesondert in Rechnung gestellt sind, da- 
gegen nicht, wenn der Preis undifferenziert an- 
gegeben ist." Zierold-Pritsch hat zwar in seinem 
letzten Entwurf nicht mehr den Ausweis des 
Steuerbetruges, sondern lediglich die Angabe 
des Steuersatzes auf den Rechnungen vorge- 
sehen; inwieweit dadurch aber die erwähnten 
Mängel beseitigt werden, ist fraglich. Auf 
jeden Fall erwächst den Unternehmern neue 
Arbeit, da sie bei diesem Vorschlag die abzugs- 
fähigen Vorsteuem selbst ausrechnen müßten. 


IV. Einphasen- und Zweiphasen- 
steuern 

188. Die Erörterung über eine Zweiphasensteuer 
knüpft an die eidgenössische Einzelhandelsvor- 
umsatzsteuer an. Um den Steuersatz möglichst 
niedrig zu halten, wurde eine zusätzliche Be- 
steuerung des Einzelhandels vorgeschlagen. 
Dies würde einen Verzicht gerade auf die 
wesentlichen steuerte chnischen und verwal- 
tungsmäßigen Vorzüge der eidgenössischen 
Steuern bedeuten. Der Schweizer Typ zeich- 
net sich besonders durch ein rationelles 
Erhebungsverfahren aus. Als Grossisten unter- 
liegen nur verhältnismäßig wenige, für eine 
Selbstveranlagung geeignete Unternehmer der 
Steuer. Dieser Vorteil würde bei der Zwei- 
phasensteuer entfallen, da bei ihr Grossisten 
(Hersteller imd Großhändler) und Einzelhändler 
der Steuer unterliegen. Die Zahl der Steuer- 
pfldchtigen wäre zwar kleiner als bei der All- 
phasen-Bruttoumsatzs teuer, da ein Teil der 
Grossisten nur an andere Grossisten und damit 
steuerfrei liefern würde. Die Pflicht zur Abgabe 
von Steuererklärungen würde jedoch alle 
Grossisten treffen, so daß die Zahl der behörd- 
lich zu überwachenden Unternehmer die gleiche 
wäre wie bei der Allphasen-Bruttoumsatz- 
s teuer. 

189. Änderungen bei der Grossisteneigenschaft hät- 
ten eine jedesmalige Änderung des Grossisten- 
registers zur Folge, dessen Einrichtung nach 
schweizerischem Muster notwendig wäre. Die 
Schweiz hat bis jetzt von einer Veröffent- 
lichung ihres Grossistenregisters gerade wegen 
der häufigen Änderungen abgesehen. Es ist 
jedoch fraglich, ob auch in der Bundesrepublik 
auf eine Veröffentlichung verzichtet werden 
könnte. Nach dem eidgenössischen Umsatz- 
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steuerrecht greift die Steuerbefreiung der Lie- 
ferungen zwischen Grossisten nur dann Platz, 
wenn der Abnehmergrossist dem Lieferer- 
grossiisten eine sogenannte Grossistenerklärung 
darüber ausstellt, daß und unter welcher Num- 
mer er im Grossistenregister eingetragen ist. 
Eine ähnliche Vorschrift müßte auch ein Gesetz 
Über eine Einphasen- oder Zweiphasensteuer 
enthalten. Nach eidgenössischem Recht befreit 
der Besitz einer Grossistenerklärung den Liefe- 
rer nicht von der Pflicht zu prüfen, ob bei sei- 
nem Abnehmer die Voraussetzungen für die 
Grossisteneigenschaft gegeben sind. Um dieser 
Pflicht zu genügen, erkundigen sich die Unter- 
nehmer in der Schweiz vielfach fernmündlich 
bei der Eidgenössischen Steuerverwaltung, ob 
iihr Abnehmer als Grossist im Register einge- 
tragen ist. Ein solches Verfahren wäre jedoch 
in der Bundesrepublik schon mit Rücksicht auf 
die größeren räumlichen Entfernungen und die 
größere Anzahl der Unternehmer nicht möglich. 
Das Grossistenregister könnte wahrscheinlich 
nicht wie in der Schweiz zentral geführt wer- 
den, sondern müßte entweder bei den Finanz- 
ämtern oder bei den Oberfinanzdirektionen an- 
gelegt werden. Da die Geschäftsbeziehungen 
sich aber sehr häufig über die Bezirke mehrerer 
Finanzämter und Oberfinanzdirektionen er- 
strecken, müßten die Register veröffentlicht 
werden, um den Unternehmern die Nachprü- 
fung der Grossistenerklärungen zu ermöglichen. 
In Anbetracht der laufend eintretenden Ände- 
rungen würde auf diese Weise für Verwaltung 
und Wirtschaft eine zusätzliche Belastung ein- 
treten. 

190. Falls bei einer Einphasen- oder Zwoiphasen- 
steuer die Umsätze von Investitionen zwischen 
Grossisten der Steuer unterworfen würden, 
würden sich gewisse Schwierigkeiten bei der 
Abgrenzung der steuerpflichtigen von den 
steuerfreien Grossistenlieferungen ergeben. 
Man müßte auch hier die eidgenössische Rege- 
lung übernehmen, nach der die Lieferungen 
zwischen Grossisten nur steuerfrei sind, soweit 
die Gegenstände vom Abnehmer weiterver- 
kauft oder als Werkstoff für die gewerbsmä- 
ßige Herstellung anderer Waren verwendet 
werden. Eine entsprechende Regelung müßte 
für die sonstigen Leistungen an Grossisten ge- 
funden werden, die in der Schweiz nicht der 
Steuer unterliegen. Die Abgrenzung des Werk- 
stoffbegriffs gehört zu den schwierigsten Pro- 
blemen des schweizerischen Umsatzsteuerrechts 


(Herold, Praxis des Umsatzsteuerrechts, Verlag 
für Recht und Gesellschaft, Basel, 1957, Artikel 
18 Anmerkung 1 S. 1). 

191. Bei einer Zweiphasensteuer mit Vorsteuerab- 
zug nach dem Vorschlag des Ifo-Instituts für 
Wirtschaftsforschung (vgl. Nr. 144) käme das 
nicht einfache Verfahren des Vorsteuerabzugs 
gerade für die Unternehmerkreise in Betracht, 
die vielfach nicht über eine. ausgebaute Buch- 
führung verfügen (Einzelhändler und Handwer- 
ker). Der Vorschlag sieht deshalb den Abzug 
eines pauschalen Vorsteuerbetrages für kleine 
Unternehmer vor. 

192. Andererseits würde die Einführung einer Ein- 
phasen- oder Zweiphasensteuer folgende Er- 
leichterungen bringen: Die Großhandelsvergün- 
stigungen mit den Problemen der Be- und Ver- 
arbeitung würden wegfallen. Soweit Ausfuhr- 
lieferungen durch Grossisten getätigt werden, 
könnte auf ein Vergütungsverfahren verzichtet 
werden, da nur eine unbedeutende Vorbela- 
stung (Investitionen) gegeben wäre. 


V. Umsatzsteuern, gestaltet nach 
einer Mischform 

193. Bei der Einführung einer Umsatzsteuer, die 
nach einer Mischform gestaltet ist, besteht die 
Gefahr, daß sich die verwaltungsmäßige Be- 
lastung für Wirtschaft und Behörden ver- 
stärkt. Werden z. B. bei der derzeitigen All- 
phasen-Bruttoumsatzsteuer die Steuersätze ge- 
senkt und wird der Einnahmeausfall durch eine 
Einzelhandelsvorumsatzsteuer nach Schweizer 
Muster gedeckt (Vorschlag Eckhardt), so bleiben 
die Verwaltungsarbeit bei der weiter gelten- 
den Al Iphasen-Bruttoumsatzs teuer und insbe- 
sondere die Schwierigkeiten, die sich aus der 
Differenzierung der Steuersätze und der Aus- 
fuhrvergütungssätze sowie aus der Sonderbe- 
handlung des Großhandels ergeben, bestehen, 
und hinzukommen die neuen Aufgaben, die die 
Einzelhandelsvorumsatzsteuer an Wirtschaft 
und Verwaltung stellt. Ein zu starkes An- 
wachsen dieser Verwaltungsarbeit läßt sich nur 
dadurch vermeiden, daß gleichzeitig mit der 
Verbindung von Besteuerungselementen zweier 
oder mehrerer Umsatzsteuertypen wesentliche 
Vereinfachungen erzielt werden. 
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H. Verfassungsrechtliche Problematik einer grundsätzlichen Umstellung 

der Umsatzsteuer 


194. Durch den Übergang zu einer anderen Be- j 
steuerungsform könnten auch verfassungsrecht- j 
liehe Fragen aufgeworfen werden. Artikel 106 
Abs. 1 Nr. 3 GG weist den Ertrag der Umsatz- 
steuer dem Bunde zu. Nach dem Beschluß des 
Bundesverfassungsgerichts vom 4. Februar 1958 
— 2 BvL 31 und 33/56 (BVerfGE 7, 244) sind 
„für die Unterscheidung der verschiedenen 
Steuerarten nach dem Grundgesetz die maß- 
gebenden Kriterien dem traditionellen deut- 
schen Steuerrecht zu entnehmen; ausdrücklichen 
gesetzlichen Festlegungen kann höchstens in 
gewissen zweifelhaften Fällen Bedeutung zu- 
kommen"'. Diese Auffassung ist auch von der 
Bundeisregierung (in Übereinstimmung mit Bun- 
destag und Bundesrat) bei verschiedenen Ge- 
legenheiten vertreten worden. Vereinzelt wird 
darüber hinausgehend auch die Auffassung 
vertreten, daß „sowohl die Ausprägung der 
einzelnen Steuern in ihrem wesentlichen Cha- 
rakter wie überhaupt in ihrem Bestände durch 
die bisherigen Steuergesetze als auch ihre ge- 
genseitige Relation, da im Grundgesetz in 
Bezug genommen, in die Ebene des Verfas- 
sungsrechts erhoben iist. Beider Abänderung 
würde eine Änderung des Grundgesetzes vor- 
aussetzen; ..." (So Wacke, Das Finanzwesen 
der Bundesrepublik, Tübingen, 1950 S. 64; ähn- 


lich Klein, Probleme des Finanzwesens nach 
dem Bonner Grundgesetz im Steuerberater — 
Jahrbuch 1950, Köln, S. 49, 52). Die Bundes- 
regierung hält, wie sich aus den vorstehenden 
Ausführungen ergibt, mit der wohl herrschen- 
den Meinung diese Auffassung nicht für zu- 
treffend. Doch wird auch nach der von ihr ver- 
tretenen Auffassung immerhin zu prüfen sein, 
ob eine unter volkswirtschaftlichen und fiska- 
lischen Gesichtspunkten für erstrebenswert ge- 
haltene neue Steuerform, die von der „tradi- 
tionellen Form deutschen Steuerrechts" in 
„maßgebenden Kriterien" ab weicht, noch als 
„Umsatzsteuer" im Sinne von Artikel 106 Abs. 1 
Nr. 3 und Artikel 108 Abs. 1 Satz 1 GG angesehen 
werden kann. Sollte man im Binzelfall zu einer 
Verneinung dieser Frage kommen müssen, da 
die „maßgebenden Kriterien" eine andere Be- 
urteilung schlechterdings nicht zulassen, so 
würde der Steuerertrag u. U. — als Ertrag einer 
sonstigen Verkehrsteuer — nach Artikel 106 
Abs. 2 Nr. 4 GG nicht mehr dem Bund, sondern 
vielmehr den Ländern zufließen, soweit nicht 
diese Rechtsfolge durch eine ausdrückliche Ver- 
fassungsänderung vermieden werden könnte. 
Dieser Fragenkreis würde insbesondere bei der 
Sollertragsteuer nach Vorschlag Becker zu be- 
handeln sein. 


I. Umsatzsteuerreform und Gemeinsamer Markt 


195. Bei den Überlegungen, ob und in welcher Weise 
die Umsatzbesteuerung geändert werden soll, 
darf die Schaffung des Gemeinsamen Marktes 
nicht außer acht gelassen werden. In den ein- 
zelnen Mitgliedstaaten der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft weisen die Anteile der ein- 
zelnen Steuerarten an dem Gesamtsteuerauf- 
kommen und die angewandten Umsatzsteuer- 
typen (vgl. Nr. 8, 62 ff.) erhebliche Unterschiede 
auf. 

196. Die steuerlichen Bestimmungen der Artikel 95 
bis 98 des Vertrags zur Gründung der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft gehen davon 
aus, daß das zur Zeit für die Umsatzsteuer und 
für die speziellen Verbrauchsteuern übliche 
Verfahren des Steuerausgleichs beim grenz- 
überschreitenden Verkehr (Prinzip des Bestim- 
mungslandes) auch beim Warenverkehr zwi- 
schen den Mitgliedstaaten zunächst weiter an- 
gewandt werden soll. Die Folge würde die Not- 
wendigkeit einer Aufrechterhaltung der Steuer- 
grenzen innerhalb des Gemeinsamen Marktes i 


sein. Im Vertrag werden folgende Grundsätze 
für die Durchführung dieses Ausgleichs aufge- 
stellt: 

197. Nach Artikel 95 dürfen die Mitgliedstaaten auf 
Waren, die aus anderen Mitgliedstaaten einge- 
führt werden, weder unmittelbar noch mittelbar 
höhere inländische Abgaben erheben als bei 
gleichartigen inländischen Waren. Nach Arti- 
kel 96 darf die Rückvergütung bei der Ausfuhr 
von Waren in das Hoheitsgebiet eines Mit- 
gliedstaates nicht höher sein als die tatsächliche 
Vorbelastung der Ausfuhrwaren. Artikel 97 ge- 
stattet den Mitgliedstaaten mit kumulativer 
Mehrphasenumsatzsteuer, bei den Rückvergü- 
tungen und den Ausgleichsteuern Durchschnitt- 
Sätze für Waren oder Gruppen von Waren 
unter Beachtung der in den Artikeln 95 und 96 
aufgestellten Grundsätze festzulegen. Arti- 
kel 98 bestimmt schließlich, daß Maßnahmen 
auch zum Ausgleich unterschiedlicher Belastun- 
gen durch direkte Steuern zulässig sind, jedoch 
nur, soweit der Rat sie vorher mit qualifizierter 
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Mehrheit auf Vorschlag der Kommission für 
eine begrenzte Frist genehmigt hat. 

198. Artikel 99 des genannten Vertrages enthält ein 
Programm für die Zukunft. Nach dieser Bestim- 
mung prüft die Kommission, wie die Rechtsvor- 
schriften der einzelnen Mitgliedstaaten über 
die Umsatzsteuer, die Verbrauchsabgaben und 
sonstige indirekte Steuern, einschließlich der j 
Ausgleichsmaßnahmen für den Handelsverkehr j 
zwischen den Mitgliedstaaten, im Interesse des i 
Gemeinsamen Marktes harmonisiert werden 
können. Die Kommission soll dem Rat entspre- 
chende Vorschläge unterbreiten, über die der 
Rat einstimmig entscheidet. Die steuerpolitische i 
Konzeption des ^^ertrages ist also, was die Um- | 


satzsteuer betrifft, auf eine Harmonisierung der 
Besteuerung in den Teilnehmerstaaten gerich- 
tet, durch die vor allem auch die Beibehaltung 
der Steuergrenzen unnötig werden könnte. 

199. Aus dieser Ziesetzung ergibt sich für die Bun- 
desrepublik Deutschland die Notwendigkeit, 
sich in die — jetzt noch nicht übersehbaren — 
Entwicklungen in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft einzupassen. Diese Auffassung 
wird auch in „Probleme der Umsatzsteuer- 
reform“, ein Diskussionsbeitrag, Heft 51 der 
Schriftenreihe des Instituts Finanzen und Steu- 
ern S. 36, sowie in „Europäische Wirtschaftsge- 
meinschaft und Steuerpolitik“, Heft 52 der ge- 
nannten Schriftenreihe S. 62, vertreten. 


K. Ergebnis 


I. Grundsatzforderungen an eine 
Umsatzsteuer 

200. Die bisherigen Untersuchungen haben ergeben, 
daß an eine methodisch und wirtschaftspolitisch 
voll befriedigende Umsatzsteuer die im folgen- 
den aufgeführten Forderungen zu stellen sind. 
Es ist jedoch nicht möglich, allen diesen Forde- 
rungen gleichzeitig und in gleichem Umfange 
gerecht zu werden. Die restlose Erfüllung einer 
der Forderungen schließt nämlich u. U. zwangs- 
läufig die volle Erfüllbarkeit einer anderen aus. 
Es kommt deshalb darauf an, die Umsatzsteuer 
so auszugestalten, daß diese Forderungen, die 
gegeneinander abzuwägen sind, in möglichst 
weitgehendem Ausmaße erfüllt werden. 

1. Die Umsatzsteuer soll die Wettbewerbs- 
fähigkeit der Unternehmungen möglichst 
wenig beeinflussen. Das heißt: Sie soll die 
Preise konkurrierender Erzeugnisse gleich- 
mäßig belasten, ihre Preisrelationen nicht 
verzerren, Konzentrationen nicht begünsti- 
gen und Marktvorteile auf Grund gestufter 
Steuersätze ausschließen. 

2. Die Umsatzsteuer soll möglichst leicht über- 
wälzbar sein. Sie soll daher zumindest ge- 
nau kalkulierbar sein. Sie soll so konstruiert 
sein, daß der Steuerwiderstand sich mög- > 
liehst wenig auswirken kann. 

3. Die Ertragsfähigkeit der Umsatzsteuer und 
die Stetigkeit des Aufkommens sollen ge- 
sichert bleiben; die Erhebung der Steuer soll 
reibungslos funktionieren und für Wirtschaft 
und Verwaltung möglichst wenig Kosten 
verursachen. 

Es ist keine Grundsatzforderung, die Bezüge 
von Investitionsgütern von der Umsatzbesteue- 
rung zu befreien, um Kumulativwirkungen zu 
vermeiden. Die nachteiligen Kumulativwirkun- 
gen, die sich aus der Umsatzbesteuerung der 
Investitionsgüterbezüge ergeben, müssen ge- i 
genüber den nachteiligen fiskalischen und kon- 1 


junkturpolitischen Wirkungen abgewogen wer- 
den, die bei einer Umsatzsteuerbefreiung ein- 
treten. 

Die Umsatzsteuer eignet sich wenig zu einer 
antizyklischen Steuerpolitik. Sie sollte aber so 
ausgestaltet sein, daß sie den Konjunktur- 
zyklus nicht ihrerseits verschärft. Dabei ist zu 
beachten, daß durch eine breitgestreute Einbe- 
ziehung aller Glieder der Umsatzkette in die 
Umsatzbesteuerung konjunkturell bedingte 
Aufkommensschwankungen gedämpft werden, 
eine Verlagerung der Umsatzsteuerzahllast in 
die Handelsphasen zwar die Stetigkeit des Auf- 
kommens erhöht, jedoch weniger konjunktur- 
gerecht wirkt. 

Mit Rücksicht auf die Vorschriften des Vertra- 
ges zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft ist es wünschenswert, daß 
ein möglichst einwandfreier Ausgleich der Um- 
satzsteuerbelastungen beim grenzüberschreiten- 
den Warenverkehr gesichert wird. 

201. Wenn man die verschiedenen Umsatzsteuer- 
formen an den vorstehend aufgeführten Grund- 
satzforderungen mißt, so zeigt sich, daß die be- 
stehende Allphasen-Bruttoumsatzsteuer ebenso 
wie alle anderen zur Diskussion stehenden Be- 
steuerungsformen Vorzüge und Nachteile auf- 
weist. Bei einer Reihe der Vorschläge überwie- 
gen die Bedenken so stark, daß sie von vorn- 
herein aus der Betrachtung ausscheiden sollten. 
Die vertiefende Erörterung wird sich nach dem 
Ergebnis der Überprüfung vor allem auf fol- 
gende Vorschläge beschränken können: 

Entweder Übergang zu einer anderen Besteue- 
rungsform, und zwar 

zu einer Nettoumsatzsteuer mit Vorsteuer- 
abzug, 

zu einer Einzelhandelsvorumsatzsteuer oder 


51 



Drucksache 730 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


zu einer Mischform, z. B. Verbindung der 
bestehenden Umsatzsteuer mit herab- 
gesetzten Sätzen mit einer Einzelhandels- 
vorumsatzsteuer; 

oder 

Änderungen im Rahmen der Allphasen-Brutto- 
umsatzsteuer in der Form eines Phasenaus- 
gleidis zur Vermeidung der konzentrations- 
fördernden Wirkung im Bereich der Verteilung 
und in hierfür besonders anfälligen Produk- 
tionsbereichen. 

II. Übergang zu einer anderen 
Besteuerungsform 

1. Allgemeines 

202. Jede grundlegende Umstellung der Umsatz- 
steuer hat tiefgreifende Belastungsverschiebun- 
gen zur Folge und löst demgemäß starke Ver- 
änderungen im Preisgefüge, u. U. auch im Preis- 
niveau aus, zumal, wenn die Umstellung in eine 
Situation des Verkäufermarktes fällt. Auf die 
Schwierigkeiten einer zuverlässigen Voraus- 
sage des Steueraufkommens, die sich beim 
Wechsel der Umsatzsteuerform und des Um- 
satzsteuersatzes einstellen, sei nur am Rande 
hingewiesen. Außerdem ergeben sich zumindest 
im Übergang Schwierigkeiten für die technische 
Handhabung der neuen Steuern in Wirtschaft 
(Buchhaltung und Kalkulation) und Verwaltung 
(Steuererhebung und Kontrolle). 

203. Auf die in Nr. 194 gekennzeichnete verfas- | 
sungsrechtliche Problematik wird hingewiesen. 

204. Da die in Betracht kommenden Umsatzsteuer- 

formen bisher im Inland noch nicht praktisch 
erprobt worden sind, werden die einschlägigen 
Untersuchungen, die der Bundesverband der 
Deutschen Industrie durchführt (vgl. Nr. 153), 
wertvolle Erkenntnisse vermitteln, die bei der 
Entscheidung über eine Umsatzsteuerreform 
von wesentlichem Wert sein können. i 


2. Übergang zu einer Nettoumsatzsteuer 
mit Vorsteuerabzug 

205. Aus den oben (vgl. Nr. 41) dargestellten Grün- 
den ist einer Nettoumsatzsteuer mit Vorsteuer- 
abzug vor einer solchen mit Vorumsatzabzug 
der Vorzug zu geben (so auch J. F. Due, Sales 
Taxation, London 1957 S. 67). Die Nettoumsatz- 
steuer muß — anders als die Mehrwertsteuer 
in Frankreich und im Saarland — folgerichtig 
bis zur Einzelhandelsstufe einschließlich durch- 
geführt sein und auch die Dienstleistungen er- 
fassen. Nur wenn diese Voraussetzungen er- 
füllt sind, können die Vorteile einer Nettoum- 
satzsteuer mit Vorsteuerabzug voll zur Wir- 
kung kommen. 


j 206. Die Vorteile dieser Besteuerungsform sind 
darin zu erblicken, daß sie nach ihrer Kon- 
struktion, wenn die auf den Investitionen 
lastende Umsatzsteuer zum Vorsteuerabzug zu- 
gelassen wird, die Kumulation grundsätzlich 
vermeidet, keine konzentrationsfördemden 
Tendenzen entstehen läßt und daß sie einen 
einwandfreien Belastungsausgleich bei der Ein- 
fuhr und Ausfuhr gewährleistet. 

207. Ein besonderes Problem stellt der Abzug der 
Aufwendungen für Investitionen dar. Die Nach- 
teile eines vollen Abzuges der Steuer auf die 
Investitionsaufwendungen im Zeitpunkt der 
Anschaffung (vgl. Nr. 19) können durch die Zu- 
lassung des Abzugs entsprechend den Abschrei- 
bungen vermieden werden. Eine solche Hand- 
habung kompliziert jedoch die Buchführung und 
die Kalkulation ganz erheblich. Schließt man 
die Investitionsaufwendungen vom Vorsteuer- 
abzug aus, so ergeben sich zwangsläufig Kumu- 
lativwirkungen, die auch den Belastungsaus- 
gleich an der Grenze erschweren. 

208. Als Nachteile dieser Besteuerungsform sind an- 
zuführen: Eine Verminderung der konjunkturel- 
len Neutralität und im Zusammenhang mit der 
Behandlung der Investitionen eine erhöhte 
Unsicherheit des Aufkommens, in Zeiten stei- 
gender Konjunktur als Folge vermehrter In- 
vestitionstätigkeit, in Zeiten einer rückläufigen 
Entwicklung als Folge steigender Umsatzsteuer- 
verpflichtungen bei sinkenden Umsätzen und 
verminderten Abzugsmöglichkeiten. Bei dem 
Umbau einer Allphasen-Bruttoumsatzsteuer in 
eine Nettoumsatzsteuer ist die Gefahr preis- 
steigernder Wirkungen erheblich, weil die 
ersten Glieder in der Produktions- und Vertei- 
lungskette, die Produktionsphasen, wegen ihrer 
hohen Wertschöpfung höher besteuert werden 
als bisher. Dadurch entstehen höhere Kapital- 
bereitstellungskosten für diese Phasen und 
u. U. kalkulatorische Nebenwirkungen. Weitere 
Nachteile sind bei einer Nettoumsatzsteuer mit 
Vorsteuerabzug: Die offene Überwälzung der 
Steuer insoweit, als sie den Steuerwiderstand 
verstärkt, und die vermehrten technischen Auf- 
gaben für Wirtschaft und Finanzverwaltung. 
Andererseits ist zu befürchten, daß sich gerade 
aus der Erstreckung der Nettoumsatzsteuer auf 
den Einzelhandel große Verwaltungsschwierig- 
keiten ergeben. In Frankreich ist deshalb der 
Einzelhandel nicht in diese Besteuerungsform 
einbezogen worden. Es wird geltend gemacht, 
daß auch in der Bundesrepublik — obgleich 
hier die Verhältnisse hinsichtlich der Durch- 
führung steuerlicher Aufzeichnungen günstiger 
liegen dürften — die vielen kleinen Einzel- 
händler nicht in der Lage sein würden, die 
vermehrten Buchführungspflichten, die diese 
Besteuerungsform mit sich bringen würde, zu 
erfüllen. Da die Besteuerungselemente bei der 
Nettoumsatzsteuer differenzierter sind als bei 
der Allphasen-Bruttoumsatzsteuer, würde sich 
die Verwaltung der Nettoumsatzsteuer für den 
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Bund aller Voraussicht nach erheblich aufwen- 
diger gestalten als die der jetzigen Allphasen- 
Bruttoumsatzsteuer. 


3. Übergang zu einer Einzelhandels- 
Vorumsatzsteuer 

209. Die Einzelhandels-Vorumsatzsteuer hat folgende 
Vorteile: Sie vermeidet — wenn man von der 
kiunulativen Wirkung absieht, die durch eine 
Besteuerung der Investitionen ausgelöst würde 
— die Kumulation. Sie ist insoweit konzentra- 
tions- und wettbewerbsneutral und ermöglicht 
insoweit einen leichten Ausgleich bei der Ein- 
fuhr und Ausfuhr. Bei dieser Besteuerungsform 
ist die große Masse der Steuerpflichtigen 
(Grossisten) ohne Schwierigkeit in der Lage, 
ihre buchhalterischen Verpflichtungen zu erfül- 
len und den Nachweis zu erbringen, an welchen 
Abnehmerkreis sie geliefert haben. 

210. Als Nachteile kommen in Betracht: Der Steuer- 
satz muß, um Einnahmen in der bisherigen Höhe 
zu erzielen, hoch festgesetzt werden, da der 
Einzelhandel und große Teile der Produktion 
unbesteuert bleiben. Er müßte noch weiter er- 
höht werden, wenn die Investitionsgüter von 
der Besteuerung ausgenommen würden. Je 
höher aber der Steuersatz, um so größer ist die 
Gefahr, daß der Steuerpflichtige die Steuer nicht 
oder nicht voll überwälzen kann. Das Risiko 
des Steuergläubigers wäre größer als bei der 
derzeitigen Umsatzsteuer. Insbesondere aber 
führt die Freistellung des Einzelhandels und 
großer Teile der Produktion von der Umsatz- 
steuer zu starken Verschiebungen der Umsatz- 
steuerbelastung und demgemäß zu weiteren 
Veränderungen im Preisgefüge sowie wahr- 
scheinlich auch im Preisniveau. Bei Lieferungen 
eines Grossisten unmittelbar an den Verbrau- 
cher ist es schwierig, die Steuerschuld wettbe- 
werbsneutral festzusetzen (vgl. Nr. 48). Außer- 
dem ergeben sich zusätzliche Verwaltungsbela- 
stungen (Registrierungspflicht, Zahlungspflicht 
bei Änderungen im Status des Unternehmens 
usw.). 


4. Übergang zu einer nach einer Mischform 
gestalteten Steuer 

211. Es ist der Vorschlag gemacht worden, die Män- 
gel der geltenden Umsatzsteuer durch Herab- 
setzung der Steuersätze abzuschwächen und den 
entstehenden Einnahmeausfall durch Einfüh- 
rung einer Einzelhandels-Vorumsatzsteuer zu 
decken (Vorschlag Eckhardt). Eine solche Lösung 
würde das Risiko des Steuergläubigers, das bei 
jeder grundsätzlichen Umstellung der Besteue- 
rungsform eintritt, vermindern, aber die ver- 
waltimgsmäßige Belastung für Wirtschaft und 
Finanzverwaltung erhöhen. Die zusätzliche Ver- 
waltungsbelastung würde sich nur dann in er- 
träglichen Grenzen halten, wenn es gleichzeitig 


mit der Herabsetzung der Steuersätze gelingen 
würde, die Schwierigkeiten der weitergeltenden 
Allphasen-Bruttoumsatzsteuer zu beseitigen, die 
sich z. B. aus der Differenzierung der Steuer- 
sätze und der Ausfuhrvergütungssätze sowie 
aus der Sonderbehandlung des Großhandels er- 
geben. Auch bei dieser Lösung treten erheb- 
liche Veränderungen im Wirtschaftsablauf und 
demgemäß im Preisgefüge ein. Es ist fraglich, 
ob es bei der Zusammenfassung zweier wesens- 
verschiedener Umsatzsteuerformen gelingen 
kann, die Vorteile beider Steuerarten (Einfach- 
heit und Unmerklichkeit einerseits, Wettbe- 
werbsneutralität andererseits) zur Wirkung zu 
bringen und die Nachteile beider Steuerarten 
(mangelnde Wettbewerbsneutralität einerseits, 
einseitige Belastung einer Stufe und Verwal- 
tungserschwerungen andererseits) auszuschal- 
ten. 

in. Änderungen im Rahmen der 
derzeitigen Umsatzsteuer 

212. Die positiven Eigenschaften der derzeitigen 
Umsatzsteuer sind ihre Breitenwirkung, ihre 
relative Unmerklichkeit und ihre Unvermeid- 
barkeit. Sie zeichnet sich durch ein gleichmäßi- 
ges Fließen und eine relative Krisenfestigkeit 
aus. Ihre Durchführung ist für Steuerpflichtige 
und Verwaltung einfach. Die Kosten ihrer Erhe- 
bung sind demgemäß niedrig. 

213. Die Mängel der derzeitigen Umsatzsteuer, die 
aus der Steuerkumulation folgen und seit der 
Erhöhung des allgemeinen Steuersatzes auf 
4 V. H. besonders stark hervortreten, sind 
ihre konzentrationsfördernde Wirkung, ihre 
mangelnde Wettbewerbsneutralität und die 
Schwierigkeit, einen genauen Umsatzsteuer- 
ausgleich beim grenzüberschreitenden Waren- 
verkehr durchzuführen. 

214. Eine konzentrationsfördernde Wirkung besteht 
insofern, als die Zusammenfassung mehrerer 
Produktionsstufen oder von Produktions- und 
Großhandelsstufen in einem Unternehmen zur 
Einsparung von Umsatzsteuer führt. Wenn man 
an der Allphasen-Bruttoumsatzsteuer festhält, 
wird man nicht umhin können, Maßnahmen zu 
ergreifen, die diese Nachteile entscheidend mil- 
dern. Beispielsweise ist daran zu denken, im 
Bereich der Produktion — ähnlich wie in den 
Niederlanden, deren Umsatzsteuerrecht be- 
stimmte Integrationsabgaben kennt — die kon- 
zentrationsfördernde Wirkung dadurch abzu- 
schwächen, daß in den in Betracht kommenden 
Wirtschaftszweigen die Unternehmer, die meh- 
rere Herstellungsstufen in sich vereinigen, den 
Selbstverbrauch, d. h. die Verwendung selbst- 
gewonnener oder hergestellter Gegenstände zur 
Herstellung bestimmter anderer Gegenstände, 
versteuern müssen. Durch diese oder ähnliche 
Maßnahmen (Phasenausgleich) würde den vor- 
genannten mehrstufigen Unternehmen der um- 
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satzsteuerliche Vorteil der Konzentration ge- 
nommen und eine Gleichstellung mit ihren ein- i 
stufigen Wettbewerbern herbeigeführt werden. 
Bei der Verbindung von fabrikationsmäßiger 
Herstellung von Waren mit Einzelhandel könnte 
ebenfalls ein Phasenausgleich vorgenommen 
werden. Gleichzeitig müßten auch bestehende 
Vergünstigungen unter dem Gesichtspunkt der ' 
Wettbewerbsneutralität überprüft werden. 

215. Es wird behauptet, daß die Notwendigkeit, über | 
den Großhandel zu beziehen, für viele Einzel- ' 
händler eine Benachteiligung bedeute, die durch 
die Umsatzbesteuerung des Großhandels fühl- 
bar vermehrt werde. Es kann dahingestellt j 
bleiben, welche Bedeutung der Bezug über den 
Großhandel mit seinem reichhaltigen Sortiment, 
seiner schnellen Liefermöglichkeit und seiner 
Kreditgewährung für den Einzelhandel tatsäch- 
lich hat. Wenn man diese Meinungsverschieden- 
heiten aus der Diskussion ausräumen wollte, 
so könnte man auch hier durch einen entspre- 
chenden Phasenausgleich sicherstellen, daß beim 
Bezug vom Großhandel und vom Fabrikanten 
die gleiche Umsatzsteuerbelastung erfolgt. 

216. Die Frage des einwandfreien Ausgleichs der 
umsatzsteuerlichen Belastung bei der Einfuhr 
und Ausfuhr bedarf um so mehr einer Lösung, 
als auch in dem Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ein Aus- 
gleich vorgesehen ist. Dieser Vertrag (Artikel 
97) trägt dabei dem System der Allphasen- 
Bruttoumsatzsteuer ausdrücklich in der Weise i 
Rechnung, daß er Durchschnittssätze zuläßt. Bis- 
her ist es im Außenhandel wegen der Frage der 
Entlastung der Ausfuhrgüter von der Umsatz- | 
Steuer nicht zu entscheidenden Schwierigkeiten 
gekommen. 

IV. Verhältnis zu den Mitgliedern 
der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 

217. Die Frage der Umsatzsteuerreform ist nicht nur | 
innerstaatlich von größter Bedeutung, sondern 
greift auch in die Planungen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft ein. Die Kommission 
hat nach Artikel 99 des Vertrages zur Grün- 
dung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
zu prüfen, wie die Rechtsvorschriften über die 
Umsatzsteuer im Interesse des Gemeinsamen ' 
Marktes harmonisiert werden können. Welcher , 
Weg zur Lösung dieser Frage beschritten wer- 


den wird, ist noch nicht zu übersehen. Von den 
Mitgliedstaaten besteuert nur Frankreich die 
Umsätze nach einem Mehrwertsteuertyp (mit 
Vorsteuerabzug), während in den anderen fünf 
Staaten Allphasen-(Mehrphasen-)Bruttoum- 
satzsteuern bestehen. 

218. Die in der Bundesrepublik Deutschland anzu- 
strebende Reform der Umsatzsteuer sollte et- 
waige Entwicklungstendenzen im Gemeinsamen 
Markt berücksichtigen. 


V. Einordnung der Umsatzsteuer 
in das Steuersystem 

219. Nach den obigen Darlegungen (vgl. Nr. 200) ist 
es nicht möglich, alle Forderungen, die an eine 
Umsatzsteuer zu stellen sind, zu verwirklichen. 
Diese entmutigende Feststellung verliert viel 
von ihrem Gewicht, wenn man erkennt, daß bei 
den Überlegungen zur Reformierung einer 
Steuer der Blick nicht allein auf diese Steuer 
gerichtet werden darf, sondern daß das Steuer- 
system als Ganzes im Auge behalten werden 
muß. Mängel einer Steuerart wird man leichter 
in Kauf nehmen können, wenn sie durch ent- 
gegengesetzte Wirkungen einer anderen Steuer- 
art entscheidend gemildert oder — im günstig- 
sten Falle - — sogar völlig ausgeglichen werden. 
In jedem modernen Staat besteht eine Vielzahl 
unterschiedlich wirkender Steuern, die so auf- 
einander abgestimmt werden sollten, daß unter 
Sicherung des erforderlichen Steueraufkommens 
ein Höchstmaß an Steuergerechtigkeit und gün- 
stiger ökonomischer Wirkungen gewährleistet 
wird. 

220. Von entscheidender Bedeutung für die Beurtei- 
lung der gesuchten Umsatzsteuer ist demnach 
ihre Wirkung im Rahmen des gesamten Steuer- 
systems. In Deutschland findet die allgemeine 
Umsatzsteuer ihre Ergänzung einmal durch an- 
dere indirekte Steuern und zum anderen durch 
die Steuern vom Einkommen, Ertrag und Ver- 
mögen. Das Gewicht dieser Steuern im Verhält- 
nis zueinander erscheint einigermaßen ausge- 
wogen. Es ist zur Zeit nicht beabsichtigt, das 
deutsche Steuersystem insbesondere hinsicht- 
lich des Verhältnisses der direkten und indirek- 
ten Steuern zueinander grundlegend zu verän- 
dern. Die Umsatzsteuerreform soll vielmehr die 
Wirkungen der allgemeinen Umsatzsteuer im 
Rahmen des bestehenden Steuersystems ver- 
bessern. 
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L. Statistischer Anhang 
zur 

Denkschrift über die Möglichkeiten einer Verbesserung 
der Umsatzbesteuerung 


U b e r IS i c h t 1 

SteaierpfJjichtige, GesamtUiinsatz und Umsatzsteuer nach WirtschaftS' 
bereichen (in den Jahren 1954 und 1957 

U b e ir s i c h t 2 

Steuerpflichtige und Umsätze nach Umsatzgrößenklassen in den 
Jahren 1954 und 1956 

Übersicht 3 

Umsätze und Umsatzsteuer nach Besteuerungsarten und Steuersätzen 
sowile nach Rechtsformen der Unternehmen im Jahre 1954 

Übersicht 4 

Steuerpflichtige Umsätze im Jahre 1954 in den Wirtschaftsbereichen 
nach der Höhe der Steuersätze 

Übersicht 5 

Steuerfreiie Umsätze im Jahre 1954 in den Wirtschaftsbereichen nach 
Umsatzarten 

Übersicht 6 

Umsätze nach Wirtsdiaftszweigen in ihrer Gliederung nadi steuer- 
pflichtigen und steuerfreien Umsätzen; Umsatzsteuer und durch- 
schnittlicher Umsatzsteuersatz im Jahre 1954 

Übersicht 7 

Entstehung des Inlandprodukts dm Jahre 1954 nac±i Wirtschaftsberei- 
chen in jeweiMgen Preisen 

Übersicht 8 

Wertschöpfungsquoten nach Wirtschaftszweigen (-klassen) — abge- 
leitet aus dem Gesamtproduktionswert für das Jahr 1950 — 

Übersicht 9 

Bruttoanlage-Investitionen im Jahre 1954 in jeweiligen Preisen 
Übersicht 10 

Ableitung des Umsatzsteueraufkommens im Jahre 1954 als Grimd- 
lage für die Berechnung der Steuersätze bei verschiedenen Umsatz- 
steuerformen 

U b e r s i c h t 1 1 

Ermiittlung des umsatzsteuerpfMchtigen Nettoumsatzes (Mehrwertes) 
für das Jahr 1954 

Übersicht 12 

Ermittlung der Besteuerungsgrundlage für eine Einzelhandelsumsatz- 
steuer 

Übersicht 13 

Ermittlung der Besteuerungsgrundlage für eine Einzelhandels vorum- 
satzsteuer 

Übersicht 14 

Kalkulationsschema für sechs Wirtsdiaftsstufen als Berechnungs- 
grundlage der Umsatzsteuerbelastung bei verschiedenen Umsatz- 
steuerformen. 


55 



Drucksache 730 Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 

übersieh tl 

Umsatzsteuerpfliciitiger Gesamtumsatz und Umsatzsteuer nadi Wirtschaf tsbereidien in den Jahren 1954 

und 1957 1) 


Wirtschaftsbereich 

Zahl der 
Steuerpflichtigen 
in 1000 

Gesamtumsatz 
Milliarden DM 

Umsatzsteuer 





1954 1 

1957 *) 


1954 

1957 *) 

1954 

1957*) 

Millionen 

DM 

in V. H, 

/. Spalte 4 

Millionen 

DM 

in V. H. 
V. Spalte 5 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

Land- und Forstwirtsdiaft, 

Fischerei 

1 

822 

14 

13,2 

2.4 

188 

1.4 

39 

1.6 

Industrie 

82 

81 

' 162,2 

234,1 

4 805 j 

S.0 

6 644 

2.8 

Handwerk und sonstiges 
Herstellungsgewerbe . . 

702 

455 

38,5 

47,6 

1353 

3,5 

1622 

3,4 

Großhandel ....... 

142 

130 

98,7 

138,2 

710 

0,7 

999 

0.7 

Einzelhandel 

513 1 

408 

46,1 

62,9 

1 635 

3,5 

2138 

3.4 

Sonstige Wirtschafts- 
bereidie 

688 

476 

39,4 

56,9 

798 

2.0 

1035 

1.8 

insgesamt 

2 950 

1 564 

i 

308,1 

542,0 

9 488 

2.4 

12 478 

2.3 


nach den Ergebnissen der Umsatzsteuerstatistik — Bundesgebiet ohne Berlin und Saarland 

*) ohne Landwirtschaft (nach dem Achten Gesetz zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes vom 26. November 1956 
ab 1. April 1956 steuerfrei) und ohne die rd. 620 000 Steuerpflichtigen mit einem Jahresumsatz bis zu 8 000 DM 
(gemäß § 7a UStG; vgl. Siebentes Gesetz zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes vom 5. Oktober 1956) 
Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen, 
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Steuerpflichtige und Umsätze nadi Umsatzgrößenklassen in den Jahren 1954 und 1956 




i 

1954 


Umsatzgrößenklasse 

Steuerpflichtige 

Umsatz 



in 1 000 

in V. H. 

Mrd. DM 

in V. H. 

bis unter 

20 000 DM 

1 800,8 2) 

61,0 2) 

15,3 2) 

3,8 2) 

20 000 bis unter 

50 000 DM 

488,9 

16,6 

15,9 

4,0 

50 000 bis unter 

100 000 DM 

298,3 

10,1 

21,1 

5,3 

100 000 bis unter 

250 000 DM 

213,5 

7,2 

32,5 

8,2 

250 000 bis unter 

500 000 DM 

70,4 

2,4 

24,4 

6,1 

500 000 bis unter 

1 000 000 DM 

37,4 

1,3 

26,1 

6,6 

1 000 000 DM und 

mehr 

40,8 

1,4 

262,7 

66,0 


insgesamt .... j 

2 950,1 

100 

398,1 

100 


Umsatzgrößenklasse 

1956 

Steuerpflichtige 

Umsatz 

in 1 000 

in V. H. 

Mrd. DM 

in V. H. 

bis unter 

20 000 DM 

991,8 <) 

45,2 «) 

7,0 *) 

1,4 ‘) 

20 000 bis unter 

50 000 DM 

443,8 

20,4 

14,6 

2,9 

50 000 bis unter 

100 000 DM 

314,0 

14,5 

22,4 

4,5 

100 000 bis unter 

250 000 DM 

250,3 

11,5 

38,5 

7,7 

250 000 bis unter 

500 000 DM 

85,5 

3,9 

29,7 

5,9 

500 000 bis unter 

1 OOOOOO DM 

45,0 

2,1 

31,4 

6,2 

1 000 000 DM und 

mehr 

51,9 

2,4 

359,6 

71,5 


insgesamt ... . 

2 172,4 

100 

503,2 [ 

100 





1956 


Umsatzgrößenklasse 

Steuerpflichtige 

Umsatz 



in lOOO 

in V, H. 

Mrd. DM 

in V. H. 

bis unter 

20 000 DM 

364,4 

23,4 

4,9 

1,0 

20 000 bis unter 

50 000 DM 

443,8 

28,5 

14,6 

2,9 

50 000 bis unter 

100 OOO DM 

314,0 

20,2 

22,4 

4,5 

100 000 bis unter 

250 000 DM 

250,3 

16,1 

38,5 

7,7 

250 000 bis unter 

500 000 DM 

85,5 

5,5 

29,7 

5,9 

500 000 bis unter 

1 OOO OOO DM 

45,0 

2,9 

31,4 

6,3 

1 000 000 DM und mehr 

51,9 

3,3 

359,6 

71,8 


insgesamt .... 

1 555,0 

100 

501,1 

100 


Bundesgebiet ohne Berlin und Saarland — Für 1957 liegen entsprechende Zahlen noch nicht vor 
Einsdiließlidi 565 000 nach Durchschnittssätzen besteuerte Landwirte mit einem Umsatz von rd. 6,9 Milliarden DM 
3) ohne die landwirtschaftlichen Betriebe, die ab 1. April 1956 nach dem Achten Gesetz zur Änderung des Umsatz- 
steuergesetzes vom 26. November 1956 umsatzsteuerfrei sind, jedoch einschließlich der nach § 7 a UStG ab 
1. Oktober 1956 von der Steuer befreiten Unternehmen mit einem Jahresumsatz bis zu 8 000 DM 
ohne landwirtschaftliche Betriebe und ohne Unternehmen mit einem Jahresumsatz bis zu 8 000 DM 
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Umsätze und Umsatzsteuer nach Besteuerungsarten und Steuersätzen sowie nach Rechtsformen der 

Unternehmen im Jahre 1954 



Steuer- 

Gesamt- 

Umsatz- 

Gegenstand der Nachweisung 

pflichtige 

Umsatz 

Steuer 


oder Fälle 






Millionen DM 

1 

2 : 

3 

4 

I. Umsatzsteuer 

1 

1 



Gesamtbetrag vor Abzug der abgesetzten Beträge 

1 

— 

9 615 

davon ab 




Berlinhilfe-Vergünstigung 

83 892 

— 

80 

Sonstige abgesetzte Steuer 


— 

48 

Vorauszahlungsbetrag 

2 950 089 

— 

9 488 

II. Nach der Besteuerungsart 




1. Steuerpflichtige Umsätze^) 




zu 4 V. H 

2 021 110 

211 839 

8 474 

zu 3 V. H 

184 941 

8 919 

268 

zu 1,5 V. H 

1 208 355 

16 830 

252 

zu 1 V. H 

232 691 

50 758 

508 

nach Durchschnittsteuersätzen 

18 745 

2 014 

47 

Steuerpflichtige Umsätze zusammen 

3 665 842 

290 360 

9 615 

darunter 




Zusatzbesteuerte Umsätze 




zu 3 V. H 

2 278 

927 

28 

zu 4 V. H 

205 

827 

33 

zu 2,2 V. H 

103 

285 

6 

2. Steuerfreie Umsätze 




nach § 4 Ziff. 2 UStG 

9 564 

7 383 

— 

nach § 4 Ziff. 3 UStG 

32 782 

20 600 

— 

nach § 4 Ziff. 4 UStG 

63 399 

44 314 

— 

nach § 4 Ziff. 5 UStG 

4 959 

6 133 

— 

nach § 4 Ziff. 9 und 




nach § 35 Abs. 1 UStDB 

28 790 

8 222 

— 

nach § 4 Ziff. 11 UStG 

81 563 

2 284 

— 

Lieferungen und Leistungen an die ausländischen Streitkräfte 

21 681 

3 115 

— 

übrige steuerfreie Umsätze 

942 243 

15 686 

— 

Steuerfreie Umsätze zusammen 

1 184 981 

107 738 

— 

3. Steuerpflichtige und steuerfreie Großhandelslieferungen 2) 3j _ 

305 654 

102 455 

508 

4. Gesamtumsatz (Nr. 1 und 2) 

2 950 089 

398 097 

9 615 

III. Besteuerung nach vereinbarten Entgelten 

22 745 

100 988 


IV. Nach Rechtsform 




1. Aktiengesellschaften und Kommanditgesellschaften auf Aktien 

2 689 

71 942 

1 829 4) 

2. Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

23 909 

71 523 

1 512 *) 

3. Bergrechtliche Gewerkschaften 

157 

1 970 

52 

Kapitalgesellschaften zusammen 

26 755 

145 434 

3 393 *) 

4. Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 

19 846 

11 510 

172 4) 

5. Unternehmen gewerblicher Art von Körperschaften des öffent- 




lichen Rechts 

21 456 

7 003 

59 

6. Übrige Körperschaften, Personenvereinigungen, Vermögens- 




massen 1 

119 080 

22 465 

370 

7. Offene Handelsgesellschaften und Kommanditgesellschaften . | 

^ 71 947 I 

78 891 

1 885 

8. Einzelunternehmen 

2 691 005 

132 793 

3 609 


Summe der Steuerbeträge zu II. 1. 

2) jeweils in der Spalte 2 nicht Steuerpflichtige, sondern Zahl der aufgetretenen Fälle angegeben 
Summe der steuerpflichtigen Großhandelslieferungen nach § 7 Abs. 3 UStG, §§ 61 und 85 UStDB und der steuer- 
freien Großhandelslieferungen nach § 4 Ziff. 2 und 4 UStG 

hierzu treten noch rd. 110 Millionen DM steuerfreie Umsätze des Schiffsbaues, die aus technischen Gründen nicht 
mehr in den Tabellen berücksichtigt werden konnten 

Quelle : Statistik der Bundesrepublik Deutschland, Bd. 161, S. 48 
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Übersicht 4 


Steuerpflichtige Umsätze im Jahre 1954 in den Wirtschaftsbereichen nach der Höhe der Steuersätze 

in Millionen DM 





Darunter steuerpflichtig 


Ferner 

zusatz- 

be- 

steuerte 

Liefe- 

rungen 

Wirtschaftsbereich 

Ge- 

samt- 

umsatz 

ZU 

4 v.H. 

zu 

3 v.H. 

zu 

1,5 v.H. 

zu 

Durch- 

schnitt- 

steuer- 

sätzen 

zu 

1 v.H. 

zu- 

sammen 

1 

2 

3 

4 

5 1 

8 i 

7 

8 

9 

Industrie ! 




1 

! 


i 

1 



Bergbau, Steine und Erden 

14 845 

12 803 

4 

22 

~ ! 

201 ' 

13 029 

1 

Energiewirtschaft 

7 589 

1 527 

0 

8 

i 

63 

1598 

— 

Eisen- und Metallindustrie 

57 308 

41 432 

17 

19 ' 

0 1 

2011 i 

43 480 

187 

übrige verarbeitende Industrien . . . 

77 626 

55 222 

4 268 

2 155 

17 ^ 

3 584 

65 245 

1 542 

Baugewerbe 

4 834 

3 962 

1 

0 ^ 

0 

0 

42 

4 005 

0 

zusammen 

162 202 1 

114 946 

4 289 1 

2 204 1 

17 1 

5 900 

127 357 j 

1 730 

Handwerk und sonstiges Herstellungs- 
gewerbe 

1 








Bäcker und Fleischer 

10 279 

7 285 

217 

1 466 

1 194 

82 

10 243 

1 

Baugewerbe 

12 375 

11 712 

3 

4 

0 

100 ( 

11 819 

0 

übrige Zweige 

15 809 

12 875 

101 

604 


1 116 

14 702 

26 

zusammen 

38 463 

31 872 

321 

2 074 

1 200 

1 298 1 

36 765 1 

27 

Großhandel 

98 679 

7 549 

1 155 

1 544 

230 

40 472 

48 950 

9 

Einzelhandel 

46 072 

37 186 

4 081 

1 334 

32 

1 955 

44 587 

271 

Land-, Forst- und Jagdwirtschaft, 
Fischerei 

13 200 

607 

i 

3 

10 512 

341 

84 

11 548 

0 

Sonstige Wirtschaftsbereiche 









übriges Handelsgewerbe 

6 629 

3 833 

11 

28 

0 

815 

4 687 

0 

Dienstleistungen 

11 551 

10 627 

46 

79 

6 

78 

10 836 

2 

Verkehrswirtschaft 

15 056 

2 157 

3 

6 

0 

126 

2 293 

— 

öffentlicher Dienst und Dienstleistun- 









gen im öffentlichen Interesse .... 

6 247 

3 061 

9 

50 

188 

30 

j 3 337 

0 

zusammen 

39 483 

19 679 

69 

162 

195 

1 048 

21 153 

2 

insgesamt ....... 

398 097 

211 839 

8 919 

16 830 

2 014 

50 753 

290 360 

2 039 


h ohne Dienstleistung im öffentlichen Dienst und Dienstleistung im öffentlichen Interesse 

Quelle: Statistik der Bundesrepublik Deutschland, Band 161, S. 29 
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Steuerfreie Umsätze im Jahre 1954 in den Wirtsdiaftsbereidien nach Umsatzarten 

in Millionen DM 


. 

Wirtschaftsbereich 

Einfuhr- 

anschluß- 

liefe- 

rungen 

Groß- 
handels- 
lief e- 
rungen 

Ausfuhr- 

liefe- 

rungen 

Energie- 

liefe- 

rungen 

Beförde- 
rungs- 
leistun- 
gen 
usw. ’) 

Lieferun- 
gen und 
Leistun- 
gen für 
Sozial- 
versiche- 
rungen 

Lieferun- 
gen und 
Leistun- 
gen an 
aus- 
ländische 
Streit- 
kräfte 

übrige 
steuer- 
freie 
Lieferun- 
gen und 
Leistun- 
gen 

Zu- 

sammen 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

Industrie 

Bergbau, Steine und 

Erden 

1 

787 

361 

308 

24 

1 

14 

320 

1 816 

Energiewirtschaft .... 

0 

42 

19 

5 634 

216 

2 

16 

62 

5 990 

Eisen- und Metall- 
industrie 

36 

1 648 

8 813 

116 

58 

5 

797 

2 355 

13 828 

übrige verarbeitende In- 
dustrie 

1 808 

4 998 

4 648 

35 

18 

12 

404 

458 

12 381 

Bauindustrie 


31 

65 

0 

3 

~ 

680 

47 

829 

zusammen . . . 

1 848 

7 504 

13 906 

6 093 

320 

20 

1 910 

3 242 

34 845 

Handwerk und sonstiges 
Herstellungsgewerbe 

Bäcker und Fleischer . . 

1 

10 

5 

0 

0 

0 

1 11 

10 

36 

Baugewerbe 

1 

14 

9 

5 

3 

0 

462 

64 

557 

übrige Zweige 

31 

521 

258 

1 

11 

37 

100 

142 

1 105 

zusammen . . . 

33 

545 

1 272 

6 

i 14 

1 37 

573 

216 1 

1 698 

Großhandel 

5 055 

34 574 

6 254 

13 

92 

8 

248 

3 486 

49 729 

Einzelhandel 

33 

630 

49 

1 

16 

628 

45 

82 

1 485 

Land-, Forst- und Jagdwirt- 
schaft, Fischerei 

2612) 

14 

8 

2 

2 

0 

6 

1 359 

1 652 

SonstigeWirtschaftsbereiche 
übriges Handelsgewerbe 

9 

875 

51 

1 

123 

8 

9 

866 

1 942 

Dienstleistungen ... 

2 

10 

9 

1 

17 

8 

44 

624 

714 

Verkehrswirtschaft . . . 

140 

151 

48 

11 

7 609 

1 

278 

4 525 

12 763 

öffentlicher Dienst und 
Dienstleistungen im 
öffentlichen Interesse . . 

1 

11 

3 

6 

29 

1 673 

1 2 

1 286 

2 910 

zusammen . . . 

152 

1 047 

1 uTj 

18 

7 778 

1 590 

333 

7 301 

18 329 

insgesamt . . . 

7 383 

44 314 

20 600 

6 133 

8 222 

2 284 

3 115 

15 686 1 

107 738 


einsdiließlidi geringer anderer Beträge nach § 4 Ziff. 9 steuerfreier Umsätze 
") Hochseefischerei 

ohne Dienstleistung im öffentlichen Dienst und Dienstleistung im öffentlichen Interesse 


Quelle: Statistik der Bundesrepublik Deutschland, Bd. 161, S. 31 
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Übersicht 6 


Umsätze nach Wirtschaftszweigen in ihrer Gliederung nach steuerpflichtigen und steuerfreien Umsätzen; 
Umsatzsteuer und durchschnittlicher Umsatzsteuersatz im Jahre 1954 




Steuer- 

pflich- 


Umsatz 



Umsatzsteuer 



ins- 


davon 




Gewerbe- 

Wirtschaftsgliederung 

tige 

gesamt 

steuerpflichtig 

steuerfrei 

Mil- 

lionen 

DM 

in 

V. H. 

kenn- 

ziffer 

Anzahl 

Millionen DM 

in 

V. H. 

von 
Spal- 
te 4 

Millionen 

DM 

in 

V. H. 

von 
Spal- 
te 4 

von 
Spal- 
te 5 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

0—9 

0 

Gesamtsumme 

Land-r Forst- und Jagdwirtschaft, Fischerei (ein- 

2950 089 

398 097 

290 360 

72,9 

107 738 

27,1 

9 488 

3,3 

01 

schließlich Gartenbau und Tierzucht) 

Landwirtschaft (ohne Gartenbau, Baumschulen und 

822 063 

13 200 

11 548 

87,5 

1 652 

12,5 

188 

lr6 


gewerbliche Tierzucht) 

758 786 

10 649 

9 318 

87,5 

1 330 

12,5 

144 

1,5 

02 

Landwirtschaftlicher Gartenbau und Baumschulen 

37 610 

649 

643 

99,1 

6 

0,9 

12 

1,9 

04 

06 

Forst- und Jagdwirtschaft 

Nichtlandwirtschaftliche Gärtnerei und Sämerei- 

10 562 

1 188 

1 164 

98,0 

24 

2.0 

18 

1,5 


Wirtschaft 

6 582 

186 

179 

96,2 

6 

3,8 

6 

3,4 

07 

Nichtlandwirtschaftliche Tierzucht 

7 078 

127 

122 

96,1 

6 

3,9 

4 

3,3 

08 

Hochsee- und Küstenfischerei 

900 

393 

114 

29,0 

279 

71,0 

3 

3,0 

09 

1—5 

Binnenfischerei und Fischzucht 

Herstellendes und verarbeitendes Gewerbe: Indu- 

545 

8 

7 

87,5 

1 

12,5 

0,1 

1,8 

1 

strie und Handwerk 

Bergbau, Gewinnung und Verarbeitung von Stei- 

784 194 

200 665 

164 122 

81,8 

36 542 

18,2 

6158 

3,8 


nen und Erden; Energiewirtschaft 

20 577 

23101 

15 279 

66,1 

7 823 

33,9 

593 

3,9 

11 

Steinkohlenbergbau 

203 

7 648 

6 854 

89,6 

794 

10,4 

272 

4,0 

12 

Braunkohlenbergbau 

32 

821 

781 

95,1 

40 

4,9 

31 

3,9 

13 

Erzbergbau 

28 

529 

344 

65,0 

185 

35,0 

14 

4,0 

14 

15 

Salzbergbau und Salinen 

Sonstiger Bergbau (einschließlich Erdöl-, Bern- 

24 

655 

470 

71,7 

185 

28,3 

18 

1 

i 

: 3,8 

17 

stein- und Torfgewinnung) 

Gewinnung und Verarbeitung von Steinen, Erden 

236 

1 005 

620 

61,7 

385 

38,3 

24 

3,9 

18 

und grobkeramischen Erzeugnissen 

Stadtwerke (Kombination von Versorgungs- und 

16 937 

4 854 

4612 

95,0 

242 : 

5.0 

177 

3,8 


Verkehrsbetrieben) 

61 

991 

29 

2,9 

962 ' 

97,1 

0,6 

2,2 

19 

Energiewirtschaft (ohne Stadtwerke) 

3 056 

: 6 597 

1 570 

23.8 

5 027 

76,2 

58 

3,7 

2 

Eisen- und Metallerzeugung und -Verarbeitung . 

126 628 

62 956 

48 812 

77,5 

14 144 

22,5 

1 847 

3,8 

21 

Eisen- und Stahlindustrie 

1 469 

13 557 

11 142 

82,2 

2 415 

17,8 

438 

3,9 

22 

NE-Metallindustrie 

: 1 003 

3 002 

1 806 

60,1 

1 197 

39,9 

71 

3,9 

23 

Stahlbau 

1 3 183 

2 933 

2 546 

86,8 

387 

13,2 

100 

3,9 

24 

Maschinenbau 

! 12 724 

14 729 

10 785 

73,2 

3 944 

26.8 

401 

3,7 

25 

Schiffbau 

493 

1 286 

191 

14,9 

1 095 

85,1 

7 

3,7 

26 

Straßen- und Luftfahrzeugbau 

32 535 

8 564 

6 550 

76,5 

2013 

23,5 

239 

3,6 

27 

Elektrotechnik 

9 862 

8 266' 

6 767 

81,9 

1 500 

18,1 

, 244 

3,6 

28 

Feinmechanik und Optik 

13 789 

2 256 ' 

1 633 

72,4 

623 

27,6 

61 

3,7 

29 

3/4 

Eisen-, Stahl-, Blech- und Metallwarengewerbe . 

Verarbeitendes Gewerbe (ohne Eisen- und Metall- 

51 543 

8 362 

7 392 

88,4 

i 

970 

11,6 

286 

3,9 

31 

verarbeitung) 

Mineralölverarbeitung und Kohlenwertstoff- 

453 990 

97 398 

84 208 

86,5 

13 190 

13,5 

3 091 

3,7 


industrie 

92 

4 197 

928 

22,1 

3 269 

77,9 j 

36 

3,8 

32 

Chemische Industrie 

6 034 

11 793 

9 418 

79,9 

2 375 

20,1 ! 

350 

3,7 

34 

Kunststoffverarbeitung 

1 1 305 

638 

567 

89,0 

i 71 

11,0 

21 

3,6 

35 

Gummi- und Asbestverarbeitung 

! 1 382 

1 923 

1 765 

91,8 

157 

8,2 

64 

3,7 

36 

Feinkeramische und Glasindustrie 

! 3 256 i 

1917 

1 635 

i 85,3 

282 

14,7 

64 

3,9 

61 
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Gewerbe- j 
kenn- 

ziffer 

Wirtschaftsgliederung 

Steuer- 

pflich- 

tige 

Anzahl 

Umsatz 

ins- dav 

gesamt steuerpflichtig 

i 

V. H. 

Millionen DM ' von 
Spal- 
; te 4 ] 

on 

steuerfrei 

in 

Millionen 

DM i von 
' Spal- 
: te 4 

Umsatzsteuer 

in 

Mil- V. H. 
lionen 

DM Spal- 
te 5 

1 

2 

3 

4 

5 

8 

7 

6 

9 

10 

37 

Sägerei und Holzbearbeitung 1 

9 921 

2 701 

2 332 

86,3 ■ 

369 

13,7 

i 

85 

3.7 

38 

39 i 

Holzverarbeitung 

Papiererzeugung und -Verarbeitung, Druckerei- 

80 730 

6 060 

5 773 

95,3 1 

287 

4.7 

226 

3,9 


gewerbe i 

13 193 

7 156 ! 

6 897 

96,4 

259 

3,6 

262 

3,8 

41 

Ledererzeugung und -Verarbeitung ! 

65 068 

3 952 

3 759 

95,1 

193 

4,9 : 

151 

4.0 

42 

Textilgewerbe 

20 022 

13 302 

12 036 

90,5 

1 266 

9,5 

485 

4,0 

43 

44 

Bekleidungsgewerbe 

Herstellung von Musikinstrumenten, Spielwaren, 
Turn- und Sportgeräten, Schmuckwaren und Be- 

115 493 

5 258 

5 073 

96,5 

185 

3,5 1 

199 

3,9 

45 

arbeitung von Edelsteinen 

Mühlengewerbe, Nährmittel-, Stärke- und Futter- 

8 550 

969 

703 ' 

72,6 

266 

27,4 

27 

3,8 


mittelindustrie, Bäckerei- und Süßwarengewerbe 
darunter; 

66 404 

11165 

10 034 

89,9 

1 131 

10,1 1 

1 

266 

i 2.7 

451 

Mühlengewerbe (auch mit Bäckerei) .... 

9 310 

3411 

2 728 

; 80,0 

683 

20.0 

50 

1,8 

456 

46 

Bäckerei und Brotindustrie 

Fleisch- und Fischverarbeitung, Milchverwertung, 
Speiseöl- und Speisefettherstellung, Zucker- 

54 435 

4 631 

4 608 

1 99,5 1 

23 

0,5 * 

117 

2,5 


Industrie 

j darunter: 

50 227 

15 973 

13 318 

83,4 

2 654 

16,6 

473 

3,6 

461 

' Fleischer 

43 668 

7 289 

7 155 

81,5 

135 

18,5 

282 

3,9 

464 

Milchverwertung 

5 793 

4617 

3 201 

69,3 

1416 

30,7 

102 

3,2 

466 

47 

Zuckerindustrie 

Obst- und Gemüseverwertung, Kaffee- und Tee- 
verarbeitung, Herstellung von Gewürzen und 

1 68 

1 653 

1 648 

99,7 

5 

0,3 

50 

3,0 


ähnlichem, Eisgewinnung und Kühlhäuser . . . 

2 668 

2 029 . 1 836 

90,5 

192 

9,5 

: 67 

3,7 

48 

Getränkeherstellung 

darunter: 

1 7 987 

' 4517 

4 323 

95,7 

194 

4,3 

1 163 

3,8 

481 

Brauerei und Mälzerei 

2 323 

1 2 638 

2 522 

95,6 

116 

4.4 

99 

3,9 

49 

Tabakwarenherstellung 

1 658 

1 3 851 

3 809 

98,9 

41 

1,1 

' 151 

4,0 

5 

Bau-, Ausbau- und Bauhilfsgewerbe 

182 999 

17 209 

15 823 

91,9 

1 386 

8,1 

627 

1 

4,0 

51 

Hoch-, Tief- und Ingenieurbau 

58 872 

11 624 

10 382 

‘ 89,3 

1 243 

10.7 

411 

4.0 

55 

Zimmerei und Dachdeckerei 

21 558 

1 113 

1 087 

97,7 

26 

2,3 

43 

4,0 

56 

Bauinstallation 

33 959 

2 088 

2 039 

97,6 

49 

2,4 

80 

3,9 

57 

Ausbaugewerbe 

64 752 

2 287 

2 221 

97,1 

67 

2,9 

1 88 

4,0 

59 

61,62/63 

(ohne 

Bauhilfsgewerbe 

3 858 

97 

95 

98,5 

1,5 

1.5 

4 

4,0 

637/38) 

Großhandel 

141 882 

98 679 

48 950 

49,6 

49 729 

50,4 

709 

1.4 

61 

Ein- und Ausfuhrhandel 

davon: 

4 114 

12 406 

1 

i 

1 607 

13,0 

10 799 

87,0 

23 

1,4 

610 

1 Kombinationen innerhalb der Gruppe . . . 

896 

1508 

131 

87 

1 377 

91,3 

1,6 

■ 1,2 

611 

Einfuhrhandel 

1 672 

7 794 

1 152 

14,8 

6 642 

85,2 

16 

1,4 

614 

Ausfuhrhandel 

955 

1 888 

110 

5,8 

1 778 

94,2 

1,4 

1,3 

617 

Gemeinsamer Ein- und Ausfuhrhandel . . . 

591 

1 216 

214 

17,6 ; 

1 002 

82,4 

3,3 

1.5 

6201 

Allgemeiner Binnengroßhandel 

3 290 

3 291 

1670 

50,7 

1 621 

49,3 

31 

1,9 

622 

623 

Großhandel mit Vieh und Geflügel (lebend) . . 
Großhandel mit Getreide, Mehl, Saaten und Fut- 

13 207 

1 945 

1 896 

97 , 5 : 

49 

2,5 

28 

1,5 


termitteln 

8 027 

8 944 

1 441 

16,1 

7 503 

83,9 

24 

1,7 

624 

625 

i Großhandel mit Nahrungs- und Genußmitteln . 
Großhandel mit Rohstoffen und Halbwaren der 

35 302 

17 609 

14 439 

82,0 

3 169 

18,0 ! 

193 

: 1-3 

626 

Eisen- und Metallwirtschaft 

Großhandel mit Rohstoffen und Halbwaren der 

1 521 

9 208 

1 196 

13,0 

8 012 

87,0 

19 

1 1,6 


1 Kohle- und Mineralölwirtschaft 

4 296 

14 303 

1 099 

7,7 

13 204 

92,3 

28 

2,5 


62 
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Steuer- 

pflich- 

tige 


T hnsatT: 



Umsatzsteuer 

Gewerbe- 

kenn- 

Wirtschaftsgliederung 

ins- 

gesamt 

steuerpf 

davon 

ichtig steuerfrei 

_ _ .. 

Mil- 

in 

V. H. 

Ziffer 

1 

2 

Anzahl 

3 

Millionen DM 

4 5 

in 

V. H. 

von 
Spal- 
te 4 

6 

Millionen 

DM 

7 

V. H. 

von 
Spal- 
te 4 

8 

lionen 

DM 

9 

von 
Spal- 
te 5 

10 

627 

Großhandel mit Rohstoffen und Halbwaren der 
Bau-, Holz- und Papierwirtschaft 

11 799 

5 624 

4 919 

87,5 

705 

12,5 

71 

1,4 

628 

Großhandel mit Rohstoffen und Halbwaren der 
Textil- und Lederwirtschaft 

2 568 

994 

704 

70,8 

290 

29,2 

9 

1,3 

631 

Großhandel mit sonstigen Rohstoffen und Halb- 
waren 

11 643 

3 942 

1 641 

41,6 

2 301 

58,4 

30 

1,8 

632 

Großhandel mit Fertigwaren der metallverarbei- 
tenden Industrie (überwiegend Produktionsmit- 
mittel) 

10 158 

6 070 

5 525 

91,0 

545 

9,0 

83 

1,5 

633 

Großhandel mit sonstigen Fertigwaren (überwie- 
gend Produktionsmittel) 

3 385 

1 119 

975 

87,1 

143 

12,9 

15 

1,5 

634 

Großhandel mit Fertigwaren der metallverarbei- 
tenden Industrie (überwiegend Verbrauchsgüter) 

12 710 

5 827 

4 896 

84,0 

931 

16,0 

65 

1,3 

635 

Großhandel mit Rauchwaren, Textilien und Be- 
kleidungsgegenständen 

7 674 

3 391 

3 214 

94,8 

177 

5,2 

44 

1,4 

636 

Großhandel mit sonstigen Fertigwaren (überwie- 
gend Verbrauchsgüter) 

12 188 

4 007 

3 726 

93,0 

281 

7,0 

46 

1,2 

64 

Einzelhandel 

513 451 

46 072 

44 587 

96,8 

00 

3,2 

1 635 

3,7 

641 

Einzelhandel mit Waren aller Art 

27 558 

6 812 

6 780 

99,5 

32 

0,5 

250 

3,7 

642 

Einzelhandel mit Nahrungs- und Genußmitteln 
und verwandten Waren 

241 721 

15 708 

15611 

99,4 

97 

0,6 

556 

3,6 

643 

Einzelhandel mit Bekleidung, Wäsche, Ausstat- 
tungsartikeln, Schuhen und Sportartikeln . . . 

93 896 

10 334 

10 305 

99,7 

29 

0,3 

398 

3,9 

644 

Einzelhandel mit Eisen-, Stahl-, Blech- und Me- 
tallwaren, Haus- und Küchengeräten, Glas, Por- 
zellan, Wohnbedarf, Musikinstrumenten, Elek- , 

! tro- und Rundfunkgeräten 

41 892 

4 626 

4 564 

98,7 

62 

1,3 

174 

3,8 

645 

Einzelhandel mit Druckereierzeugnissen, Papier- 
! und Schreibwaren, Lehrmitteln und Bürobedarf, 
Kunst- und kunstgewerbliche Gegenstände, Ga- 
lanterie- und Lederwaren 

23 707 

1 457 

1 435 

98,5 

21 

1,5 

53 

3,7 

646 

Einzelhandel mit Gegenständen der Körper- und 
Gesundheitspflege, chemischen und optischen 
Erzeugnissen 

30 781 

2 776 

2 135 

76,9 

641 

23,1 

80 

3,7 

647 

Einzelhandel mit Maschinen, Fahrrädern, Kraft- 
fahrzeugen und Kraftfahrzeugbedarf 

17015 

2 001 

1 889 

94,4 

112 

5,6 

53 

2,8 

648 

Sonstiger Facheinzelhandel 

36 881 

2 358 

1 869 

79,3 

490 

20,7 

71 

3,7 

637/38 

67—69 

7—9 

Sonstige Wirtschaftsbereiche 

688 499 

39 483 

21 153 

53,6 

18 329 

1 

46,4 

798 

3,8 

637/38 

67—69 

übriges Handelsgewerbe, Geld- und Versiche- 
rungswesen 

176 653 

6 629 

4 687 

70,7 

1 942 

29,3 

161 

3,4 

637/38 

Zeitungs- und sonstiges Verlagswesen 

2 878 

1 395 

1 347 

96,6 

48 

3,4 

41 

3,0 

67 

Handelsvertretungen, Vermittlung, Werbung und 
Verleih 

159315 

3 387 

2 685 

79,3 

702 

20,7 

101 

3,8 

68 

Geld-, Bank- und Börsenwesen (ohne Postscheck- 
dienst und Postsparkassen) 

13 388 

1 606 

597 

37,2 

1 008 

62,8 

16 

2,7 

69 

Versicherungswesen (ohne Sozialversicherung) . . 

1 072 

240 

57 

23,8 

183 

76,2 

2.2 

3.8 

7 

Dienstleistungen (ohne solche der Abteilung 9) 

280 837 

11 551 

10 836 

93,8 

714 

6,2 

427 

3,9 

71 

Wohnungs- und Grundstückswesen; Vermögens- 
verwaltung 

8 354 

706 

235 

33,3 

472 

66,7 

9 

3,8 
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noch: Übersicht 6 



Steuer- 


Umsatz 



Umsatzsteuer 



pflich- 

ins- 


davon 




Gewerbe- 


tige 

gesamt 

steuerpflichtig 

steuerfrei 


in 

kenn- 

Wirtschaftsgliederung 

— 

— 


, — 

- 

in 

V. H. 

Mil- 

V. H. 

Ziffer 





in 

V. H. 

Millionen 

DM 

Honen ; 

von 



Anzahl 

Millionen DM 

von 

von 

DM 

Spal- 
te 5 






Spal- 

Spal- 


. 

_ _ 




te 4 


te 4 



1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

72 

Gaststättenwesen ■ 

143 390 

7211 

7 156 

99,2 

55 

0,8 

283 

4,0 

73 

Kunst, private Forschung, Theater, Film, Rund- 










funk, Schaustellung 

29 836 

1 776 

1 671 

94,1 

105 

5,9 

66 

3,9 

74 

Sportpflege-, Bade- und Schwimmanstalten . . . 

12 867 

142 

122 

85,9 

20 

14,1 

5 

4,0 

75 

Korrespondenz-, Nachrichten-, Schreib- und über- 








Setzungsbüros 

4 384 

62 

50 

80,6 

13 

19,4 

1.6 

3,2 

76 

Fotografisches Gewerbe 

6 823 

127 

125 

98,4 

2 

1.6 

5 

3,9 

77 

Friseurgewerbe und Schönheitssalon 

50 451 

782 

778 

99,5 

5 

0,5 

31 

4,0 

78 

übrige Dienstleistungen (ohne solche der Abtei- 








lung 9) 

24 732 

743 

699 

94,1 

44 

5,9 

28 

4,0 

8 

Verkehrswir tsdiaf t 

78 545 

15 056 

2 293 

15,2 

12 763 

84,8 

84 ^ 

3,7 

81/82 

Deutsche Bundespost und Deutsche Bundesbahn 

2 

8 569 

42 

0,5 

8 527 

99,5 

1-0 1 

2,5 

83 

Schienenbahnen (ohne Deutsche Bundesbahn) . . 

223 

612 

41 

6,5 

572 

93,5 

1,3 

3,3 

84 

Straßenverkehr 

65 257 

2 365 

1 301 

55,0 

1 064 

45,0 

50 : 

3,8 

85 

Schiffahrt, Wasserstraßen- und Hafenwesen . . . 

5 379 

2 023 

153 

7,5 

1 871 

92,5 

5 

3,1 

86 1 

Luftverkehr 

20 

16 

6 

40,5 

9 

59,5 

0,2 

3,8 

87 ' 

Verkehrsneben- und -hilfsgewerbe 

7 664 

1 472 

750 

51,0 

721 

49,0 

27 

3,6 

9 

öffentlicher Dienst und Dienstleistungen im Öffent- 










lichen Interesse 

152 464 

6 247 

3 337 

53,4 

2 910 

46,6 1 

126 

3,8 

91 1 

Hoheits- und Kämmerei Verwaltungen (Bund, Län- 







1 



der, Gemeinden) 

10 533 

1 386 

667 

48,1 

719 

51,9 

21 i 

3,1 

93 

Politische und wirtschaftliche Organisationen . . 

7 141 

137 

1 113 

82,5 

23 

17,5 

4 : 

3,7 

94 : 

Rechts- und Wirtschaftsberatung 

39 468 

1 247 

1 224 : 

98,2 

23 

1,8 

49 

4,0 

95 

Kirche, religiöse und weltanschauliche Vereini- 










gungen 

644 

119 

29 

25,2 

89 

74,8 

1,1 

3,6 

96 

Erziehung, Wissenschaft und Kultur (soweit nicht ; 










Gebietskörperschaften) 

3 824 

154 

93 

60,4 

60 

39,6 

3 

3,7 

97 

Fürsorge und Wohlfahrtspflege (soweit nicht Ge- 


1 








bietskörperschaften) 

2011 

245 

48 

20,0 

196 

80,0 

2 

3,7 

98 

Sozialversicherung 

64 

299 

7 

2,3 

292 

97,7 

0,2 

3,5 

99 

Gesundheitswesen und Hygiene (soweit nicht | 










Gebietskörperschaften) ' 

darunter: 

88 779 

2 662 

1 156 

■ 

43,4 

1 506 

56,6 

46 

4,0 

992 

Freie Berufe der Gesundheitspflege i 

77 721 

CD 

00 

925 

1 1 

47,5 

1 023 

52,5 

37 : 

4,0 


Quelle: Die Umsätze der Umsatzsteuerpfliditigen und 
deren Besteuerung, Ergebnisse der Umsatz- 
steuerstatistik 1954. Statistik der Bundesrepublik 
Deutschland, Band 161, S. 52 ff. 
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Übersicht 7 


Entstehung des Inlandprodukts im Jahre 1954 nach Wirtschaftsbereichen in jeweiligen Preisen 

in Millionen DM 


Wirtschaftsbereich 

Produktions- 
wert bzw. 
Ertrag 

Vor- 

leistungen 

Ab- 

schreibun- 
gen ') 

Indirekte 
Steuern 
' ./. Sub- 

ventionen 

Wert- 

schöpfung 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Fischerei 

19 269 

6 054 

1 014 

803 

1 

11 398 

Landwirtschaft 

17 561 

5850 

952 

648 

10 111 

Forst- und Jagdwirtschaft 

1 464 

75 

43 

154 

1 192 

Fischerei 

244 

129 

19 

1 

95 

Bergbau 

10 595 

3 348 

963 

893 

5 391 

Energiewirtschaft 

8 756 

5 870 

893 

262 

1 731 

Verarbeitendes Gewerbe 

170 800 

107 703 

5 219 

12 509 

45 369 

Baugewerbe 

17 411 

8 789 

269 

952 

7 401 

Handel 

152 364 

131 852 

1 186 

4 940 

14 386 

Großhandel 

105 841 

93 922 

719 

2 798 

8 402 

Einzelhandel 

46 523 

37 930 

467 

2 142 

5 984 

Verkehr und Nachrichtenübermittlung . . . 

15 719 

5 270 

1 493 

406 

8 550 

Eisenbahnen und Nachrichtenübermittlung 

9 089 

2 156 

941 

132 

5 860 

Schiffahrt 

2 304 

1 306 

161 

28 

809 

übriger Verkehr 

4 326 

1 808 

391 

246 

1 881 

Banken und Privatversicherungen ..... 

5 696 

1 395 

167 

420 

3 714 

Wohnungsvermietiing 

6 166 

2 390 

1 805 

636 

1 335 

Staat 



494 

60 

11 079 

Sonstige Dienstleistungen 



489 

1 052 

7 778 

Erziehung, Wissenschaft und Kultur . . . 

. 


7 

8 

164 

Gesundheitspflege und Hygiene .... 



154 

81 

1 572 

Hotels und Gaststätten 

7 225 

5 249 

130 

488 

1 358 

Häusliche Dienste 



— 

1 

1 

1 002 

übrige Dienstleistungen 



198 

1 474 

3 682 

Alle Wirtschaftsbereiche (um Scheingewinne 
bzw. -Verluste nicht bereinigt) 

414 001 ä) 

277 920 3) 

13 992 

22 933 

118 132 


einsdiließlidi der in den Sachversidierungsprämien enthaltenen Risikoanteile 
2) einschließlich der Einnahmen des Staates aus dem Preis ausgleidi und der Beiträge zur gesetzlichen Unfallversiche- 
rung 

ohne die Positionen „Staat" und „Sonstige Dienstleistungen", jedoch einschließlich „Hotels und Gaststätten". 

Quelle; Wirtschaft und Statistik, Heft 3/1957 und zusätz- 
liche Angaben des Statistischen Bundesamtes. Die 
aus der Sozialproduktsrechnung gewonnenen 
Zahlen dieser Übersicht sind mit den Zahlen der 
Übersicht 8 nicht vergleichbar. 
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Übersicht 8 


Wertschöpfungsquoten nach Wirtschaftszweigen (-klassen) 
— Abgeleitet aus dem Gesamtproduktionswert — 
für das Jahr 1950 


Gruppe, Zweig oder Klasse nach dem systematischen Verzeichnis 
der Arbeitsstättenzählung von 1950 


Vom Gesamtproduktionswert entfielen 
in V. H. auf die 


Nr. 

1 


Bezeichnung 

2 


Vor- 
lei- 
stungen *) 


Ab- In- 
schrei- direkte 

bungen®) Steuern^) 


Wert- 

schöpfung 


Land-, Forst- und Jagdwirtschaft, Fischerei 


01,06, 07 
04 

08/09 


Landwirtschaft (einschließlich Gartenbau und Tierzucht) 29,9 

Forst- und Jagdwirtschaft 5,1 

Fischerei 53,5 


4,9 

2,7 

7,0 


3.8 
9,6 

2.8 


61,4 

82,6 

36,7 


1 


1110 

1210 

1310 

14 

1711 

1715 

1730 

1740 

1751 

1755 

1761 

1764 

1767 

1771 

1773 

1775 

1777 

1779 

1785 

19 


Bergbau, Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und 
Erden; Energiewirtschaft 

Steinkohiengewinnung 

Braun- und Pechkohlengewinnung 

Eisenerzbergbau 

Salzbergbau und Salinen 

Gewinnung und Bearbeitung von Natursteinen .... 
Gewinnung und Aufbereitung von Schiefer, Ton usw. • ! 

Gewinnung und Aufbereitung von Sand und Kies ... | 

Zementindustrie 

Gewinnung und Aufbereitung von Kalksteinen .... | 

Gewinnung und Verarbeitung von Gipsstein und Kreide 

Herstellung von Ziegeleierzeugnissen 

Herstellung von Grob steinzeug für Gewerbe 

Herstellung von teuer- und säurefesten Erzeugnissen . . 

Herstellung von Betonwaren usw 

Herstellung von Kalksandsteinen 

Gewinnung von Rohbims und Bimsbaustoffen i 

Herstellung von Isolier- und Leichtbauplatten i 

Herstellung von Asbestzementwaren 

Herstellung von mineralischen Isoliermitteln und ' 

Filtern usw | 

Energiewirtschaft i 


30.1 

19.9 

41.0 

38.7 

31.3 

50.0 

42.3 

60.9 

55.0 

47.2 

35.3 

55.0 

49.3 
48,2 

47.1 

51.7 

49.4 

57.5 

51.2 

42.2 


7,6 

20,3 

13.2 
10,5 

6,3 

6,2 

11.3 

6.3 

10,2 

2,8 

6,8 

2,8 

4,2 

4.4 

4.5 
4,1 
4,1 
2,4 

4.6 

22,0 


4,0 

58,3 

4,7 

55,1 

3,7 

42,1 

15,4 

35,4 

4,0 

58,4 

4,7 

39,0 

4,4 

42,1 

4,1 

20,8 

4.1 

30,7 

4,0 

46,0 

4,6 

53,3 

2,9 

39,4 

3,8 

42,7 

3,8 

43,7 

4,4 

44,0 

4,8 

39,5 

4,0 

42,5 

3,6 

36,5 

3,9 

40,3 

3,9 

32,0 


2 


2150 

2170 

2210 

2230 

2250 

2270 

2310 

2330 

2340 

2350 

2410 

2510 

2610 

2620 

2630 

2640 

2650 

2710 


Eisen- und Metallerzeugung und -Verarbeitung (ohne 
Handwerk) 

Ziehereien und Kaltwalzwerke 

Eisen-, Stahl- und Tempergießereien 

Metallhütten und Umschmelzwerke 

Edelmetallerzeugende Hütten usw 

Metallhalbzeugwerke 

Metallgießereien 

Bau von Stahl- und Eisenkonstruktionen 

Waggonbau 

Bau von Feld- und Industriebahnwagen usw 

Kesselbau 

Allgemeiner Maschinenbau 

Schiff- und Bootsbau 

Bau von Kraftwagen- und anderen Motoren 

Herstellung von Kfz. -Teilen und -Zubehör 

Bau von Kfz. -Karosserien und -Anhängern 

Stellmacherei 

Fahrrad-, Krankenfahrstuhl- usw.-Bau 

Allgemeine Elektrotechnik 


66,3 

3,0 

3,5 

27,2 

51,1 

3,7 

4,0 

41,2 

74,6 

3,9 

1,7 

19,9 

74,7 

1,9 

1,1 

22,3 

69,6 

2,4 

3,3 

24,6 

57,4 

2,1 

3,6 

37,0 

54,2 

2,8 

3,5 

39,5 

54,6 

3,6 

4,1 

37,7 

68,5 

1,4 

4,1 

26,0 

59,4 

2,1 

4,0 

34,5 

51,3 

3,9 

3,6 

41,2 

62,0 

2,3 

1.3 

34,5 

56,0 

3,6 

3,5 

37,0 

48,8 

3,8 

3,5 

44,0 

58,8 

1,4 

3,9 

35,9 

45,9 

5,8 

3,9 

44,4 

59,5 

1,9 

3,1 

35,6 

54,5 

3.7 

3,4 

38,5 
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Vom Gesamtproduktionswert entfielen 


Gruppe, Zweig oder Klasse nach dem systematisdien Verzeichnis 
der Arbeitsstättenzählung von 1950 

Vor- 

lei- 

in V. H. 

Ab- 
schrei - 

auf die 

In- 

direkte 

Wert- 

schöpfunc 

Nr. 

Bezeichnung 

stungen 

bungen 

Steuern 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

2810—50 

Feinmechanik und Optik 

i 

46,8 

3,9 

3,1 

46,3 

2870 

Herstellung von nichtelekirischen Uhren 

46,2 

3,2 

3,7 

47,0 

2910 

Stahlverformung 

56,9 

3.8 

3,8 

35,6 

2931 

Herstellung von Heiz- und Kochgeräten 

51,1 

2,7 

3,7 

42,5 

2935 

Herstellung von Blechwaren und Feinblechpackungen 
usw 

55,8 

2,9 

4,1 

37,3 

2941 

Herstellung von Schlössern und Beschlägen 

48,2 

2,4 

4,3 

45,1 

2945 

Herstellung von Fahrrad- und Kfz. -Teilen usw 

1 51,7 

3,7 

4,6 

40,1 

2951 

Herstellung von Schneidwaren und Bestecken usw. . . 

44,4 

2,6 

3,4 

49,6 

2954 

Herstellung von Haushaltsmaschinen usw 

55,2 

3,1 

3,7 

38,0 

2960 

Herstellung von Werkzeugen 

52,3 

1,7 

3,5 

42,6 

3/4 

3110 

Verarbeitende Gewerbe (ohne Eisen- und Metallver- 
arbeitung und ohne Handwerk) 

Erdölverarbeitung 

72,1 

3,3 

6,2 

18,4 

3170 

32 

Kohlenwertstoffindustrie | 

Chemische Industrie einschließlich i 

62,1 

4,7 

5,3 

27,8 

4210 

3410 

Zellwoll- und Kunstseidenherstellung 1 

Herstellung von Kunststoffteilen und -waren 

58,5 

4,0 

3,6 

33,8 

351/354 

Gummi-Industrie 

57,0 

2,6 

4,6 

35,8 

3570 

Herstellung von Asbestwaren 

56,2 

3,7 

4,1 

36,0 

3611/13 

Herstellung von Gegenständen aus Porzellan, Steingut 

34,3 

4,4 

3,8 

57,6 

3616 

Herstellung von technischem Porzellan, Steingut usw. . 

37,7 

3,1 

3,2 

56,0 

3651 

Flachglaserzeugung 

42,0 

5,6 

5,4 

46,9 

3653 

Hohlglaserzeugung 

43,4 

4,2 

4,5 

48,0 

3655 

Herstellung von Glasfasern, -gespinsten usw 

55,9 

2,7 

3,8 

37,6 

3657 

Glasverarbeitung 

52,5 

3,4 

4,0 

40,2 

3659 

Glasveredelung 

52,8 

3,2 

3,6 

40,5 

3711 

Sägewerke 

64,7 

3,1 

4,0 

28,2 

3715 

Hobelwerke 

65,2 

3,5 

4,3 

27,1 

3730 

Holzimprägnieranstalten usw 

75,6 

2,0 

4,4 

18,0 

3750 

Furnier- und Schälwerke 

58,7 

1,4 

4,9 

35,0 

3771 

Sperrholzwerke 

62,3 

3,2 

3,5 

31,0 

3815 

Herstellung von Bauelementen usw 

59,9 

3,1 

3,7 

33,3 

3820 

Herstellung von Möbeln und Holzgehäusen usw. . . . 

56,7 

2,7 

3,7 

36,9 

3830 

Herstellung von Polstermöbeln 

54,0 

1,6 

3,4 

41,2 

3844 

Herstellung von Kisten, Koffern und deren Bestand- 
teilen 

61,4 

2,2 

7,6 

28,8 

3847 

Herstellung von Zigarrenkisten usw 

60,6 

3,8 

3,7 

31,9 

3857 

Herstellung von sonstigen Holzwaren 

44,2 

3,3 

4,6 

47,8 

3861 

1 Rohrzurichterei, Herstellung von Korbmöbeln usw. . . 

49,8 

3,5 

3,8 

42,9 

3865 

Borstenzurichterei usw 

55,1 

2,4 

3,9 

38,6 

3870 

Herstellung von Erzeugnissen aus Schnitz- und Form- 
1 stoffen usw 

59,4 

2,8 

4,0 

33,8 

3910 

1 Papier- und Zellstoffindustrie 

59,6 

4,1 

4,2 

32,1 

3935 

Herstellung von gummierten und chemisch-technischen 
' Papieren 

66,0 

2,4 

4,6 

27,1 

3951 

Tapetenindustrie 

60,0 

2,6 

3,8 

33,7 

3953 

Papierwarenherstellung 

64.6 i 

2,1 

3,8 

29,5 

3955 

Pappenverarbeitung 

59,9 

3,1 

4,2 

32,9 

3971 

Buch-, Flach- und Tiefdruckerei 

45,2 

4.6 

4,1 

46,1 

4110 

Ledererzeugende Industrie 

69,4 

1,8 

3,9 

25,0 

4130 

Herstellung von Lederwaren 

66,0 

1,3 

3,5 

29,3 

4150 

Herstellung von Lederhandschuhen 

49,6 

1,4 

3,8 

45,3 

4201 

Spinnerei und Weberei 

60,0 

3,3 

5,5 

31,3 

4230 

Spinnerei und Garnbearbeitung 

65,2 

2,9 

4,7 

27,2 

4240 

Weberei 

62,9 

2,6 

4,1 

30,3 
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Zweig oder Klasse nach dem systematischen Verzeichnis 
der Arbeitsstättenzählung von 1950 

Vom Gesamtproduktionswert e 
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Vor- Ab- 1 In- 

Ipi- srhrpi- dirplrtp 

ntfielen 

Wert- 

Nr. 

Bezeichnung 

stungen 

bungen®) i 

Steuern 

Schöpfung 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

4250 

Wirkerei und Strickerei 

60,5 

3,2 

4,0 

32,4 

4260 

Sonstige Textilgewerbe 

54,3 

2,9 

4,0 

38,7 

4270 

Textilveredelung 

55,9 

4,1 

4,0 

36,0 

4311 

Herstellung von Berufs-, Sport-, Leder-, Regenbekleidung 

68,9 

1,3 

3,8 

25,9 

4313 

Herstellung von Herren- und Knabenfertigkleidung . . 

67,3 

1,3 

3,5 

27,9 

4315 

Herstellung von Damen- und Mädchenfertigkleidung . . 

66,9 

1,5 

3,6 

28,0 

4320 

Herstellung von Wäsche 

70,0 

1.4 

3,5 

25,1 

4330 

Herstellung und Reparatur von Hüten und Mützen . ■ 

56,6 

2,4 

4,0 

37,1 

4341 

Herstellung von Krawatten und Schals 

75,9 

1,0 

3,4 

19,7 

4344 

Herstellung und Reparatur von Schirmen ‘ 

71,2 

1,3 

3,4 

24,1 

4347 

Herstellung von sonstigem Bekleidungszubehör .... 

62,4 

1,9 

3,5 

32,2 

4350 

Bettfedernaufbereitung usw 

72,1 

2,9 

2,6 

22,4 

4410 

Herstellung von Großinstrumenten 1 

44,3 

3,2 

4,1 

48,4 

4420 

Herstellung von sonstigen Musikinstrumenten .... 

46,6 

4,3 

3,0 

46,1 

4430 

Herstellung von Spielwaren, Puppen usw ' 

47,3 

3,4 

4,7 

44,7 

4440 

Herstellung von Turn- und Sportgeräten usw i 

60,5 

1,9 

3,6 

34,1 

4450 

Herstellung von Schmuckwaren (nur Gablonzer) usw. . 

47,3 

2,4 

4,2 

46,2 

4510 

Mühlengewerbe ' 

86,0 

2,1 

2,3 

9,6 

4520 

Nährmittel- und Zutatenindustrie 

76,4 

2,3 

3,8 

17,6 

4530 

Stärke-Industrie ; 

70,6 

2,3 

7,3 

J9,8 

4540 

Kartoffeltrocknungs-Industrie 

72,9 

3,5 

3,8 

19,9 

4550 

Futtermittel-Industrie 

82,0 

1,9 

3,2 

12,9 

4561 

Brot- und Frischbackwaren-Industrie 

73,7 

2,2 

2,8 

21,4 

4571 

Herstellung von Keks- und Dauerbackwaren usw. . . . 

65,1 

3,6 

4,1 

27,3 

4580 

Süßwarengewerbe 

67,4 

1,9 

4,6 

26,1 

4611 

Fleischwaren-Industrie, Talgschmelzen usw 

81,4 

1,7 

3,2 

13,6 

4631 

Fischindustrie 

82,7 

2,2 

1,8 

13,3 

4645 

Molkereien und sonstige Milchverwertung 

89,0 

1,8 

2,4 

6,9 

4650 

Ölmühlen und Margarine-Industrie 

85,6 

1,5 

2,8 

10,2 

4660 

Zucker-Industrie 

49,0 

3,6 

27,3 

20,2 

4710 

Obst- und Gemüseverwertung 

74,1 

4,1 

4,1 

17,8 

4720 

Kaffeeverarbeitung und Herstellung von Kaffee-Ersatz 

50,1 

1,1 

35,5 

13,3 

4740 

Herstellung von Essig, Senf, Gewürzen usw 

67,5 

2,7 

3,7 

26,1 

4760 

Eisgewinnung 

28,9 

11,0 

5,4 

54,7 

4810 

Brauerei und Mälzerei 

39,8 

6,8 

28,9 

24,5 

4830 

Spiritusindustrie 

50,6 

1,6 

30,6 

17,2 

4850 

Herstellung von verarbeiteten Weinen 

48,4 

1,3 

32,6 

17,8 

4870 

Herstellung von Mineralbrunnen usw 

50,2 

7,6 

3,8 

38,4 

4910 

Zigarrenfabrikation 

37,6 

1,2 

38,1 

23,1 

4950 

Zigaretten-, Rauch-, und andere Tabakfabrikation . . 

20,6 

0,5 

72,6 

6,3 

2/7 

Handwerk 





2360 

Montage von Wärme-, Lüftungsanlagen usw 

59,9 

0,9 

3,9 

35,4 

2485 

Reparatur von Maschinen und Apparaten 

76,3 

1,2 

3,0 

19,5 

2630 

Bau von Kraftfahrzeug-Karosserien und Anhängern . . 

51,6 

1.8 

4,3 

42,3 

2640 

Stellmacherei j 

46,8 

2,4 

4,7 

46,1 

2681 

Kraftfahrzeug-Reparatur-Werkstätten ! 

72,1 

1,6 

3,4 

23,0 

2685 

Fahrrad-Reparatur-Werkstätten i 

73,8 

1,2 

4,2 

20,8 

2710 

Allgemeine Elektrotechnik | 

54,0 

2,9 

4,3 

38,9 

2750 

Elektroreparatur und -montage 

65,2 

1,6 

4,4 

28,8 

2810 

Herstellung von optischen Erzeugnissen 

58,4 

2,2 

4,7 

34,7 

2840 

Herstellung und Reparatur von feinmechanischen Er- 






zeugnissen 1 

59,6 

2,2 

3,9 

34,4 

2850 ! 

Herstellung von medizinmechanischen Erzeugnissen . . 

51,5 

2,0 

3,0 

43,6 

2870 

Herstellung und Reparatur von nichtelektrischen Uhren . 

60,8 

1,7 

4,8 

32,7 

2970 

Schmiederei 

i 56.5 

2,6 

4,3 

36,7 

2980 

Schlosserei und Schweißerei 

53,0 

1,9 

4,5 

40,5 

3540 

Vulkanisier- und Reparatur-Anstalten 

78,4 

2,0 

2,7 

17,0 
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Gruppe, 

Zweig oder Klasse nadi dem systematisdien Verzeichnis 
der Arbeitsstättenzählung von 1950 

Vom Gesamtproduktionswert e 
in V. H. auf die 

Vor- Ab- In- 

1pi_ srhrpi- dirpktp 

ntfielen 

Wert- 

Nr. 

Bezeichnung 

stungen *) 

bungen®) 

Steuern 

Schöpfung 

1 

2 

3 

* 

5 

6 

3811 

Bau- und Möbeltischlerei 

51,3 

2,2 

4,4 

42,2 

3830 

Herstellung von Polstermöbeln 

67,4 

0,8 

4,1 

27,8 

3851 

Herstellung von Drechslerwaren usw 

45,6 

3,4 

4,7 

46,3 

3957 

Buchbinderei 

51,0 

2,3 

4,8 

41,9 

4130 

Herstellung von Lederwaren 

67,0 

1,1 

4,2 

27,7 

4175 

Schuhreparatur und Maßschuhmacherei 

56,7 

1,9 

3,9 

37,5 

4317 

Herren- und Damenschneiderei 

47,1 

1,4 

4,1 

47,4 

4330 

Herstellung und Reparatur von Hüten und Mützen . . 

59,3 

1,1 

4,1 

35,5 

4360 

Kürschnerei 

65,0 

1,2 

4,5 

29,2 

4450 

Herstellung von Schmuckwaren . 

53,5 

2,5 

4,8 

39,3 

4510 

Mühlengewerbe 

84,8 

2,3 

2,5 

10,4 

4564 

Bäckerei ohne Gastwirtschaft 

71,5 

1,6 

3.4 

23,6 

4567 

Bäckerei mit Gastwirtschaft 

67,2 

2,2 

5,2 

25,5 

4614 

Fleischerei ohne Gastwirtschaft 

82,2 

1,2 

4,0 

12,6 

4617 

Fleischerei mit Gastwirtschaft 

77,6 

1,0 

4,8 

16,7 

4810 

Brauerei und Mälzerei 

41,7 

4,3 

26,7 

27,3 

5101 

Hoch- und Tiefbau 

39,2 

1,8 

3.8 

55,2 

5130 

Hoch- und Ingenieur-Bau 

38,3 

1,4 

3,6 

56,7 

5145 

Straßenbau 

32,3 

2,3 

4,8 

60,7 

5195 

Baubetriebe mit Zimmerei 

47,5 

1,4 

4,2 

46,9 

5511 

Zimmerei und Holztreppenbau 1 

50,3 

1,4 

4,3 

44,0 

5550 

Dachdeckerei ! 

52,1 

0,8 

4,5 

42,6 

5591 

Zimmerei mit Bautischlerei 

52,7 

2,0 

4,2 

41,0 

5592 

Dachdeckerei mit Klempnerei 

55,2 

1,3 

4,1 

39,4 

5610 

Klempnerei, Gas- und Wasserinstallation 

61,1 

1,0 

4,2 

33,7 

5650 

Elektroinstallation 

61,3 

1,0 

4,1 

33,6 

5710 

Glaserei 

58,2 

1,3 

4,6 

35,9 

5721 

Malerei, Baulackiererei 

36,9 

1,0 

4,5 

57,7 

5770 

Ofen- und Herdsetzerei 

69,5 

1,1 

4.1 

25,4 

5910 

Schornsteinfegergewerbe 

21,3 

1,1 

5,9 

71,7 

7610 

Fotografische Ateliers 

57,7 

3,3 

5,4 

33,6 

7710 

Friseurgewerbe 

46,6 

2,7 

4,8 

46,0 

7811 

Wasch- und Plättanstalten 

39,1 

4,4 

4,9 

51,6 

6 

Handel, Geld- und Versicherungswesen 





6101 

Allgemeiner Einfuhrhandel 

93,5 

0,1 

0,4 

6,1 

6102 

Allgemeiner Ausfuhrhandel 

87,7 

0,1 

0,5 

11,8 

6103 

Allgemeiner Ein- und Ausfuhrhandel 

87,6 

0,1 

0,4 

12,0 

6113 

Einfuhrhandel mit Nahrungs- und Genußmitteln .... 

96,1 

0,2 

0,5 

3,3 

6115 

Einfuhrhandel mit Rohstoffen und Halbfabrikaten . . . 

95,4 

0,1 

0,4 

4,1 

6117 

Einfuhrhandel mit Fertigfabrikaten 

92,0 

0,6 

1,3 

6,0 

6147 

Ausfuhrhandel mit Fertigfabrikaten 

92,2 

0,2 

0,4 

7,6 

6173 

Ein- und Ausfuhrhandel mit Nahrungs- und Genußmit- 






teln 

90,7 

0,3 

0,6 

8,3 

6175 

Ein- und Ausfuhrhandel mit Rohstoffen und Halbfertig- 






fabrikaten 

89,1 

0,2 

0,3 

10,4 

6177 

Ein- und Ausfuhrhandel mit Fertigfabrikaten 

90,9 

0,2 

1,1 

7,5 

6201 

Allgemeiner Binnengroßhandel 

92,8 

0,6 

0,8 

5,6 

6220 

Großhandel mit Vieh 

93,0 

0,5 

1,3 

5,2 

6231 

Großhandel mit Getreide, Mehl, Saaten usw 

95,0 

0,4 

0,5 

4,1 

6235 

Großhandel mit Düngemitteln 

95,6 

0,2 

0,4 

4,4 

6243 

Großhandel mit Molkereierzeugnissen usw 

94,6 

0,5 

1,2 

3,7 

6245 

Großhandel mit Fischen und Fischwaren 

89,1 

1,0 

1,1 

8,6 

6246 

Großhandel mit Obst, Gemüse, Südfrüchten usw. . . . 

92,7 

0,8 

1,3 

5,2 

6247 

Großhandel mit Wein, Spirituosen usw 

83,7 

1,6 

2,4 

12,1 

6248 

Großhandel mit Tabak 

88,1 

0,2 

1,4 

10,4 

6249 

Großhandel mit Tabakwaren 

96,9 

0,2 

1,2 

2,0 

6254 

Großhandel mit Roheisen, Edelstahl usw 

91,0 

0,4 

0,7 

8,1 
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Vom Gesamtproduktionswert entfielen 
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Nr. 
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Schöpfung 

1 1 

2 

3 

4 

5 

6 

6257 

Großhandel mit NE-Metallen usw 

92,7 

0,1 

0,5 

6,7 

6261 

Großhandel mit Steinkohle, Braunkohle usw 

96,1 

0,4 

0,3 

3,2 

6265 

Großhandel mit Mineralöl usw 

88,1 

2,1 

0,6 

9,7 

6273 

Großhandel mit Flachglas 

80,5 

IrO 

2,7 

16,0 

6275 

Großhandel mit Holz- und Holzhalbwaren 

84,8 

1,0 

1,9 

12,4 

6277 

Großhandel mit Papier und Pappe 

79,0 

0,7 

2,1 

18,1 

6281 

Großhandel mit rohen und bearbeiteten Spinnstoffen . . 

91,4 

0,3 

1,2 

7,0 

6284 

Großhandel mit Häuten und Fellen 

91,8 

0,3 

1,3 

6,5 

6287 

Großhandel mit Leder- und Schuhmacherbedarf .... 

88,3 

0,5 

1,5 

10,0 

6311 

Großhandel mit technischen Chemikalien usw 

89,6 

0,8 

1,5 

7,8 

6314 

Großhandel mit Lumpen und Abfällen 

74,2 

1,0 

3,3 

21,3 

6317 

Großhandel mit Schrott, Nutzeisen usw 

84,0 

0,9 

1,6 

13,5 

6321 

Großhandel mit Maschinen 

85,2 

0,8 

1,7 

12,5 

6323 

Großhandel mit Fleischereimaschinen 

1 86,6 

0,9 

1,8 

10,7 

6325 

Großhandel mit Brauerei- und Molkereimaschinen . . . 

84,0 

0,8 

1,9 

13,4 

6341 

Großhandel mit Eisen-, Stahl-, Blech- und Metallwaren . 

83,0 

0,8 

1,6 

14,7 

6347 

Großhandel mit Edelmetallen, fotografischen und opti- 
schen Artikeln 

90,8 

0,7 

1,8 

6,4 

6349 

Großhandel mit Uhren und Uhrenbestandteilen .... 

87,0 

0,8 

1,7 

10,7 

6351 

Großhandel mit Rauchwaren 

83,0 

0,6 

2,0 

14,0 

6353 

Großhandel mit Textilien und Schneidereibedarf . . . 

87,5 

0,5 

1,6 

10,4 

6356 

Großhandel mit Bekleidungsgegenständen 

87,4 

0,5 

1,6 

10,5 

6357 

Großhandel mit Schuhen 

87,5 

0,4 

1,2 

11,1 

6361 

Großhandel mit Glaswaren und Keramik 

80,8 

0,9 

1,5 

16,7 

6362 

Großhandel mit Holz-, Korb- und Bürstenwaren .... 

85,8 

0,7 

1,8 

11,8 

6363 

Großhandel mit pharmazeutisdien und kosmetischen 
Artikeln 

87,6 

0,6 

1,6 

9,8 

6365 

Großhandel mit Büchern und Zeitschriften 

86,9 

0,7 

1,7 

10,9 

6366 

Großhandel mit Galanterie- und Spielwaren 

85,0 

0,9 

1,6 

12,4 

6367 

Großhandel mit Blumen und zoologischem Bedarf ... 

81,9 

0,9 

2,0 

15,4 

6381 

Bücher- und Zeitschriftenverlag usw 

67,8 

1,3 

3,4 

27,5 

6385 

Musikalien-, Landkarten- usw. Verlag 

65,6 

2,9 

3,6 

27,9 

6411 

Waren- und Kaufhäuser 

78,9 

0,8 

5,2 

16,5 

6415 

Konsumgenossenschaftsgeschäfte 

81,9 

0,9 

4,1 

13,5 

6417 

Gemischtwarengeschäfte mit Waren aller Art ..... 

86,7 

0,6 

3,6 

9,6 

6421 

Einzelhandel mit Nahrungs- und Genußmitteln .... 

87,5 

0,6 

3,6 

8,6 

6422 

Einzelhandel mit Kartoffeln, Obst, Gemüse, Südfrüchte . j 

83,9 

1,1 

3,9 

11,1 

6423 

Einzelhandel mit Fischen und Fischwaren 

82,4 

1,5 

4,2 

12,2 

6424 

Einzelhandel mit Wild und Geflügel 

85,5 

1,0 

3,8 

9,7 

6425 

Einzelhandel mit Milch und Milcherzeugnissen .... 

88,8 

0,6 

3,5 

7,3 

6426 

Einzelhandel mit Schokolade, Süßwaren und Speiseeis . 

81,8 

1,3 

4,1 

13,2 

6427 

Einzelhandel mit Wein, Spirituosen und alkoholfreien 
Getränken 

82,3 

1,1 

4,2 

12,6 

6428 

Einzelhandel mit Tabakwaren 

89,3 

0,6 

3,7 

7,6 

6431 

Einzelhandel mit Textilwaren aller Art 

83,0 

0,6 

4,1 

13,4 

6432 

Einzelhandel mit Schnittwaren 

81,8 

0,7 

! 4,2 

14,2 

6433 

Einzelhandel mit Korsettwaren, Wäsche und Bettwaren . 

79,8 

0,9 

4,3 

16,0 

6434 

Einzelhandel mit Handarbeiten und Kurzwaren .... 

80,6 

0,8 

' 4,0 

15,4 

6435 

Einzelhandel mit Herrenartikeln, Hüten, Hutputz usw. . 

74,7 

1,1 

4,8 

20,2 

6436 

Einzelhandel mit Oberkleidung, Wirk- und Strickwaren . 

80,7 

0,9 

4,3 

15,3 

6437 

Einzelhandel mit Kürschnerwaren 

71,5 

1,2 

4,6 

23,2 

6438 

Einzelhandel mit Schuhwaren 

84,2 

0,8 

4,1 

11,9 

6441 

Einzelhandel mit Eisen, Stahl- und Metallwaren, Öfen 

usw 

79,7 

1,1 

3,8 

16,0 

6442 

Einzelhandel mit Glas- und Porzellanwaren 

78,5 

1,3 

4,4 

16,3 

6443 

Einzelhandel mit Beleuchtungsgegenständen, Elektro- 
geräten usw 

74,6 

1,2 

4,1 

20,4 

6444 

Einzelhandel mit Rundfunk-, Fernseh- und Schallplatten- 
geräten usw 

78,6 

1,2 

4,0 

16,5 
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4 
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6 

6445 

Einzelhandel mit Dreh- und Drechslerwaren usw. . . . 

81,5 

1,1 

4,3 

13,8 

6446 

Einzelhandel mit Möbeln aus Holz und Metall .... 

79,7 

1,0 

4,0 

16,2 

6447 

Einzelhandel mit Teppichen, Möbel- und Behangstoffen . 

78,9 

0,8 

4,1 

17,0 

6448 

Einzelhandel mit Tapeten, Linoleum u. ä 

80,4 

0,7 

3,7 

16,2 

6449 

Einzelhandel mit Musikinstrumenten 

74,1 

1,6 

4,3 

20,3 

6451 

Einzelhandel mit Büchern und Broschüren 

78,2 

1,3 

3,9 

16,7 

6452 

Einzelhandel mit Zeitschriften und Zeitungen 

82,9 

0,6 

3,7 

12,9 

6454 

Einzelhandel mit Papier- und Schreibwaren usw 

77,7 

1,1 

3,9 

17,7 

6456 

Einzelhandel mit Kunst- und kunstgewerblichen Gegen- 





6467 

ständen 

72.6 

1.6 

4,8 

21,2 


Einzelhandel mit Galanterie- und Lederwaren 

80,1 

1,1 

4,6 

15,2 

6457 

Apotheken 

69,6 

1,3 

3,8 

25,8 

6461 

Drogerien 

78,9 

1,1 

4,3 

16,2 

6462 

Einzelhandel mit Farben, Lacken, Anstrichbedarf . . . 

76,5 

1,0 

4,3 

18,6 

6463 

Einzelhandel mit Seifen, Bürstenwaren, ölen usw. . . . 

78,9 

1,1 

4,2 

16,2 

6464 

Einzelhandel mit Parfüm 

77,2 

1,6 

4,5 

17,1 

6465 

Einzelhandel mit hyg. Gummiwaren usw 

72,1 

1,5 

3,2 

23,8 

6466 

Einzelhandel mit optischen und feinmechanischen Instru- 






menten, Foto usw 

72,4 

2,0 

4,5 

21,8 

6471 

Einzelhandel mit Landmaschinen und landw. Geräten . 

84,3 

0,9 

2,2 

13,5 

6472 

Einzelhandel mit Nähmaschinen und deren Zubehör . . 

82,7 

0,8 

3,5 

14,1 

6473 

Einzelhandel mit Büromaschinen und Zubehör, Büro- 






möbeln 

80,6 

0,9 

2,2 

16,8 

6474 

Einzelhandel' mit Fahrrädern und deren Zubehör . • . 

79,2 

0,9 

4,1 

16,6 

6475 

Einzelhandel mit Kraftfahrzeugen 

84,2 

0,7 

2,4 

13,0 

6476 

Einzelhandel mit Kraftfahrzeugbedarf 

81,3 

1,4 

2,3 

15,8 

6477 

Tankstellen ohne Garagen 

75,0 

1,9 

3,1 

20,2 

6481 

Einzelhandel mit Spielwaren aller Art 

77,6 

1,2 

4,5 

17,1 

8482 

Einzelhandel mit Leder- und Schumacherbedarf .... 

82,1 

0,8 

3,4 

14,4 

6483 

Einzelhandel mit Uhren, Gold- und Silberwaren usw. . 

68,9 

1,5 

5,0 

25,1 

6484 

Einzelhandel mit Blumen, Pflanzen und Samen .... 

1 70,5 

1,6 

4,4 

23,6 

6487 

Einzelhandel mit Brennmaterial 

79,8 

1,7 

1 3,2 

15,4 

6488 

Einzelhandel mit Altwaren 

70,0 

1,2 

4,5 

24,4 

7 

Dienstleistungen^) 





7211 

Hotels und Gasthöfe 

69,7 

3,2 

5,8 

21,3 

7214 

Fremdenheime und Pensionen 

70,5 

4,2 

7,4 

17,9^ 

7217 

Hospize, Erholungs- und Ferienheime 

69,2 

2,5 

5.1 

23,2' 

7251 

Schank- und Speisewirtschaften mit Alkoholausschank . 

73,5 

1,1 

5,9 

19,4 

7253 

Bahnhofswirtschaften 

72,9 

1,0 

i 

21,4 

7255 

Kantinenbetriebe 

85,1 

0,4 

4,2 

10,4 

7257 

Kaffeehäuser, Bars, Tanzlokale, Trinkhallen, Eisdielen . 

62,4 

3,2 

1 8,7 

25,7 

7259 

Speisewirtschaften ohne Alkoholausschank 

75,0 

2,4 

4,8 

17,8 

99 

Gesundheitswesen 





9921 

Arzte und Heilkundige (ohne Zahn- und Tierärzte) . . 

29,2 

6,4 

2,3 

62,1 

9924 

Zahnärzte und Dentisten 

41,7 

4,8 

2,1 

51,5 


Auf Grund von Kostenstrukturuntersuchungen — die im Repräsentativverfahren durchgeführt worden sind — 
ermittelt. Wegen der seit 1950 eingetretenen Veränderungen können die Quoten nur Größenvorstellungen ver- 
mitteln. Zur genauen Berechnung der beim Übergang auf eine andere ümsatzsteuerform eintretenden Belastungs- 
verschiebungen eignen sie sich deshalb nicht. 

2) Gesamter Stoffverbrauch (einschließlich fremde Lohnarbeiten, Instandhaltung usf.) 
einschließlich verbrauchsbedingte Abschreibungen auf geringwertige Wirtschaftsgüter 
einschließlich Umsatzsteuer und Gebühren 

5) ohne Dienstleistung im öffentlichen Dienst und Dienstleistung im öffentlichen Interesse 
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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Übersicht 9 


Bruttoanlage-Investitionen nach Wirtsdiaftsbereichen im Jahre 1954 
in jeweiligen Preisen *) 

in Millionen DM 

1. Land-, Forst- und Jagdwirtsdiaft, Fischerei 2 700 

2. Bergbau, Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und 

Erden 1 350 

3. Verarbeitende Industrie und Baugewerbe 7 700 

4. öffentliche Versorgungswirtschaft 2 600 

5. Verkehr und Nachrichtenwesen 4 550 

6. Wohnungsbau 8 900 

7. öffentliche Verwaltung 2 170 

8. Sonstige Dienstleistungen 2 235 

insgesamt 32 205 


Quelle: 9. OEEC-Bericht, Bonn 1957, S. 51 • — ohne Investitionen für die Besatzung und die Verteidigung 
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Drucksache 730 


Übersicht 10 


Ableitung des Umsatzsteueraufkommens im Jahre 1954 als Grund- 
lage für die Berechnung der Steuersätze bei verschiedenen Umsatz- 
steuerformen 

in Millionen DM 


1. Gesamtbetrag an Umsatzsteuer nach Abzug der Berlin- 
hilfe-Vergünstigungen und der sonstigen abgesetzten 


Steuern 9 488 

2. Dazu kassenmäßiges Aufkommen an Umsatzausgleich- 
steuer 485 

Zwischensumme .... 9 973 

3. Davon ab 

a) Umsatzsteuervergütungen nach § 16 Abs. 1 und 2 UStG 796 

b) Ausfall durch Rechtsänderungen (5. bis 8. Änderungs- 
gesetz) bezogen auf 1954 552^) 

4. mithin Umsatzsteueraufkommen 1954 8 625 


Es sind angesetzt die Ausfälle 

nach dem 5. Änderungsgesetz zum UStG mit 10 Millionen DM 

nach dem 6. Anderungsgesetz zum UStG mit 96 Millionen DM 

nach dem 7. Anderungsgesetz zum UStG mit 300 Millionen DM 

nach dem 8. Anderungsgesetz zum UStG mit 146 Millionen DM 

552 Millionen DM 
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Drucksache 730 


Deutscher Bundestag ■ — 3. Wahlperiode 


Ermittlung des umsatzsteuerpflichtigen Nettoumsatzes (Mehrwertes) für das Jahr 1954 

(Ableitung des Mehrwertes aus den Sozialproduktsberechnungen mit Hilfe der Umsatzsteuerstatistik) 


Wirtschaftsbereich 

_ 

Bruttopro- 
duktionswert 
1954 nach 
der Sozial- 
produktsbe- 
rechnung 

Steuerbarer 
Bruttoumsatz 
nach der 
Umsatz- 
steuersta- 
tistik 1954 2) 

Wert- 
schöpfung ^) 

Tettoumsatz 19 

Indirekte 
Steuern 
(ohne Um- 
satzsteuer) 
abzüglich 
Subven- 
tionen h 

54 

Insgesamt 


in 

Millionen DM 


1 

2 

1 3 

4 

5 

1 e 

Landwirtschaft 

17 561 

11 612 

10 111 

482 

10 593 

Forst- und Jagdwirtschaft 

1 464 

1 188 

1 192 

136 

1328 

Fischerei 

244 

400 

95 

7.3 

92 

Bergbau 

10 595 

10 658 

5 391 

534 

5 925 

Energiewirtschaft 

8 756 

7 589 

1 731 

203 

1934 

Verarbeitendes Gewerbe 

170 800 

165 208 

45 369 

7 394 

52 763 

Baugewerbe 

17411 

17 209 

7 401 

325 

7 726 

Großhandel 







Handelsvertretungen 


105 841 

102 187 

8 402 

1 986 

10 388 

Verlagswesen 







Einzelhandel 

46 523 

46 072 

5 984 

507 

6 491 

Banken und Privatversicherungen .... 

5 696 

2 137 

3 714 

394 

4 108 

Wohnngsvermietung 

6 166 

706 

1 335 

627 

1 962 

Gaststättenwesen 

7 225 

7211 

1 358 

205 

1 563 

Sonstige Dienstleistungen 


9 180 

6 420 

291 

6711 

Eisenbahnen und Nachrichtenübermittlung . 

9 089 

8 806 

5 860 

130 

5 990 

übriger Verkehr 

6 630 

6 250 

2 690 

192 

2 882 

Staat 


1 685 

11 079 

39 

11 118 

Gesamtsumme 

(414 001)0) 

398 097 

118 132 

13 442 

131 574 
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Drucksache 730 


Übersicht 11 


Nettoquote 
(Spalte 6 
in V. H. von 
Spalte 2) 

Steuerbarer 
Nettoumsatz 
Sp. 3 X Sp. 7 
100 

1 Steuerbe- 
freiungen 
1954 ohne 
Ausfuhr- 
lieferun- 
gen 3) 

Von Spalte 8 als steuerbefreite 
Umsätze abzusetzen 

Steuer- 

pflichtiger 

Nettoumsatz 

1954 

(Spalte 8 ./. 
Spalte 12) 

Ausfuhr- 

lieferungen 

8) 

' Sonstige^) 

Insgesamt 

v.H. 

1 in Millionen DM 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

60,3 

7 002 

1 328 

7 

800 

807 

6 195 

90,7 

1 078 

23 

0 

21 

21 

1 057 

37,7 

151 

17 

1 

6 

7 

144 

55,9 

5 958 

620 

209 

347 

556 

5 402 

22,1 

1 677 

5 930 

19 

1311 

1330 

347 

30,9 

51 049 

4 620 

13 876 

1 428 

15 304 

35 745 

44,4 

7 641 

1 264 

74 

561 

635 

7 006 

9,8 

10014 

4 257 

6 299 

417 

6 716 

3 298 

14,0 

6 450 

772 

49 

108 

157 

6 293 

72,1 

1 541 

419 

1 

302 

303 

1 238 

31,8 

225 

469 

2 

149 

151 

74 

21,6 

1 558 

45 

0 

10 

10 , 

1 548 

78,1 

7 170 

2 246 

13 

1 754 

1 767 

5 403 

65,9 

5 803 

8 742 

— 1 

5 761 

5 761 

42 

43,5 

2 719 

3 682 

48 1 

1 602 

1 650 

1 069 


1 685 

1 005 

1 1 

i 

1 004 

1 005 

680 

♦ 

111721 

35 441 

20 600 

15 581 

36 180 

75 541 


Zahlen aus Übersicht 
7 (in Spalte 5 nach 
Abzug der Umsatz- 
steuer) 

Zahlen aus Über- 
sicht 6, Spalte 4 

Grundzahlen aus 
Übersicht 5. 

Infolge unzu- 
reichender Aufglie- 
derung der stati- 
stischen Unterlagen 
war eine genaue 
Abgrenzung nicht 
immer möglich 


Zahlen der 
Spalte 9 
Zahlen der 
Spalte 7 


X 100 


Angaben liegen 
nicht vor 


®) Ohne die Positionen 
„Sonstige Dienst- 
leistungen" und 
„Staat" 


Zu Alternative A. 1. 1: (S. 42) 


Zu Alternative A. L 2: (S. 42} 
Zu Alternative A. I. 3: wie zu A. I. 1: (S. 42) 


Zu Alternative A. 11. 1 bis A. 11. 3: (S. 43) 


75,541 Milliarden DM (Sp. 13) 

+ 8,218 Milliarden DM (Sp. 11: 15,581 Milliarden DM ./. 7,363 Mil- 

liarden DM — Verkehr — ) 

83,759 Milliarden DM 

+ 10,200 Milliarden DM Abschreibungen (nach Übersicht 7, ohne die 
Absdireibungen in den Wirtschaftsbereichen 
„Verkehr und Nachrichtenübermittlung", 

„Wohnungsvermietung" und „Staat") 

93,959 Milliarden DM (ohne Umsatzsteuer). 

wie zu A. I. 1, jedoch ohne Abschreibungen. 

93,959 Milliarden DM (ohne Umsatzsteuer) 

./. 16,585 Milliarden DM steuerlich relevantes Investitionsvolumen 

(vgl. Übersicht 9 ohne die Positionen 5 bis 7). 

wie zu A. I. 1 bis A. I. 3, jedoch abzüglich eines Wertschöpfungsvolu- 
mens von 8,218 Milliarden DM (Steuerbefreiungen nach Sp. 11 ./. Ver- 
kehr). 
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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Übersicht 12 


Ermittlung der Besteuerungsgrundlage für eine Einzelhandelsumsatz- 
steuer 

(Kalenderjahr 1954) 


1. Mangels anderer Unterlagen über die Umsätze für den letzten Ver- 
brauch und die letzte Verwendung muß zur Ermittlung der Besteuerungs- 
grundiage für eine Einzelhandelsumsatzsteuer von den Ansätzen über 
den privaten Verbrauch und die Investitionen ausgegangen werden. 
Unterstellt wird, daß bei einer Einzelhandeisumsatzsteuer auch die Dienst- 
leistungen zur Steuer herangezogen werden. 


2. Der private Verbrauch hat im Jahre 1954 (einschließ- 
lich des sogenannten Kostenverbrauchs in Form von 

Spesen usw.) betragen 94,8 Milliarden DM 


3. Von der Gesamtsumme des priva- 
ten Verbrauchs sind die nicht um- 
satzsteuerpflichtigen Beträge ab- 
zusetzen, nämlich: 

a) Eigenverbrauch der Landwirt- 
schaft 

b) Verkehr 

c) Wohnung 

d) Sonstige Verwendungszwecke 


3,3 Milliarden DM 
3,3 Milliarden DM 

6.2 Milliarden DM 

4.3 Milliarden DM 17,1 Milliarden DM 


4. Mithin Besteuerungsgrundlage für Umsätze (ein- 
schließlich Dienstleistungen) des letzten Verbrauchs 77,7 Milliarden DM 

5. Neben den steuerpflichtigen Umsätzen des letzten 
Verbrauchs müssen die Investitionen berücksichtigt 
werden. Diese haben im Jahre 1954 nach Übersicht 9 

betragen 32,2 Milliarden DM 

6. Als Besteuerungsgrundlage für eine Einzelhandels- 
umsatzsteuer ergibt sich mithin bei Umsatzsteuerbe- 

lastung auch der Investitionen ein Betrag von . . . . 109,9 Milliarden DM 

(dabei ist unterstellt, daß in diesem Betrage die 
Umsatzsteuer in ihrer bisherigen Belastungshöhe 
enthalten ist). 


7. Bei Steuerbefreiung der Investitionsgüterbezüge sind 
von den Investitionen nach Übersicht 9 abzusetzen 
die Positionen 6 (Wohnungsbau) und 7 (öffentliche 
Verwaltung), sowie die im Verkehr und Nachrichten- 
wesen getätigten Investitionen, weil für Verkehrs- 
leistungen im allgemeinen keine Umsatzsteuerpflicht 
besteht (Position 5). Es verbleibt somit ein Betrag 

von 15,6 Milliarden DM 


8. Besteuerungsgrundlage bei Steuerbefreiung der In- 
vestitionsgüterbezüge nach 7 94,3 Milliarden DM 

(auch bei diesem Betrage ist unterstellt, daß die 
Umsatzsteuer in ihm schon enthalten ist) 
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Übersicht 13 


Ermittlung der Besteuerungsgrundlage für eine Einzelhandelsvor- 

umsatzsteuer 

(Kalenderjahr 1954) 

1. Es ist unterstellt, daß sämtliche Lieferungen und Leistungen der der 
Einzelhandelsstufe vorgelagerten Produktions- oder Verteilungsstufen 
zur Umsatzsteuer herangezogen werden. Dienstleistungen im Bereich 
des privaten Verbrauchs bleiben umsatzsteuerfrei. 

2. Auf Grund der vorhandenen statistischen Unterlagen 
oder Schätzungen kann die Besteuerungsgrundlage 
wie folgt abgeleitet werden: 

a) Lieferungen des Einzelhandels 

für den letzten Verbrauch . . . 44,5 Milliarden DM 

b) davon ab 

durchschnittliche Handelsspan- 
ne im Einzelhandel (mit 25 

V. H. angesetzt) 11,1 Milliarden DM 33,4 Milliarden DM 

c) hinzuzurechnen sind die Um- 
sätze, die aus anderen Wirt- 
schaftsstufen als dem Einzel- 
handel für den letzten Ver- 
brauch getätigt worden sind^ 
nämlich 

aa) Direktabsätze der Industrie 3,0 Milliarden DM 

bb) Direktabsätze des Hand- 
werks 10,4 Milliarden DM 

cc) Direktabsätze des Groß- 
handels 3,3 Milliarden DM 

dd) Direktabsätze der Landwirt- 
schaft 1,1 Milliarden DM 17,8 Milliarden DM 


3. Weiter sind die aus dem Investitionsbereich stam- 

menden Umsätze hinzuzurechnen, soweit sie die Be- 
reiche Verkehrswirtschaft, Wohnungsbau und öffent- 
liche Verwaltung betreffen (vgl. auch Übersicht 9). 15,6 Milliarden DM 

4. Besteuerungsgrundlage für die Einzelhandelsvorum- 

satzsteuer (bei Steuerbefreiung der Investitionsgüter- 
bezüge, soweit sie nicht unter 3. fallen) mithin . . . 66,8 Milliarden DM 

5. Investitionsgüterbezüge (ohne die Position 5, 6 und 7 

der Übersicht 9) 16,6 Milliarden DM 

6. Besteuerungsgrundlage für eine Einzelhandelsvorum- 

satzsteuer ohne Steuerbefreiung der Investitionsgüter- 
bezüge zu 5 83,4 Milliarden DM 


Auf die sich nach 4. und 6. ergebenden Besteuerungs- 
grundlagen muß der Betrag der Umsatzsteuer, die 
bisher von der letzten Verteilungsstufe (gleichgültig 
ob im Einzelhandel oder in anderen Wirtschaftsberei- 
chen) entfallen ist, hinzugerechnet werden, weil bei Er- 
zielung eines ungeschmälerten Umsatzsteueraufkom- 
mens die Entlastungen der der „Grossistenstufe" folgenden 
Stufe in der Grossistenstufe eingeholt werden müssen. 

Es ist den Beträgen zu 4. und 6. zum Ausgleich dieser 
Differenz jeweils ein Betrag von rd. 3 Mrd. DM hin- 
zugesetzt worden, so daß sich als Besteuerungsgrund- 
lagen folgende Beträge ergeben: 

a) bei Steuerbefreiung der Investitionsgüterbezüge: . . 69,8 Milliarden DM 

b) bei Steuerbelastung der Investitionsgüterbezüge . . 86,4 Milliarden DM 
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Übersicht 14 


Kalkulationsschema für 6 Wirtschaftsstufen als Berechnungsgrundlage der Umsatzsteuerbelastung bei ver- 
schiedenen Umsatzsteuerformen 



Vorleistungen 







Wirtschaftsstufe 
Grundzahlen 
(ohne Umsatzsteuer) 

Roh- 

stoffe, 

Halb- 

waren, 

Fertig- 

waren 

Sonstige 

Vor- 

lei- 

stungen 

Netto- 

produk- 

tionswert 

Gesamt- 

produk- 

tionswert 

Abschrei- 

bungen 

Investi- 

tionen 

Material- 

gemein- 

kosten- 

zuschlag 

Handels- 

aufschlag 


DM 

DM 

DM 

DM 

1 in V. H. 

Spalte 4 

in V, H. Spalte 2 u. 3 

1 

2 1 

3 1 

4 1 

5 1 

6 1 

7 

« 1 

9 

Rohstoffstufe 


1 

1 






1. Erzeugung 

— 

100,00 

300,00 

400,00 

15,0 

20,0 

; 5,0 



2. Großhandel 

400,00 

20,00 

42,00 

462,00 

1,0 

i 

1 1,5 

— ! 

10,0 

V er arbeitungsstu f e 







1 


3. Halbware 

462,00 

100,00 

500,00 

1 062,00 

15,0 

20,0 

5,0 

1 

4, Fertigware 

1 062,00 

150,00 

1 200,00 

2 412,00 

15,0 

20,0 

5,0 


Verteilungsstufe 






i 


j 

5. Großhandel 

2 412,00 

50,00 

369,30 

2 831,30 

i 

1,5 

— 

15,0 

6. Einzelhandel 

2 831,30 

100,00 

879,39 

3 810,69 

i 

1,0 

\ 

1 

1,5 

1 

— 

30,0 

1 


M Nach diesem Schema ist die Umsatzsteuerbelastung berechnet worden, wie sie auf S. 9 der Denkschrift darge- 
stellt ist. 

in Anlehnung an die Ergebnisse der Kostenstrukturuntersuchungen. 
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